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Einleitung

L.P. Hartley begann seinen 1953 erstmals erschienenen Roman ,,The Go-Between* mit einem
Satz, der in der Folge zum gefliigelten Wort werden sollte: ,,The past is a foreign country:

«l

they do things differently there." Wéhrend fiir Hartley das Problem der Erinnerung im
Vordergrund stand, so fasste er damit auch das Dilemma zusammen, dem sich Historiker bei
ihrer Arbeit gegeniibergestellt sehen — vor allem dann, wenn sie sich intensiv mit
Primérquellen auseinandersetzen. Wie damit umgehen, dass man die Vergangenheit zu
beobachten versucht? Wie ist es moglich, diese zu verstehen?

Hartley hat jedoch — natiirlich ohne es zu wissen — auf ein noch spezifischeres Problem
hingewiesen, von dem die vorliegende Arbeit geprégt ist. In dieser wird versucht, mit Hilfe
der osterreichisch-ungarischen Konsulatsberichte den Raum loannina im Zeitraum 1908-1913
zu betrachten, insbesondere Verhaltensmuster, die als ,,Protest” bezeichnet werden konnen.
Nicht nur die Vergangenheit ist hier ein fernes Land: Die Berichterstatter, durch deren Augen
diese gesehen wird, befanden sich buchstédblich in einem fiir sie fremden Land, ndmlich im
Osmanischen Reich. Das, was in den Konsulatsakten aufscheint, ist dem zeitgendssischen
Leser also doppelt fremd, denn zusétzlich zu der Schwierigkeit, das Vergangene zu verstehen,
stellt sich die Frage, ob dem Konsul das Verstindnis der Fremde nicht ebenso schwer fiel. Die
Auseinandersetzung mit Konsulatsberichten bedeutet die Uberwindung einer zweifachen
Distanz, die Reise in zwei Lander. In Anspielung auf den Titel dieser Arbeit konnen die
Berichte als alter Spiegel gesehen werden, der dem Betrachter das Bild nicht mehr klar,

sondern verzerrt zurickwirft.

Das zentrale Thema dieser Arbeit kreist um die Frage, auf welche Art und Weise ein Umstand
ausgedriickt werden kann. Dies betrifft im vorliegenden Fall zwei Bereiche. Zum einen wird
gefragt, wie in der Konsulatsberichterstattung berichtet wird, wie das Beobachtete dargestellt
wird. Zum anderen wird gefragt, wie die politischen Akteure Ioanninas politische Meinung
zum Ausdruck brachten.

Die Annédherung an diese Fragen erfolgt in mehreren Etappen, ndmlich in drei Kapiteln. Jedes
dieser Kapitel spiegelt eine Rolle des berichterstattenden Konsuln wieder: die des
Beobachters, des Verfassers der Berichte; die des Akteurs und seiner Wahrnehmung anderer
Akteure; und die des Rezipienten, des Publikums.

Im ersten Kapitel stehen die Konsuln selbst im Mittelpunkt. Zuerst muss gekléart werden, mit

1 L.P. Hartley, The Go-Between, New York: New York Review Books, 2002 (1953), 17.



welchen Augen das Gebiet betrachtet wird. Die Autoren, die fiir die Konsulatsberichte
verantwortlich waren, werden vorgestellt. Es wird gefragt, durch welche Faktoren sie geprigt
waren — also wodurch ihr Berufsstand definiert war und welche Ausbildung sie genossen
hatten — und worin ihre Aufgaben bestanden. Anhand eines Fallbeispiels wird gezeigt, durch
welche Bilder der Generalkonsul Konstantin Bilinski, der einen GroBteil der Berichte in dem
untersuchten Zeitraum verfasste, gepragt war. Das Kapitel bildet die Grundlage der Reflexion
dariiber, welche Aussagekraft Konsulatsquellen haben und welche Faktoren bei ihrer Analyse
beachtet werden miissen.

Im zweiten Kapitel soll geklidrt werden, tiber wen berichtet wird. Die Konsuln lieen
verschiedene Gruppen von Akteuren in ihren Berichten auftreten, von denen die
beschriebenen Aktionen ausgefiihrt werden. Nach welchen Kriterien wurden diese Gruppen
eingeteilt und dargestellt? AuBlerdem sollen sie, so wie die Autoren der Berichte, in den
Kontext ihres politischen Umfelds gesetzt werden, wodurch der Rahmen und die Motivation
ihres Tuns ergénzt werden soll.

Nachdem sowohl Beobachter als auch Akteure aufgetreten sind und somit deutlich geworden
ist, wer spricht und wer beobachtet wird, wird im dritten Kapitel das zentrale, im Titel dieser
Arbeit formulierte Begriffsfeld behandelt. Ein bestimmtes Spektrum an Handlungen steht
dabei im Vordergrund: jenes, das eine politische Meinung zum Ausdruck bringt, jenes, das
unter dem Begrift ,,Protest zusammengefasst wird. Auch hier wird zunichst die Frage
gestellt, wie dieses von den Konsuln wahrgenommen wird, welche Linse die Beobachter iiber
die Dinge legten. Ebenso wird versucht, eine Definition des Begriffs ,,Protest zu
unternechmen und dessen Bedeutung in der historiographischen Untersuchung zu erldutern.
Darauthin wird untersucht, auf welche Art die Bewohner loanninas Zustimmung oder —
hiufiger — Gegnerschaft deutlich machten, welcher Moglichkeiten des Protests sie sich
bedienten. Die Grundfrage lautet dabei: Wie wird politische Meinung sichtbar gemacht? Und

wie wird dies in der Konsulatsberichterstattung dargestellt?

Die zeitliche Eingrenzung des Untersuchungszeitraums ist von der Verfligbarkeit der Quellen
abhingig, bildet gleichzeitig jedoch im Hinblick auf den politischen Kontext einen sinnvollen
Rahmen. Die Berichterstattung setzt einige Monate vor der so genannten Jungtiirkischen
Revolution ein und endet knapp ein halbes Jahr nach der griechischen Eroberung der Stadt
Ioannina. Somit umfasst sie die Periode von der Einfiihrung der Verfassung bis zu dem Ende

der Zugehorigkeit des Gebietes zum Osmanischen Reich.



Im Vordergrund soll nicht die Rekonstruktion einer historischen Wirklichkeit stehen, sondern
die Analyse der Beschreibung von Verhaltensweisen. Dies erfolgt mit einer doppelten
Zielsetzung: Zum einen wird die Quelle selbst immer wieder betrachtet. Es soll versucht
werden, Deutungsmuster sichtbar zu machen. Dabei ist die stindige Reflexion dartiber,
welche Informationen in den Quellen enthalten sind und welche fehlen, unerldsslich. In einer
zweiten Ebene soll nicht mehr die Beschreibung, sondern das Beschriebene in den
Mittelpunkt der Analyse gestellt werden. Hier stellt sich die Frage, welche Handlungen im
Bezug auf ein bestimmtes Thema — der Protest, die Meinungsduflerung — in den Quellen
sichtbar werden und ob diese darauf hinweisen, dass es in dem untersuchten Gebiet ein

bestimmtes Repertoire an Ausdrucksformen gab.

Fiir die vorliegenden Arbeit wurden die Konsulatsberichte des Osterreichisch-ungarischen
Konsulats in Ioannina herangezogen. Diese liegen im Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien auf.
Fiir diese Untersuchung wurden die Politischen und Reservatsakten ausgewertet, die fiir den
untersuchten Zeitraum in den Kartons 4-12 vorhanden sind. Diese Quellengattung wird
aufgrund ihres hohen Informationsgehalts und des guten Rufes, den die Osterreichisch-
ungarischen Konsuln als Beobachter und Kenner der Region genossen (und genief3en), gerne
verwendet.” Inwiefern dieser Ruf im konkreten Fall berechtigt ist, wird eine unterschwellige
Frage dieser Arbeit sein.

Die Beschreibung von Protesten steht im Mittelpunkt der Untersuchung. Dafiir wurden die
Berichte mithilfe von Schlagwdrtern erfasst. Spezifische Themen werden anhand von
Fallbeispielen analysiert. Eine quantitative Auswertung der Berichte ist nicht erfolgt,
deswegen sollen auch keine Aussagen tliber die Haufigkeit bestimmter Phanomene gemacht
werden.

Die Arbeit stiitzt sich zum liberwiegenden Teil auf Primédrquellen. Sekundérliteratur wird zur
Kontextualisierung der verschiedenen Akteursgruppen sowie zur Einbettung des
Themenfeldes ,,Protest herangezogen; der Abgleich aller in den Primérquellen auftauchenden
Ereignisse konnte jedoch nicht erfolgen.

Toponyme werden in der heutigen Form angegeben; die Ausnahme bilden wortliche Zitate, in

denen diese ebenso wie Rechtschreibung und Interpunktion beibehalten wurden.

2 Siche etwa die positive Einschiatzung bei Nathalie Clayer, Aux origines du nationalisme albanais. La
naissance d'une nation majoritairement musulmane en Europe, Paris 2007, 15f.



1. Das Konsularwesen

Im folgenden Kapitel wird gefragt, welches Interesse seitens Osterreich-Ungarns an der
Beobachtung Ioanninas bestand, welche Funktionen das Konsularwesen erfiillte und welche

Aufgaben die Konsuln wahrnahmen.

1.1 Osterreich-Ungarn und Ioannina

Das 0sterreichisch-ungarische Interesse an Siidosteuropa wurde mit einer historischen
Mission, ja Kulturmission begriindet, hatte tatsichlich aber wirtschaftliche und strategische
Ursachen. Dies galt vorrangig fiir den siidslawischen Raum, aber auch fiir albanischsprachige
Gebiete, wo die Interessen Osterreich-Ungarns mittels verschiedener Formen der
Einflussnahme verwirklicht werden sollten: Die albanische Nationalbewegung wurde ebenso
unterstiitzt, wie ein wissenschaftliches und wirtschaftliches Netzwerk in albanischen Gebieten
aufgebaut wurde.? Zur Unterstiitzung des Osterreichisch-ungarischen Handels wurde die
Levante-Post eingerichtet, die mit dem Wasserverkehrswesen in Form des Osterreichischen
Lloyd zusammenarbeitete.* In diesen Bereichen wie auch im Bildungswesen fand die Rivalitit
um Einfluss, die am Balkan zwischen verschiedenen GroBBméachten bestand, ihren Ausdruck
auch abseits der diplomatischen Biihne.’

Osterreich-Ungarn war gegeniiber der jungtiirkischen Revolution 1908 nicht positiv
eingestellt, da eine Beeintrichtigung der Eigeninteressen am Balkan befiirchtet wurde.
Dennoch wurde der Regierungswechsel anerkannt, denn es fehlte generell seitens der
GroBmaichte an ideologischen Argumenten, auf die eine Gegnerschaft gestiitzt werden hitte
konnen. Deswegen verhielten sie sich wihrend des jungtiirkischen Aufstandes neutral.® Die
auf den Umsturz folgende Ubergangszeit wurde jedoch von Osterreich-Ungarn beniitzt, um
die Annexion Bosniens voranzutreiben. Aufgrund der darauf folgenden Annexionskrise war
das Verhéltnis zum Osmanischen Reich gespannt. Das Bestreben der diplomatischen
Vertretung in Konstantinopel war es, die Annexion als Notwendigkeit anerkannt zu wissen,
die einer klaren Abgrenzung der Staatsgebiete dienlich sein wiirde. Dazu wurde auch die
Osterreichische und tiirkische Presse instrumentalisiert, denn diese sollten moglichst

freundlich gestimmt werden. AuBerdem wurde das Osmanische Reich von Osterreich-Ungarn

3 Kurt Gostentschnigg, ,,Die Verflechtung von Wissenschaft und Politik am Beispiel der Osterreichisch-
ungarischen Albanologie “, in: Siidost-Forschungen 58, 1999, 221-245, 237.

4  Gilinther Rambhardter, ,Propaganda und AuBenpolitik, in: Adam Wandruszka (Hrsg.), Die

Habsburgermonarchie im System der internationalen Beziehungen, 1. Teilband, Wien 1989, 496-536, 505.

Rambardter, Propaganda, 520ff.

6  Mehmet Hacisalihoglu, Die Jungtiirken und die mazedonische Frage (1890-1918), Miinchen 2003, 183.

(9]
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mit Subventionen unterstiitzt.” Die Beziehungen zwischen den beiden Méchten waren in den
folgenden Jahren gut; Osterreich-Ungarn verhielt sich gegeniiber den innen- und
aullenpolitischen Krisen des Osmanischen Reiches wie dem Tripoliskrieg mit Italien und den
albanischen Aufstinden neutral.®

Osterreich-Ungarn war an einer Beibehaltung des Status Quo am Balkan interessiert, womit
die Eigeninteressen mit denen des Osmanischen Reiches korrelierten: Eine Stirkung der
Nationalbewegungen in Siidosteuropa und eine damit einhergehende territoriale Erweiterung
musste eine Schwichung beider GroBmichte bedeuten.” Deswegen war es Ziel der
osterreichischen AufBlenpolitik, neutrale, ja freundschaftliche Beziehungen aufzubauen und
strenge Neutralitdt in innerosmanischen Fragen zu bewahren. Dies wird auch in den aus
Janina nach Wien gesandten Konsulatsberichten deutlich: Gegenseitige Versicherungen der
guten Absichten zwischen den tiirkischen und Osterreichisch-ungarischen Beamten waren
Bestandteil des politischen Tagesgeschehens. Die tiirkischen Beamten bemiihten sich trotz der
von den Jungtiirken versprochenen Anderung in der AuBenpolitik weiterhin um die Gunst des
Habsburgerreiches, zumindest auf lokaler Ebene. Um diese auszudriicken, wurden nicht nur
Gespriache gefiihrt, sondern auch symbolische Handlungen, insbesondere Besuche, in den
Vordergrund gestellt, deren Ausbleiben beziehungsweise deren Verdnderung seitens des

Bericht erstattenden Konsuls besondere Bedeutung zugemessen wurde.

Die Interessensvertretung Osterreich-Ungarns wurde von den Konsulaten vorgenommen. Das
Konsulatswesen, das Generalkonsulat Janina und die darin agierenden Personen sollen im
Folgenden ndher untersucht werden, da sie den Kontext fiir den dieser Arbeit zugrunde
liegenden Quellenbestand, ndmlich die Berichte des Generalkonsulats Janinas, bieten. Dieser

soll im Anschluss in seiner methodischen Problematik thematisiert werden.

1.2 Das Konsularwesen

Die FEinrichtung von Konsulaten im Osmanischen Reich, insbesondere in dessen
europdischem Teil, war eine Moglichkeit fiir Osterreich-Ungarn, politisch-diplomatische

Vertretungen auch auflerhalb der Hauptstadt Konstantinopel/Istanbul aufzubauen und damit

7  Leopold Kammerhofer, ,,Diplomatie und Pressepolitik 1848-1918%, in: Adam Wandruszka (Hrsg.), Die
Habsburgermonarchie im System der internationalen Beziehungen, 1. Teilband, Wien 1989, 459-495, 487.

8  Karl Vocelka, ,,Das Osmanische Reich und die Habsburgermonarchie 1848-1918%, in: Adam Wandruszka
(Hrsg.), Die Habsburgermonarchie im System der internationalen Beziehungen, 2. Teilband, Wien 1993,
247-278, 270f.

9  Volcelka, Osmanische Reich, 271.
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einen Nachrichtendienst zu verbinden.'” Die Aufgaben der Konsularimter lagen abgesehen
von der diplomatischen und repriasentativen Vertretung zunéchst im wirtschaftlichen Bereich,
denn die Handelsinteressen der Monarchie sollten durch Berichterstattung iiber kommerzielle
Tatigkeiten und die Kniipfung von Kontakten gefordert und erleichtert werden. Auflerdem
waren die Konsuln im Rahmen des Kultusprotektorats fiir die Ausiibung der religiosen
Schutzrechte zustdndig. SchlieBlich waren sie fiir den Schutz der Untertanen sowie die
Konsulargerichtsbarkeit verantwortlich.! Hatte das Konsularwesen seinen Ursprung in
Handels- und Kaufmannsvertretungen gehabt, so war im 19. Jahrhundert die politische
Berichterstattung bedeutender geworden. Das Konsularwesen war ab 1867 dem k.u.k.
Ministerium des kaiserlichen Hauses und des AufBern unterstellt, das auch die Konsuln
ernannte, wenngleich das Handelsministerium immer noch ein bedeutendes Mitspracherecht
besall. Das Konsularwesen wurde zunehmend biirokratisch organisiert, die Karriere eines
Konsuln verlief dhnlich der eines Beamten in vorhersehbaren Bahnen: Ausbildung, Aufstieg,
Bezahlung und Pension."

Die Interessen des Konsularwesens lagen weiterhin vornehmlich bei wirtschaftlichen
Belangen, der ,,Schutz des AuBlenhandels* wurde als ,,eine der wichtigsten Agenden der k.
und k. Konsularvertretungen* bezeichnet."> Vorgaben beziiglich der Berichterstattung betrafen
hauptsidchlich kommerzielle Interessen wie Handel, Industrie oder Kommunikationswesen.
AulBlerdem wurden die Konsularvertreter angewiesen, detaillierte Informationen {iber all jene
Aspekte zu iibermitteln, die den Wirtschaftsstandort generell beeinflussen konnten, also
Krankheiten und Epidemien, neu eingefiihrte Vorschriften und sogar die Verdnderung von
Geschmickern und Moden. "

Eine Konsularkarriere konnte nur dann angetreten werden, wenn die Konsularakademie
besucht worden war oder die Konsularattachépriifung abgelegt worden war."> Absolventen der
Orientalischen bzw. spiter Konsularakademie hatten eine intensive Ausbildung genossen, bei
der Sprachenkenntnisse besonders gefordert wurden. Die Akademie wurde 1898 reformiert,

um dem verstirkt auf wirtschaftliche Aufgaben ausgerichteten Anforderungsprofil der

10 Leopold Kammerhofer, ,.Das Konsularwesen der Habsburgermonarchie (1752-1918). Ein Uberblick mit
Schwerpunkt auf Siidosteuropa®, in: Harald Heppner (Hg.), Der Weg fiihrt iiber Osterreich... Zur Geschichte
des Verkehrs- und Nachrichtenwesens von und nach Siidosteuropa (18. Jahrhundert bis zur Gegenwart),
Wien et al. 1996, 7-35, 11.

11 Kammerhofer, Konsularwesen, 111f.

12 Kammerhofer, Konsularwesen, 20.

13 Handbuch des osterreichisch-ungarischen Konsularwesens. Nach amtlichen Quellen von Josef Freiherrn
von Malfatti di Monte Tretto. Erster Band, Wien 1904, 183f.

14 Siehe die Anweisungen in: Handbuch des osterreichisch-ungarischen Konsularwesens. Nach amtlichen
Quellen von Josef Freiherrn von Malfatti di Monte Tretto. Zweiter Band, Wien 1904,

15 Jahrbuch des k.u.k. Auswirtigen Dienstes 1914. Nach dem Stande vom 16. April 1914, Wien 1914, 467.
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Konsuln entsprechen zu konnen. Die Kandidaten wurden nun ihren Voraussetzungen
entsprechend einem Zweig, also entweder dem orientalischen oder dem westlichen, zugeteilt,
also schon wihrend der Ausbildung zum Beispiel fiir einen Dienst im Osmanischen Reich
vorbereitet.'* Mit Ausnahme des Konsularattaché Karl Buchbergers, der erst 1911 die Priifung
ablegte, hatten jedoch alle im untersuchten Zeitraum in Janina titigen Konsuln die Akademie
noch vor der Reform besucht."’

Vorraussetzung fiir die Aufnahme an der Akademie war eine abgeschlossene
Gymnasialbildung; die schriftlich und miindlich erfolgende Aufnahmepriifung war
anspruchsvoll und beurteilte neben Kenntnissen von Geschichte und Politik auch
Sprachkompetenz und Erziehung.'® Der Schwerpunkt der Ausbildung lag insbesondere bei der
Erlernung von Fremdsprachen, vor allem Franzosisch und Tiirkisch, aber auch Arabisch,
Persisch, Italienisch und Neugriechisch. Aullerdem wurde vor allem Geschichte und Recht
gelehrt; zusétzlich erhielten die Zoglinge Lektionen iiber Statistik, Politik und
Militdrwissenschaften. Auch Sportarten wurden betrieben. Die Ausbildung dauerte fiinf bis
sechs Jahre." Sie war sehr intensiv und lie wenige Freiheiten zu, da das Leben der Schiiler
durch den Stundenplan komplett verplant und normiert war, wobei auch die Freizeit gewissen
Regeln unterworfen war, die den einwandfreien Umgang der Schiiler sicherstellen sollten.*
Der abgeschlossenen Ausbildung folgte ein Praktikum bei Gericht und danach der Dienst bei
einem auswartigen Amt. Die Orientalische Akademie bereitete die Schiiler also intensiv auf
ein Beamtenleben im AuBeren Dienst vor und ermdglichten einen direkten Einstieg ins
Berufsleben.

Der Beruf des Konsuls war ebenso wie seine Ausbildungszeit durch genaue Vorschriften
geprigt, die ab 1897 in den Jahrbiichern des AuBeren Dienstes festgehalten wurden.?' Diese
betrafen vor allem finanzielle Aspekte, also Lohne, Zuschlige oder Reisegeld. Auch der
Urlaubsanspruch unterlag genauen Vorschriften beziiglich seiner Dauer und der Entlohnung,

wobei die Genehmigung des AuBenministeriums — oder in Ausnahmefillen der néchsten

16 Jahrbuch des k.u.k. Auswértigen Dienstes 1909. Nach dem Stande vom 10. April 1909, Wien 1909, 394.

17 Zur Biographie Buchbergers siehe Jahrbuch 1914, 392.

18 Heinrich Pfusterschmid-Hardtenstein, ,,Von der Orientalischen Akademie zur k.u.k. Konsularakademie.
Eine mariatheresianische Institution und ihre Bedeutung fiir den auswértigen Dienst der Osterreichisch-
ungarischen Monarchie”, in: Adam Wandruszka (Hrsg.), Die Habsburgermonarchie im System der
internationalen Beziechungen, 1. Teilband, Wien 1989, 122-195, 170ff.

19 Siehe dazu den Lehrplan der Orientalischen Akademie in: Pfusterschmid-Hardtenstein, Orientalische
Akademie, 192.

20 Pfusterschmid-Hardtenstein, Orientalische Akademie, 177f. Auch die Sommerferien wurden gemeinsam im
Sommerhaus der Akademie verbracht.

21 Der Inhalt dieser Jahrbiicher &nderte sich bis auf die darin angegebenen Biographien kaum. Fiir die
folgenden Aussagen wurde das Jahrbuch von 1909 herangezogen, da es den Beginn der Konsulatstétigkeit
Bilinskis in Ioannina erfasst. Ein Vergleich mit der Ausgabe von 1914 zeigt weitgehende
Ubereinstimmungen.
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vorgesetzten Stelle — eingeholt werden musste.*

Neben finanziellen Vorgaben wurde auch das Privatleben bis zu einem gewissen Grade
geregelt. Dies betraf vor allem das Verhalten im Falle einer Verehelichung. Diese musste im
Vorhinein genehmigt werden, denn der soziale sowie der Vermogensstand der Braut wurden
gepriift.” Die Ehefrau war ebenso wie ihr Mann Reprisentantin der Monarchie und musste
folglich den Anspriichen des Ministeriums geniigen. Allerdings erlieB dieses ab 1892 die
Vorgabe, dass Konsularbeamte bis zum Rang eines Vizekonsuls unverheiratet bleiben sollten,
da abgesehen von materiellen Kriterien eine Heirat als Beeintrachtigung der Mobilitét
angesehen wurde.” Der Konsulardienst sollte von seinen Vertretern in jeder Hinsicht in den
Vordergrund gestellt werden.

Auch die Kleidung unterlag bestimmten Kriterien, da die Konsulatsvertreter stets in Uniform
aufzutreten hatten. Jacke, Beinkleid, Hiite bis hin zum Tropenhelm wurden genau
beschrieben, wobei in den Jahrbiichern zusitzlich Abbildungen inkludiert waren, die die
Rangunterschiede zwischen den Konsulatsvertretern verdeutlichen sollten. Diese waren durch
Stickereien und Orden erkennbar.”

Das Konsularwesen war vor dem Ersten Weltkrieg ein biirokratisch aufgebauter, von
Vorschriften gepréigter Berufszweig, der auch auflerhalb der eigenen Grenzen als besonders

effizient galt.*

Die Konsuln waren durch eine anspruchsvolle Ausbildung und die gleich
danach erfolgte Eingliederung in das Konsularsystem geprigt. Dies hatte sie mit einem hohen
Pflichtbewusstsein und uneingeschriankter Loyalitdt fiir die Monarchie und den Staat
ausgestattet.”” Thre Aufgabe war es, den Interessen des AuBenministeriums nachzugehen und
dieses mit Informationen zu versorgen. Ein individuelles Handeln der Konsuln war nicht
erwiinscht: Diese waren Akteure der Monarchie und wurden auch als solche wahrgenommen.
Sie waren die leibhafte Verkorperung der Osterreichisch-ungarischen Aullenpolitik, womit sie
mitunter heftige Reaktionen von jenen Akteuren auf sich zogen, die der Monarchie gegeniiber
nicht positiv eingestellt waren. Eigene politische Meinungen, die von den durch den Staat
vorgegebenen abwichen, oder ein Engagement etwa in Parteien waren nicht vorgesehen, die

Konsuln sollten lediglich ein Spiegel der Monarchie sein.”® Thre Handlungen und Aussagen

wurden zumeist schon vorher mit den Vorgesetzten abgekldrt; wenn dies nicht mdglich

22 Jahrbuch 1909, 484.

23 Jahrbuch 1909, 431.

24 Jahrbuch 1909, 430.

25 Jahrbuch 1914, 482-514.

26 Pfusterschmid-Hardtenstein, Orientalische Akademie, 187.

27 Siehe Pfusterschmid-Hardtenstein, Orientalische Akademie, 186f.
28 Pfusterschmid-Hardtenstein, Orientalische Akademie, 187.
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gewesen war, wurde iiber die Tatigkeit Bericht erstattet und diese begriindet beziehungsweise
um weitere Instruktionen gebeten. Jede Handlung musste nachvollziehbar sein und gemeldet
werden.” Die Berichte waren Amtsdokumente, die nummeriert wurden und aufeinander
verwiesen; somit waren sie Teil des biirokratischen Systems, dafiir vorgesehen,
nachvollziehbar und iiberpriifbar zu sein. Zentral filir das gesamte Handeln der Konsuln war
die stetige Kommunikation mit Wien. Pflichterfiillung lautete in diesem Kontext, nicht
individuell zu agieren, sondern die Interessen der Monarchie erfolgreich zu vertreten.

Dies war jedoch ein Idealzustand, in dem Vorschriften genau befolgt wurden und es sich bei
den Beamten um eine Reihe von Technokraten handelte. Tatsichlich unterschieden sich die
einzelnen Konsuln in ihrem Verhalten jedoch stark voneinander. Die Rolle des Beobachters
wurde nicht immer aufrechterhalten, oftmals waren sie aktive Akteure, die iiber einen
erweiterten Handlungsspielraum verfiigten und deswegen als bestimmende Gegenkraft zu den
Osmanischen Behorden auftraten.

AuBlerdem gab es keine einheitlichen Vorschriften, die das Verhalten der Konsuln zu den
Lokalbehorden geregelt hitten: Lediglich ein freundschaftlicher, diplomatischer Umgang
wurde gefordert, gute Beziehungen sollten aufrecht erhalten werden. Konflikte und
Missverstidndnisse sollten rasch beigelegt oder iiberhaupt vermieden werden; in Féllen, wo
das nicht moglich war, mussten weitere Instruktionen eingeholt werden, denn eigensténdiges
Handeln war unerwiinscht.*

Bei allen Konsulaten kam der Tatsache Bedeutung zu, dass die Kontrolle des
AulBlenministeriums Uber seine Beamten nur indirekt aufrecht erhalten werden konnte, da
dieses auf Berichte der Konsuln selbst, also auf Selbstdarstellungen angewiesen waren, um
sich Informationen zu beschaffen. Auch die Umsetzung von Vorgaben konnte nicht genau
iberpriift werden. Konflikte des Konsuls mit der Bevolkerung etwa blieben mitunter dem
AufBenministerium verborgen, wenn diese nicht von anderer Stelle, zum Beispiel von
Kollegen oder Zeitungen, berichtet wurden. Die Problematik der Informationswege wird im
Zusammenhang mit einem in loannina agierenden Konsul genauer beschrieben werden.
Aussagen TUber das Konsularwesen an sich sind folglich trotz der scheinbaren
Vereinheitlichung von Ausbildung und Institution in einem gewissen Mafle immer
Verallgemeinerungen, war die tatsdchliche Umsetzung doch personen- und standortgebunden.
Im Folgenden soll das Generalkonsulat loannina und sein prominentester Vertreter als ein

Fallbeispiel ndher untersucht werden.

29 Dies galt zum Beispiel fiir den Umzug in ein anderes Gebédude. Sieche Freiherr von Malfatti, Handbuch
(Zweiter Band), 205.
30 Freiherr von Malfatti, Handbuch (Erster Band), 176.
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1.3 Das Konsulat in Ioannina

Im Vilayet loannina gab es drei Osterreichische Konsularvertretungen, ndmlich in der
Hauptstadt Ioannina, in Vloré sowie in Preveza.’' Der Wirkungsbereich des Generalkonsulates
Ioannina umfasste beinahe das gesamte Vilayet loannina mit Ausnahme der Sandschaks Berat
und Preveza.” In seinem Amtsbezirk befand sich auBerdem auch das Konsulat Valona und das
Vizekonsulat Preveza; beide Orte waren Hifen des Osterreichischen Lloyd.” Die
Berichterstattung der Generalkonsuln in loannina betraf eigentlich den ganzen Bezirk, war
jedoch realiter auf die Vilayetshauptstadt selbst konzentriert, denn diese war das Zentrum des
politischen Lebens des Vilayets, Sitz des Generalgouverneurs (Vali) und der 1908
gegriindeten politischen Clubs. Da der Konsul Informationen zu sammeln und weiterzugeben
hatte, wurde auch von anderen Orten berichtet; die Akteure selbst waren ithm aber nur in der
Hauptstadt nahe.

Die Konsuln in Ioannina beschrieben zumeist das politische Tagesgeschehen, wirtschaftliche
Interessen waren sekundidr und betrafen vor allem die Aktivititen des Lloyd. Fiir die
Griindung des Konsulats in Ioannina war um die Mitte des 19. Jahrhunderts damit
argumentiert worden, dass loannina als ,,Hauptort des siidlichen Albanien* Standpunkt fiir die
Beobachtung der tilirkisch-griechischen Grenze sein konne; zudem hatten Frankreich und
GroBbritannien schon Vertretungen erdffnet.”* Das Konsulat hatte also von Beginn an
politische Aufgaben.

Mit dem Konsulat verbunden war auch das Postwesen, wobei sich das Postamt in Ioannina im
selben Gebdude befand. Dieses konkurrierte mit dem italienischen Postwesen.®® Zudem war
natiirlich auch ein osmanisches Postamt sowie ein griechisches vorhanden.** Die Kawassen
waren zumeist Einwohner des Vilayets selbst, standen aber unter dem Schutz der Monarchie.
Zur Zeit der Balkankriege hatte das Konsulat ,,vier Postkawassen, die alle griechischer
Nationalitdt waren.’” Das Postwesen, insbesondere die Telegraphie, war fiir alle Akteure
wichtig, da die Koordination mit externen Machthabern dadurch ermoglicht wurde. Die

Kommunikation mit zentralen Behorden, ob in Konstantinopel oder in Wien, wurde dadurch

31 Siehe dazu die Karten 3 und 4 der Konsulardmter in Siidosteuropa 1854 und 1914 bei Kammerhofer,
Konsularwesen, 34f.

32 Jahrbuch 1909, 179.

33 Jahrbuch 1909 ab S. 192, Karte der Balkanhalbinsel.

34 Kammerhofer, Konsularwesen, 19.

35 Andreas Patera, ,,.Die Rolle der Habsburgermonarchie fiir den Postverkehr zwischen dem Balkan und dem
iibrigen Europa®, in: Harald Heppner, Der Weg fiihrt iiber Osterreich... Zur Geschichte des Verkehrs- und
Nachrichtenwesens von und nach Siidosteuropa (18. Jahrhundert bis zur Gegenwart), Wien et al. 1996, 37-
89, 78f.

36 Patera, Postverkehr, 75.

37 HHStA, Gesandtschafts- und Konsulatsarchive, Generalkonsulat Janina, Kt. 12, 13.3.1913, No. 101.
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erst moglich. Vom Generalkonsulat wurden regelméfig Berichte verschickt, die iiber die Lage
im Vilayet informierten.

Diese Kommunikation wurde durch Telegramme beschleunigt, die eine Abstimmung des
Generalkonsulates mit den vorgesetzten Stellen erleichterte und vor allem dringende
Anweisungen zur schleunigen Umsetzung brachte. Fiir die Berichterstattung wurden jedoch
weiterhin Briefe verfasst, da Telegramme nur kurze Nachrichten beinhalteten. Auch
Beschwerden der Einwohner in Konstantinopel wurden dadurch ermdglicht. Dies wurde von
lokalen Akteuren genutzt, denn immer wieder wurden Memoranda und Telegramme
beispielsweise an den GroBvezir oder die Regierung iibermittelt. Wenngleich die
Geschwindigkeit der Informationsverbreitung durch die Telegramme erhoht war, so war die
Verfiigbarkeit von Neuigkeiten davon nicht immer beeinflusst, so dass iiber das politische
Geschehen in der Hauptstadt oder die Vorkommnisse in anderen Provinzen in Zeiten
politischer Krisen nur vage Gerlichte bekannt waren.*®

Das Generalkonsulat Ioannina und seine Vertreter verkdrperten das Konsularwesen an sich.
Die Beamten hatten die Orientalische Akademie besucht und reprédsentierten nunmehr die
Monarchie und ihre AuBlenpolitik. Deren Neutralitdt sollte vermittelt werden, und deswegen
wurde in den Berichten regelmifig betont, dass das eigene Verhalten freundlich, aber eben
neutral sei. Parteinahme wurde strikt vermieden, wenngleich Vorwiirfe diesbeziiglich von
Seiten lokaler Akteure erhoben wurden — in der Selbstdarstellung waren diese jedoch
unbegriindet. Auf einen solchen Fall wird anhand der Biographie des Generalkonsuln
Konstantin Bilinski noch néher eingegangen werden.

Im untersuchten Zeitraum waren drei Generalkonsuln in loannina tdtig: Karl Ranzi nahm
seine Titigkeit 1907 auf.® Er hatte die Orientalische Akademie absolviert und war nach
Diensten in verschiedenen Konsulaten im Osmanischen Reich mit der stindigen Gerenz des
Generalkonsulates in loannina betraut worden. 1909 wurde er nach Varna berufen und war
danach in Damascus titig.*

Sein Nachfolger, Konstantin Bilinski, war bis 1913 in loannina titig. Da er somit fiir einen
Grofteil der Berichte verantwortlich war, aus denen sich das Quellenmaterial zusammensetzt,
soll seine Tatigkeit und seine Biographie ndher betrachtet werden. Damit soll auch der
methodischen Auseinandersetzung mit den Konsulatsberichten Kontext verlichen werden, da

der Verfasser als pragendes Element anzusehen ist. Nach Bilinskis pl6tzlichen Tod {ibernahm

38 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 7, 28.4.1911, No. 115; HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 7, 20.7.1911, No. 227.

39 Seine Berichte sind seit 1900 die ersten, die im Haus-, Hof- und Staatsarchiv aufliegen. Sie sind ab Janner
1908 vorhanden. HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 4.

40 Jahrbuch 1914, 392.
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Julius Meichsner von Meichsenau, Major im Ruhestand und seit 1893 bei verschiedenen
Konsulaten des Vilayets Ioannina téitig, die interimistische Gerenz des Generalkonsulates.*' Er
war Ubrigens der einzige Beamte, der nicht die Orientalische Akademie besucht hatte.
Zusatzlich war der Konsularattaché Karl Buchberger, der seit 1912 dem Generalkonsulat
zugeteilt war, in der Berichterstattung aktiv; er wurde jedoch zum Nachfolger Bilinskis bei
der internationalen Kommission zur Bestimmung der Siid- und Siidostgrenze Albaniens
bestimmt und reiste 1913 ab.** Mit diesem Jahr endete auch die Berichterstattung nach Wien.

Im Generalkonsulat Ioannina waren wihrend des untersuchten Zeitraums mindestens drei
Beamte tdtig, ndmlich neben dem Generalkonsul der Honorarvizekonsul Meichsner von
Meichsenau sowie ein weiterer Beamter.” Von Juli 1910 bis Juli 1912 war zum Beispiel
Marzell Frossard zundchst aushilfsmidfig und dann als Vizekonsul loannina zugeteilt
worden.* Er verfasste einige Berichte in den Sommermonaten 1911, die mit seinem Namen
versehen waren. Generell ist die Autorenschaft der nach Wien gesendeten Berichte jedoch
nicht immer nachvollziehbar, da nicht alle Berichte mit Namen versehen wurden und selbst
diese Markierung nicht bedeuten musste, dass eine einzige Person fiir den Text verantwortlich
gewesen war. Dies gilt auch fiir die Frage, welchen Ursprung die iibermittelten Informationen
hatten, wer also die Informanten waren, ob es sich um Eigenbeobachtungen oder um
Informationen aus zweiter Hand handelte. Trotz dieser ungeklirten Fragen soll nun jene
Person in den Vordergrund gestellt werden, die das Generalkonsulat {iber Jahre hinweg leitete

und somit zweifellos einen groBBen Einfluss auf die Berichterstattung hatte.

1.4 Fallbeispiel Konstantin Bilinski

Konstantin Bilinski soll zundchst anhand seiner Biographie und Karriere vorgestellt werden.
Danach soll versucht werden, seine Motivation, Meinung und Bilder beziiglich des Vilayets
Ioannina und dessen Bewohnern darzustellen sowie Selbst- und Fremdbild zu beleuchten.
SchlieBlich wird die Rolle des Konsuls als Berichterstatter kritisch betrachtet und auf die
Konsulatsberichte als Quelle ndher eingegangen werden.

Konstantin Bilinski (geboren 20.7.1873) hatte die Orientalische Akademie besucht und 1896
die Konsularattachépriifung abgelegt. Danach war er zundchst einem Bezirksgericht in Wien
zugeteilt worden, bevor er ab 1898 in Konsulaten in Scutari, Bukarest und Odessa tétig war,

wo er Ende 1899 zum Vizekonsul ernannt wurde. In der Folge wurde er ab 1901 dem

41 Jahrbuch 1914, 352.
42 Jahrbuch 1914, 245.
43 Jahrbuch 1909, 68; Jahrbuch 1914, 66.
44 Jahrbuch 1914, 278.
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Dragomanat in Konstantinopel zugewiesen, wo er ab 1905 dritter Dragoman war und den
Titel eines Legationssekretirs verlichen bekam. 1907 wurde er zum Zivilagenten in
Mazedonien versetzt und im selben Jahr in den Rang eines Konsuls erhoben. Im
darauffolgenden Jahr wurde er mit der Leitung des Vizekonsulates in Nisch betraut. Diesen
Posten trat er jedoch nicht an, vermutlich aus gesundheitlichen Griinden, da er iiber ldngere
Zeit beurlaubt war.* Stattdessen wurde er ins Generalkonsulat Ioannina versetzt, wo er Ende
April 1909 seinen Dienst antrat. Sein Lebenslauf bis zu diesem Zeitpunkt hatte einer
typischen Konsularkarriere entsprochen, die der seines Vorgéngers in loannina, Karl Ranzi,
nicht undhnlich war: Die Beforderung zu Vizekonsul und Konsul erfolgte im gleichen
Zeitabstand, ebenso die Tétigkeit in Konstantinopel und die Zuteilung zu verschiedenen

Konsulaten in recht raschen Perioden.

Uber Bilinskis sozialen Hintergrund beziehungsweise seine Familie ist wenig bekannt. Seine
Familie stammte aus Galizien, geboren war er in Stavra Koczka*®, das Familiengrab befand
sich in Lemberg.”’ Seine Herkunft entsprach ganz dem Profil der Orientalischen Akademie,
die Zoglinge aus allen Teilen des Habsburgerreiches versammelte. Mit der adeligen Familie
Bilinski, der der Finanzminister Leon Bilinski entstammte, war er nicht verwandt, wie dieser
selbst anmerkte.*® Generell entstammten Zoglinge der Konsularakademie anscheinend eher
der Mittelschicht.”

Bilinski war verheiratet, aber kinderlos. Seine Frau Elisabeth wurde nach den Balkankriegen
fiir ihre karitative Tatigkeit wéhrend der Belagerung loanninas ebenso wie ihr Ehemann mit

dem Elisabeth-Orden ausgezeichnet.™

Seinen Lebenswandel in loannina thematisierte Bilinski in seinen Berichten naturgeméaf
kaum, folglich ist es schwierig, seine Person fassbar zu machen. Sein Privatleben wurde nur
dann angefiihrt, wenn es der Illustration eines Ereignisses dienlich war oder einer politischen
Aussage Kontext verlieh. So wurde zum Beispiel von ithm angefiihrt, dass er ein Automobil

besitze und damit Spazierfahrten in der Umgebung loanninas mache, weil der Vali ihm

45  Jahrbuch 1909, 206.

46 HHStA, Administrative Registratur, Fach 4 (Personalia), Kt. 28, Personalakte Konstantin Bilinski,
Todtenschein (undatiert).

47 HHStA, Administrative Registratur, Fach 4 (Personalia), Kt. 28, Personalakte Konstantin Bilinski;
Telegramm Meichsner, 20.11.1913, No. 27.

48 HHStA, Administrative Registratur, Fach 4 (Personalia), Kt. 28, Personalakte Konstantin Bilinski; Bilinski
an Berchtold, 28.11.1913, No. 7682.

49 Pfusterschmid-Hardtenstein, Orientalische Akademie, 170f.

50 HHStA, Administrative Registratur, Fach 4 (Personalia), Kt. 28, Personalakte Konstantin Bilinski; Nachruf
,,Neue Freie Presse®, Ausschnitt, 17.11.1913.
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aufgrund der Bandengefahr von der Benutzung einer bestimmten StraBe abriet.”' Weiters
wurde ein Spaziergang mit dem italienischen Konsul als Begriindung fiir die Abwesenheit bei
einem Konflikt zwischen dem Postboten des Konsulats und der Gendarmerie in einem
Nebensatz notiert.’* Diese wenigen Hinweise auf Umfeld und ein Leben auBerhalb der Arbeit
sagen wenig Uber Bilinski selbst aus, waren jedoch auch kaum in Berichten an das
AulBlenministerium angebracht. Etwas ausfiihrlicher duflerte er sich {iber die Umstinde in
Ioannina selbst, denn diese betrafen sowohl seinen Dienst als auch dessen repridsentativen
Aspekte.

Das Amtsgebdude des Generalkonsulats, in dem auch das Postamt untergebracht war, wurde
zum Beispiel als zu klein beschrieben, so dass ein Umzug in ein groBBeres Gebdude notig sei.
Bilinski sah das Quartier als inaddquat, europdischen Standards nicht gerecht werdend an,
denn es sei ,,jetzt in einem vollstdndig dekorumswidrigen nach europdischen Begriffen ldngs
(sic) baufilligen Hause untergebracht, so dass ein Wechsel des Amtsgebdudes unbedingt notig
ist.“>* Die Fremdheit und Andersartigkeit loanninas wurde durch den Vergleich mit anderen
Orten, vor allem Europa — loannina war seiner Ansicht zufolge offensichtlich nicht Teil davon
— verdeutlicht. Die Dekorumswidrigkeit des Amtsgebaudes betraf fiir Bilinski anscheinend die
ganze Stadt, von der librigens genaue Beschreibungen vollkommen ausblieben. Dies wird
deutlich, wenn die mdgliche Einrichtung einer Wasserversorgungsanlage diskutiert wird, ein
Projekt, das unter Umstdnden von einer Osterreichisch-ungarischen Firma durchgefiihrt
werden konne: Es miisse ,,nicht der europdische Massstab angelegt werde(n)®, denn ,,(w)as
die Anlegung der Leitungen betrifft, kommen hier aesthetische Riicksichten {iberhaupt nicht
in Betracht. Es geniigt, dass die Leitungen angebracht werden, iiber die Form bestehen keine
Vorschriften und werden auch diesbeziiglich keine Anforderungen gestellt.“>* Der Konsul
nahm sich zweifellos als AuBenstehender war — negative Klischees iiber das Osmanische
Reich an sich gebrauchte er jedoch selten, so wie auch die Beschreibung der Mingel
Ioanninas aufler in dem das Konsulat beziehungsweise die Monarchie direkt betreffenden
Umstdnden grofteils ausblieben und zwar hauptsdchlich deswegen, weil sie die
Themenbereiche der Berichterstattung nicht beriihrten. Ioannina in seiner ortlichen Spezifik
blieb ein blasser Hintergrund: Bilinski hétte sich auch in einer beliebigen anderen Stadt
befinden konnen, vorausgesetzt, die selben Akteure wéren dort titig gewesen.

Wihrend also die Stadt und die Provinz nicht néher betrachtet wurden, so war die Versorgung

51 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 7, 10.7.1911, No. 202.
52 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 6, 4.3.1910, No. 45.
53 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 9, 16.3.1912, No. 137.
54 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 7, 2.1.1911, No. 2.
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mit Nahrung fiir Bilinski von groer Bedeutung. Dies war das einzige Thema, zu dem er sich
ein ausfiihrliches Urteil tiber die Verhéltnisse in loannina erlaubte. Die Versorgungslage
wurde auch in Friedenszeiten als schwierig angesehen, da jene Nahrung, die ein européischer
Haushalt verlangte, zur Génze importiert werden miisse. Dies beschrieb Bilinski in einem
Brief an das k.u.k. AuBenministerium, in dem er um eine Erhdhung der ihm zustehenden
Zuschiisse bat, da die Auslagen das vorhandene Budget iiberschritten. ,,In Janina sind mit
Riicksicht auf die grosse Entfernung von der Kiiste (104 km bis Prevesa und 116 km bis Santi
Quaranta), sowie den Mangel einer Bahnverbindung die fiir einen europdischen Haushalt
unerldsslichen Lebensmittel nur in sehr geringem Ausmasse vorhanden. Ausser Lammfleisch
ist nur schlechtes Kuhfleisch und &dusserst teures Gefliigel zu haben. An Butter ist lediglich
Schafsbutter vorhanden. Selbst die einfachsten Gemiisesorten wie z.B. Kartoffel werden von
aussen bezogen, wihrend das Land mit Ausnahme der Sommersaison nur Porrée aufweist.
Die primitivsten Lebensmittel wie Kochbutter, Gemiise, Ol, ferner Kolonialwaren und
Getranke miissen aus dem Auslande bezogen werden. Da auch das Wasser in Janina fiir jeden
Fremden ungeniessbar und gekochtes Wasser auf die Dauer kaum zu trinken ist, musste ich,
zum ersten Mal in meiner Dienstzeit, Giesshiibler als Trinkwasser beziehen. Durch den 2-3
tagigen Wagentransport von der Kiiste wird der Preis der Waren ungemein verteuert.“*

Im Vergleich zu anderen Orten, an denen Bilinski titig gewesen war, sah er loannina
zumindest die Nahrung betreffend als Peripherie an, denn die schlechten
Verkehrsverbindungen machten einen raschen Transport unmdglich. Der Vergleich mit
Skutari, wo Bilinski vorher titig gewesen war, fiel in diesem Kontext besonders ungiinstig
aus, aber auch andere Stddte, in denen Bilinski gearbeitet hatte — also Konstantinopel,
Monastir und Saloniki — seien billiger gewesen. Die in loannina vorhandene Nahrung erschien
offensichtlich als vollig ungeniigend, gleichzeitig wurde durch die detaillierte Auflistung
versucht, die Notwendigkeit des Imports zu begriinden. Wieder steht der Vergleich mit Europa
im Vordergrund, der Mangel an ,,primitivsten Lebensmitteln® wurde somit gleichzeitig zur
Aussage liber die Lebensstandards in loannina generell. Der Posten des Generalkonsulats
entsprach zumindest in diesem Zusammenhang zweifellos nicht den Idealvorstellungen
Bilinskis. Ob es sich bei dem Generalkonsulat Ioannina um einen grundsitzlich in
Konsulatskreisen unbeliebten Standort handelte, wurde aber aus den Konsulatsberichten nicht
deutlich. Fest steht jedoch, dass es als Generalkonsulat ein ranghoher Posten war, der anderen

Konsulaten iibergeordnet war. Dies war auch ein Punkt, den Bilinski selbst als Argument

55 HHStA, Administrative Registratur, Fach 4 (Personalia), Kt. 28, Personalakte Konstantin Bilinski; Bilinski
an Ministerium des Aufern, 21.7.1913, No. 4697.
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dafiir anfiihrte, dass ihm hohere Beziige zustiinden.

Bilinski war jedenfalls offensichtlich darum bemiiht, einen europdischen Lebensstandard
beizubehalten, der wohl als gehoben bezeichnet werden kann. Der Bezug von Kolonialwagen
und die Benutzung eines Autos waren 1913 auch in Wien noch nicht selbstverstindlich, in
Ioannina lebte der Konsul somit in einer Welt, die sich von der der Einheimischen signifikant
abhob.

Wihrend der Balkankriege und der Belagerung loanninas war die Nahrungsversorgung
besonders schwierig geworden, wobei Bilinski insbesondere den Mangel an Zucker, an dessen
Stelle Sirup verwendet werden musste, und Petroleum, das durch teurere Kerzenbeleuchtung
ersetzt wurde, anflihrte. Die Teuerung wéhrend der Belagerung, die auch nach dem Krieg
anhielt, filhrte zu einer Belastung von Bilinskis Privatvermodgen. Dieses war jedoch schon vor
den Kriegen in Anspruch genommen worden: ,,Wenn ich schon seit Ubernahme des Postens in
Janina bis zum Ausbruche des tiirkisch-italienischen Krieges durch 2 )% Jahre zur Bestreitung
des Lebensaufwandes namhafte Summen aus Privatmitteln beisteuern musste, so hat sich die
Situation seit Oktober 1911 und insbesondere seit Oktober v.J. fiir mich derart unglinstig
gestaltet, dass ich tatsdchlich einen bedeutenden, 10.000 Kronen iibersteigenden Betrag aus
eigenem zahlen musste.“*® Dies illustriert einerseits die Biirokratisierung des Konsularwesen,
die dazu fiihrte, dass zusdtzliche Ausgaben zwar eingeplant und vom Aufenministerium
riickerstattet werden konnten, jedoch nur, wenn eine ausfiihrliche Begriindung vorlag.
Andererseits wird deutlich, dass Bilinski iiber eigene finanzielle Mittel verfiigte, die ihm tiber
Jahre hinweg ein Auskommen oder jedenfalls einen Lebensstil sicherten, der durch sein

Gehalt nicht gewdhrleistet war.

Bilinski unterhielt anscheinend gute personliche Beziehungen zu Vertretern anderer Méchte:
Er ging, wie schon oben angemerkt, mit dem italienischen Konsul spazieren, hatte ,,mit den
Fithrern der hiesigen Jungtiirken ebenso wie zum genannten engl. [Gendarmerie Reform]
Offizier die allerbesten Beziehungen“*’ Ebenso betonte er die ,,ausgezeichneten personlichen
Beziehungen* zum GroBgouverneur.”® AuBerdem hatte er Kontakt zu albanischen Beys, mit
denen er Gespriche iiber Istanbuler Politik fiihrte.” Das gute Verhiltnis zu diesen Akteuren
war wichtig, um in Ausnahmesituationen, also beispielsweise im Falle einer das Konsulat

betreffenden Krise, zu einem raschen Einvernehmen zu kommen und die Anliegen der
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Monarchie durchsetzen zu kdnnen.

In Bilinskis Selbstdarstellung war er der ideale Vertreter der neutralen Monarchie. Er
beschrieb sein Verhalten gegeniiber anderen Akteuren als passiv, zuriickhaltend und korrekt
und tritt selbst in den Berichten zumeist nur als Beobachter, nicht aber als Akteur auf. Nach
einem Gesprich mit einem Korrespondenten der ,,Times“, Mr. Bourchier, berichtete er
beispielsweise: ,,Ich verhielt mich den Ausfiihrungen Mr Bourchiers gegeniiber vollkommen
receptiv.®® Doch dass es sich dabei um eine Idealisierung der eigenen Rolle als
Informationsempfanger ohne aktive Betdtigung handelte, wird schon durch den zweiten Teil
des Satzes deutlich, der alles andere als receptiv ist. Er ,beschrinkte (s)ich darauf ihm
(Bourchier) zu erkldren dass die Sicherheitsverhéltnisse im Vilajete sich entschieden gebessert
haben, wobei ich die Bemerkung einflocht dass soweit mir bekannt ist die vielfachen
Beschwerden gegen die Tatigkeit des Kriegsgerichtes nicht gerechtfertigt sind.*

Bilinski verfiigte also sehr wohl iiber eigene Meinungen, die er auch ausdriickte.
Entscheidend ist hierbei, dass Bilinskis Beschreibung seiner Tétigkeit beziechungsweise das
Ausbleiben davon wenig iiber sein tatsdchliches Verhalten aussagen, dass er vielmehr
iiberzeugt gewesen sein mag, er verhalte sich vollkommen passiv und korrekt. Die Berichte
folgten dem offiziellen Code, wodurch iiber diesen hinausgehende Elemente wie etwa
eigenstindiges politisches Agieren unterdriickt wurden. Deswegen wurde es nicht filir notig
gehalten, eigene Meinungen in den Berichten als solche zu markieren.

Kritik an seiner Person oder seinem Amt wies er stets zuriick oder beschrieb sie als reine
Ubertreibung oder Phantasie. Somit entsprach er in seiner Selbststilisierung dem
durchschnittlichen 6sterreichisch-ungarischen Konsularbeamten, vollig im Dienste der
Monarchie aufgehend und nur deren Interessen widerspiegelnd. Diese Mentalitdt kam zum
Beispiel zum Ausdruck, als er im Konflikt mit der Lokalbehdrde um einen Kawassen des
Konsularamts die Ziele seines Vorgehens formulierte. Diese entsprachen genau den Zielen der
osterreichisch-ungarischen Auflenpolitik, denn er wollte ,,unter mdglichster Schonung der
tirkischen Empfindlichkeiten dennoch schon im Hinblick auf das Prestige der Monarchie in
Siid-Albanien uns eine der Sachlage entsprechende Genugthuung sichern®.®!

Dem Selbstbild Bilinskis soll nun das Bild anderer Akteure gegeniiber gestellt werden,
nédmlich zum einen anhand der Beziehungen zur griechischen Gemeinschaft und zum anderen
anhand der in der Monarchie veroffentlichten Nachrufe nach seinem Tod sowie dem Umgang

mit seinem Ableben seitens des Ministeriums.
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Das Verhiltnis des Generalkonsuls zu Teilen der griechischen Gemeinschaft gestaltete sich
schwierig. Bilinski sah die irredentistischen Ambitionen der national motivierten Bevolkerung
im Allgemeinen und die griechische Presse im Besonderen als negativ zu bewertenden Faktor
an. Auch das griechische Konigreich wurde von ithm mit bestimmten Bildern in Verbindung
gesetzt. So duBlerte er sich beispielsweise wiederholt kritisch tiber den auswértigen Dienst und
das griechische Konsulat — wenngleich er deren Vertreter davon ausnahm. Er sprach von
,.griechischer Parteiwirtschaft und der Desorganisation in den &ffentlichen Amtern®, die auch
den auswirtigen Dienst betrifen.®* Die griechische Presse wurde als parteiisch, unserios und
vor allem iibertrieben angesehen — diese Kritik wurde allerdings nicht nur von Bilinski,
sondern auch von seinem Vorgédnger Karl Ranzi geiibt, der ebenfalls davon berichtete, dass die
Bedeutung eines Vorfalls ,,seitens der griechischen Presse masslos iibertrieben wird.«®

Fiir Bilinskis Haltung soll beispielhaft die Berichterstattung anlésslich eines Vorfalls stehen,
bei dem eine — scheinbar verirrte — Kugel im griechischen Generalkonsulat eingeschlagen
war. Dies war offensichtlich auf in der Nahe stattfindende Truppeniibungen zuriickzufiihren.
Der Konsul schloss die Beschreibung der Untersuchung mit dem folgenden Reslimee: ,,Ich
hiatte mir nicht erlaubt Euer Exzellenz {iber dieses an sich bedeutungslose auf einen
ungliicklichen Zufall zuriickzufiihrende Ereignis zu berichten, wenn es nicht wie dies
ibrigens vorauszusehen war, von den hies. griechischen Patrioten aufgegriffen worden wire.
Von dieser Seite wurde die Sache sogleich als ein Attentat auf die griechische Flagge resp. auf
die Person des Consuls hingestellt und der Anlass beniitzt, um in der hergebrachten Weise
gegen die Regierung Stimmung zu machen. Die Angelegenheit fand ein lebhaftes Echo in der
griechischen Presse, in der die Angelegenheit zu einem politischen Inzidenzfall aufgebauscht
wurde, iiber den besonders die Patraser und Athener Blitter eine Unmenge tendenzids
entstellter Nachrichten brachte.*®

Hier wurde vor allem der Aspekt der Ubertreibung betont, die einem politischen Zwecke
dienlich sei; die Relevanz der griechischen Presse wurde von Bilinski nicht anerkannt,
wiederholt wies er auf Artikel hin, die nicht der Wahrheit entsprachen oder verzerrt wiren.
Die ,,griechischen Patrioten* waren fiir Bilinski offensichtlich ein Element, das stets fiir
Unruhe sorgte und jeden Vorfall fiir Polemisierung und Agitation nutzte. Die Politisierung der
griechischen Bevolkerung wurde von ihm an anderer Stelle so zusammengefasst: ,,Ebenso wie

in Griechenland treibt auch hier selbst jeder griechische Lasttriger Politik.“% Dies hatte eine
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durchaus negative Konnotation, da mit der so genannten ,,griechischen Politik* eine negative
Haltung gegeniiber dem Osmanischen Reich verbunden wurde, die dessen Fortbestehen nicht
dienlich war — eine Haltung also, die der der Monarchie widersprach. Bilinskis Darstellung
der griechischen Politik liel diese als respektlos erscheinen, die Beschreibung von
Verweigerung und mangelnder Beteiligung mit gleichzeitiger Beschwerde iiber ausbleibende
Verbesserungen entzogen ihnen in den Augen des Generalkonsuls wohl die Legitimation
ernstzunehmender Akteure.

Bilinski war in seinem ungiinstigen Urteil iiber die griechische Gemeinschaft nicht allein:
Diese hatte ein ebenso negatives Bild von ihm. Die Situation erlangte wihrend und nach den
Balkankriegen besondere Bedeutung, da auch das Ministerium des AuBern und das
Generalkonsulat in Athen in den Konflikt eingriffen. Bilinski wurde zum Thema eines
diplomatischen Austausches, der unter dem Titel , Klagen {iber das griechenfeindliche
Auftreten des k.u.k. Konsuls in Janina, Bilinski*“ Eingang in die offizielle Korrespondenz
fand.®” Auf diese Episode soll im Folgenden niher eingegangen werden, da sie die Differenz
zwischen Eigen- und Fremdbild besonders deutlich erscheinen ldsst und gleichzeitig die

Schwierigkeiten bei der Beurteilung Bilinskis aufzeigt.

Der Zwischenfall begann mit einem Telegramm aus Athen. Der Vertreter des
Generalkonsulats, Baron Braun, berichtete am 15. Dezember 1912, dass ihm ,,in den letzten
Tagen wiederholt aus hiesigen gesellschaftlichen, nichtoffiziellen Kreisen Ausdriicke
lebhaften Bedauerns iiber das angeblich griechenfeindliche Auftreten k.u.k. Konsuls Bilinski
in Janina zu Ohren gekommen sind. Genannter hetze Tiirken und Albanesen gegen Griechen
auf und ermuntere sie zum Widerstand.“%® Dies konne nur dadurch erklirt werden, dass er
expliziten Anweisungen der Monarchie Folge leiste. Braun wurde darauthin von Wien aus
angewiesen, im Falle eines Gesprdchs iiber Bilinski zu betonen, dass dieser Vertreter einer
neutralen Macht sei und dass Vermutungen, er verfiige {iber Instruktionen, als ,,gdnzlich aus
der Luft gegriffene Verdichtigungen® zuriickzuweisen seien.® Braun berichtete aber weiterhin
von Geriichten und vor allem von in regierungsfreundlichen Zeitungen erschienenen Artikeln,
in denen Bilinski und der russischen Konsul in Ioannina der Parteinahme zugunsten der

Tiirken beschuldigt wurden, die in der Inspizierung der Festungsanlagen ihren Ausdruck
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fande.” Die Vernachldssigung ihrer Pflichten gegeniiber der christlichen Bevolkerung wurde
dabei ebenso kritisiert wie die angebliche Freude dariiber, dass loannina noch nicht
eingenommen worden sei. Generell sei das Verhalten des Gsterreichisch-ungarischen Konsuls
griechenfeindlich.

Das Ministerium des AuBeren sandte daraufhin ein Telegramm an Bilinski, um ihn von den
Vorwiirfen in Kenntnis zu setzen und ihn zu ermahnen, dass er seine ,,Sympathie fiir Albanien
mit der Haltung eines Vertreters einer neutralen Macht in Einklang zu bringen* habe.”" Baron
Braun hingegen wurde angewiesen, eine offizielle Reklamation von der Regierung zu
verlangen. Dies solle dadurch begriindet werden, dass es keine gesicherten Informationen aus
Ioannina geben konne und die Gerilichte auf Berichten von ,,Spionen und anderen
zweifelhaften Individuen® beruhten.”

Auftillig ist hierbei erstens, dass ein Dementi verlangt wurde, bevor das AuBlenministerium
sich iiber die eigentlichen Umstinde informieren hatte konnen, denn Bilinskis Version der
Ereignisse erreichte erst drei Monate spiter das Ministerium des AuBeren. Als Reprisentant
der Monarchie musste sein Verhalten jedoch kategorisch verteidigt werden, der Anschein der
Neutralitdt eines einzelnen Vertreters durfte nicht erschiittert werden, da dies Implikationen
fiir die gesamte Diplomatie gehabt hétte. Ein Vertreter des Konsulardienstes konnte niemals
individuell agieren oder Sympathien bekunden, sondern war nichts Anderes als ein
Sprachrohr des AuBeren Dienstes. Selbst wenn die Monarchie tendenziell das Osmanische
Reich und die albanische Nationalbewegung unterstiitzte, im Erhalt ersterer Vorteile sah, so
war sie doch offiziell neutral. Bilinskis angebliche Meinungen waren in einem osterreichisch-
ungarischen Kontext nicht iiberraschend; die AuBerung dieser war jedoch unerwiinscht.
Zweitens waren die Anschuldigungen fiir das Ministerium trotz des verlangten Dementis
anscheinend durchaus glaubwiirdig, wurde Bilinski doch hinsichtlich seiner scheinbaren
Sympathien gegen Albanien ermahnt. Diese Haltung war von ihm selbst nie explizit gedufBert
worden, wenngleich seine Antipathie fiir die griechische Nationalbewegung, wie schon
deutlich geworden ist, nicht verheimlicht wurde. Bilinskis Haltung entsprach folglich
eindeutig nicht der des neutralen, passiven Beobachters, als der er sich selbst darstellte.

Die Episode wurde schlieBlich von Bilinski selbst in einem ausfiihrlichen Bericht
thematisiert.”

Zunichst wies er die Anschuldigungen in griechischen Zeitungen zuriick, insbesondere einen
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Artikel der Zeitung ,,Embros®, in dem er beschuldigt worden war, die Festungen inspiziert zu
haben und tiirkische Truppen zu unterstiitzen. Dies bezeichnete er als ,,derart widersinnig, daf3
ich thm personlich keine Bedeutung beimass*. Die Vorwiirfe lieBen sich fiir Bilinski auf zwei
Ereignisse zuriickfiihren. Erstens hatte er einen Postkawassen, der sich fiir die griechische
Sache engagiert hatte, indem er Briefe tiberbracht hatte, entlassen, da er durch sein Verhalten
den Vorgaben Bilinskis, sich wihrend der Belagerung an die Bestimmungen des
Festungskommandos zu halten, zuwidergehandelt hatte. An seiner Statt war ein Albaner
eingestellt worden, da Bilinski griechische Postkawassen fiir untauglich hielt, weil ihnen im
Kriegszustand nicht zu trauen sei. Das zweite Ereignis betraf die Flucht des Lloydagenten aus
Sarandé, der mit den griechischen Truppen geflohen war. Bilinski hatte als seinen Nachfolger
ebenfalls einen Albaner bestellt, weil dieser der einzig qualifizierte Mann gewesen sei.

In beiden Fillen war Bilinski bemiiht, seine Wahl ausfiihrlich zu begriinden, die Tauglichkeit
der neu bestellten Mianner unter Beweis zu stellen und die taktische Unmdglichkeit anderer
Optionen — also die Ernennung von Griechen — deutlich zu machen. Die Vorwiirfe des
Griechenhasses gegen das Generalkonsulat sah er mehr in den Vorschldgen der Monarchie
beziiglich der Albaner begriindet als in seinem eigenen Verhalten. AuBBerdem bemerkte er,
dass griechischerseits die Konsulate einzig als Mittel der Instrumentalisierung angesehen
wiirden, namentlich durch die darin beschéftigten Dragomane und Kawassen. Impliziert
wiiude dadurch der Vorwurf der mangelnden Seriositit, einer verzerrenden Sicht, wodurch die
Stimmen gegen seine Person gleichsam entkriftet wiirden, da sie nicht ernst genommen
werden konnten — er bezeichnet das Generalkonsulat und sich selbst in diesem Sinne als
»Zielobjekte der ldcherlichsten Angriffe“. Da er zum einen die Befestigungen nicht
besichtigen durfte, zum anderen aufgrund einer Erkrankung zwei Monate lang das Haus nicht
verlassen durfte, seien Vorwiirfe der politischen Agitation seinerseits unbegriindet.
Wenngleich es Bilinski somit gelang, die konkreten Beschuldigungen zu widerlegen, so
verlieh er seinen Sympathien, vielleicht unbewusst, im Abschluss seines Berichtes selbst
Ausdruck und gab somit den Grund fiir die scheinbar aus der Luft gegriffenen griechischen
Vorwiirfe an, als er schrieb: ,,Dass einige albanesische Notable aus Janina sowie aus anderen
Distrikten des Vilajets mich ab und zu aufsuchten, mag den Griechen zwar nicht erwiinscht
sein, eine Diskussion hiertiber ist jedoch unzuldssig.*

Es iberrascht nicht, dass sich das Verhdltnis zwischen Bilinski und der griechischen
Gemeinde nicht mehr verbesserte. Auch Bilinksis Einberufung zur internationalen
Grenzkommission fiir die Bestimmung der Grenzen zwischen dem griechischen und dem

albanischen Staat im August 1913 stiel von griechischer Seite auf solch heftige Ablehnung,
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dass sie sogar zu Demonstrationen in Ioannina fiihrte.” Diese betraf allerdings auch den
italienischen Beauftragten Labia: Beiden wurde Parteilichkeit zu Gunsten der Albaner
vorgeworfen.”” Von osterreichisch-ungarischer Seite, namentlich von Prinz von Fiirstenberg,
Gesandten in Athen, wurde die Erhebung Bilinskis zum Feindbild damit erklért, dass die
beiden Konsuln ,,sich vermoge ihrer griindlichen Sachkenntnis griechischerseits nicht an der
Nase herumfiihren lassen werden.*’® Fiirstenberg stimmte mit Bilinski in der Haltung tiberein,
dass die griechische Agitation von Ubertreibung geprigt sei und keine zuldissigen Aussagen
iiber das Verhalten von nicht betont graccophonen Akteuren bieten konne.

Dieser Konflikt fand jedoch ein jdhes Ende, denn Bilinski starb 1913; sein Tod traf das
Konsulat und den duBleren Dienst unvorbereitet, obwohl er schon im Winter zuvor schwer
krank gewesen war. Eigenen Aussagen gemiB war er an Nephritis (Nierenentziindung)
erkrankt.”” Er erholte sich offenbar von seiner Krankheit nicht mehr vollstindig und trat
seinen Dienst bei der Grenzkommission an, obwohl er nicht gesund war. Von dieser musste er
sich schlieBlich, wie er am 5.November nach Wien telegraphierte, zuriickziehen, da ihm die
Hoéhenluft in Ersek nicht bekam und er auf arztliches Anraten nach loannina fahren sollte.
Dort wollte er allerdings nur wenige Tage bleiben, um dann wieder seine Arbeit
aufzunehmen.” Bilinski lie wihrend seiner Krankheit den griechischen Préfekten zu sich
rufen, um die Gesandtschaft in Athen von seinem lebensbedrohenden Gesundheitszustand zu
informieren — ein Hinweis auf das ihm nachgeriihmte Pflichtbewusstsein und die von ihm
selbst dargestellte Korrektheit.” Er verstarb am 17. November 1913.*° Noch nach seinem Tod
war er in griechischen Kreisen so unbeliebt, dass eine Bestattung in loannina unmdoglich war

und seine Leiche ins Familiengrab nach Lemberg tiberfiihrt werden musste.*’

Die Korrespondenz anlésslich seines Todes gibt weitere Hinweise darauf, wie Bilinski von
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aullen, und zwar diesmal von Vertretern der Monarchie, gesehen wurde. Die in verschiedenen
Zeitungen publizierten Nachrufe stellten Bilinski als ausnehmend positives Beispiel eines
Konsuls dar; allerdings muss darauf hingewiesen werden, dass diese Nachrufe vor allem auch
gesellschaftlichen Konventionen zu entsprechen hatten und deswegen wohl kein individuelles
Bild eines Konsularvertreters wiedergaben. Bilinskis Tod wurde als Aufopferung angesehen
und mit dem eines Soldaten verglichen. Thm wurden verschiedene Charaktereigenschaften
zugewiesen, es werde ihm etwa ,,ungemeine Tatkraft nachgeriihmt, die sich mit einem {iberaus
konziliantem Wesen verband“.* Betont wurden vor allem sein Diensteifer und sein genaues
Fachwissen iiber sein Gebiet, insbesondere die Beherrschung aller albanischen Dialekte.® Er
sei von den Kollegen der internationalen Grenzkommission sehr geschitzt worden. Im
,,lagblatt” wurde er sogar als eines der ,,hoffnungsvollsten Mitglieder unsres Konsularkorps
bezeichnet.™

Dieses positive Echo fand nicht nur in der Presse Ausdruck, sondern auch bei seinen
Kollegen, in deren Berichten und Amtskorrespondenz beziiglich seiner Witwe und formaler
Anforderungen ebenso wie in den publizierten Nachrufen Betroffenheit iiber das friithe
Ableben im Alter von nur vierzig Jahren ausgedriickt wird. Konsularattach¢ Buchberger, der
mit Bilinski zusammengearbeitet hatte, berichtete in einem privaten Schreiben, er habe ,,sich
dem Dienste direkt geopfert™ und ,,seines Leidens nicht achtend buchstiblich bis zu seinem
letzten Augenblicke seine Pflicht erfiillt“.* Seiner Witwe wurde eine Gnadenzulage verliehen,
da ihr Mann sich in seinem Dienst in loannina ,,ganz besonders bewéhrt* und ,,hervorragende
Dienste* geleistet habe.* Bilinski war anscheinend kurz vor einer Versetzung nach Wien
gestanden.”” In den Augen seiner Vorgesetzten hatte er sich insbesondere wihrend der
Belagerung loanninas ausgezeichnet, tihm war fiir seine Dienste auch ein Orden vom Kaiser

verliehen worden.®
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Ein Urteil iiber die Rolle Bilinskis als Generalkonsul ist gleichzeitig eines tiber seine Rolle als
Berichterstatter. Bilinski war ein durch die Orientalische Akademie und die mehr als
zehnjahrige berufliche Tatigkeit gut ausgebildeter Vertreter seines Faches und ein Kenner des
Gebietes, in das er versetzt worden war. Er wurde von seinen Kollegen geschitzt; seine
Einberufung zur Grenzkommission deutet darauf hin, dass auch seine Vorgesetzten mit seiner
Arbeit in loannina zufrieden waren und ihn als Experten ansahen. Er selbst stellte stets das
Bestreben in den Vordergrund, im Sinne der Monarchie zu handeln. Obwohl sein Verhéltnis
zu den griechischen Akteuren kein gutes war, so war er doch bemiiht, Objektivitdt zu wahren.
Im Vergleich zum Vizekonsul in Valona unterschieden sich Bilinskis Berichte beispielsweise
sowohl im Stil als auch in der Bereitwilligkeit, eigene Meinungen einflieBen zu lassen. Der
Generalkonsul loanninas war von dem FEthos eines Beamten geprdgt, der einen
unpersonlichen, biirokratischen Stil vorzog. Der Konsul in Valona hingegen bediente sich
weitaus emotional geladenerer Sprache, sprach zum Beispiel von der ,,Sensationslust der
hiesigen Amateurkatastrophenpolitiker, deren Verachtung er nicht verheimlichte; eine
Episode wurde von ihm mit dem Kommentar ,difficile est satiram non scribere versehen.*

Bilinskis Berichterstattung war im Vergleich dazu zumeist niichtern, ja trocken.

1.5 Konsulatsberichte als Quelle

Obwohl Bilinskis Konsulatsberichte wie auch die seiner Kollegen in loannina also stilistisch
den niichternen Vorgaben des AuBeren Dienstes entsprachen, wirft die T#tigkeit der Beamten
Fragen dariiber auf, wie mit dieser Art von Texten umgegangen werden kann. Denn gerade die
Auseinandersetzungen mit der griechischen Presse und die Differenz zwischen Eigen- und
Fremdbild, die Uberzeugung, vollkommen korrekt zu handeln, bei gleichzeitiger
Bevorzugung einer Akteursgruppe machen die Schwierigkeiten deutlich, die die
Auseinandersetzung mit Konsulatsberichten als Quellen bieten.

Ein Konsul war nie ein neutraler Beobachter, der allwissend {iber den Dingen schwebte —
selbst, wenn dies sein Ziel war. Er war vor allem nicht unvoreingenommen, sondern vielmehr
gepréagt von Bildern und Stereotypen, die er schon vor dem Aufenthalt in einem bestimmten
Gebiet angenommen hatte. Zudem war er von Direktiven geleitet, die er umzusetzen hatte und
die ebenso ein bestimmtes Bild des politischen Kontext entstehen lie3en.

Somit vermittelte ein Konsul selbst, wenn auch unbewusst, bestimmte Bilder. Abgesehen von

den Selektionskritierien, die sich bei ihm durch ideologisch oder politisch geprigte

89 HHStA, GKA, GK Janina, Kt.7, Valona 11.5.1911, No. 18/130.
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Meinungen automatisch gebildet hatten, waren seine Informationen auch durch andere
Faktoren eingeschrinkt, die er nicht beeinflussen konnte. Zum einen war ein Konsul von
seinem Umfeld abhédngig, um Inhalte fiir seine Berichte zu finden: Er brauchte Informanten,
die ihm zusidtzliches Wissen bereit stellten. Um mit diesen zu kommunizieren, mussten
Sprachkenntnisse vorhanden sein. Falls der Konsul nicht alle Sprachen in einem Gebiet gleich
gut beherrschte und zusétzlich mit gut informierten Vertretern aller Akteursgruppen Kontakt
pflegte, so war sein Wissen um ein Gebiet automatisch selektiv. Zudem erhohte sich hierbei
der subjektive Faktor des Konsuls um den ebenso subjektiven Zugang des Informanten.
Selbst, wenn ein Konsul sich in einem Gebiet ausgesprochen gut auskannte, konnte er also
kaum alle Aspekte eines Ereignisses gleichermallen erfassen, beurteilen und darstellen.
Auflerdem waren die Anforderungen an die Berichterstattung einschrankend. Die Aufgabe der
Konsuln bestand nicht in der Beschreibung des Ortes, an dem sie arbeiteten; es sollten keine
Vignetten erstellt werden, kein Bild geschaffen werden, das die Fremde vor den Augen des
Betrachters zum Leben erweckte. Darin unterscheiden sich Konsulatsberichte von anderen
narrativen Quellen wie Reiseberichten oder Memoiren, obwohl auch hier eine Einzelperson
berichtete. Der Konsul berichtete jedoch nur von bestimmten Feldern, ndmlich jenen, die fiir
das Ministerium des AuBern relevant waren. Im Falle loanninas war dies das politische
Tagesgeschehen. Alltagsbeschreibungen, kulturelle Aspekte, auch soziale Themen fielen
damit weg, ganze Akteursgruppen scheinen in den Berichten niemals auf.

Die Abhéngigkeit von der Autorschaft, der individuelle Zugang ermdglicht dem Leser folglich
nur einen hochst eingeschriankten Blick, ndmlich lediglich auf jene Felder, denen der Konsul
selbst Beachtung schenkte. All jene Themen, die fiir ihn nicht von Bedeutung waren
beziehungsweise die er einfach nicht in seine Berichterstattung einflieBen lassen wollte,
scheinen nicht auf, was eindeutige Aussagen iiber allgemeine Zustinde unmoglich macht: Die
ausbleibende Berichterstattung iiber ein Ereignis bedeutet schlieBlich nicht, dass dieses nicht
stattgefunden hat, doch der heutige Leser sieht die Provinz aufgrund der selektiven
Darstellung gewissermallen wie mit Scheuklappen. Sein ohnehin durch die zeitliche Differenz
eingeschranktes Verstindnis wird durch die Perspektive des Konsuls zusétzlich limitiert.
Dieser eingeengte Blick betrifft auch jene Ereignisse, die beschrieben werden: So mag
beispielsweise eine Handlung isoliert dargestellt, ihre Wirkung jedoch nicht mehr weiter
erfasst sein. Oft ist es also nicht moglich, Verlauf oder Dauer festzustellen, da die
Berichterstattung von einem punktuellen Charakter geprégt war.

Zudem war das normale politische Tagesgeschehen, dass sich durch keine besonderen

Ereignisse auszeichnete, es nicht unbedingt wert, berichtet zu werden. Alles, was jedoch nicht
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alltdglich war, was sich von der Normalitdt unterschied und hervorhob, wurde festgehalten.
Dies birgt fiir den Leser die Gefahr, beispielsweise von der inhdrenten Konflikttrachtigkeit
einer bestimmten Provinz auszugehen, weil sich die Berichterstattung des Konsuls
ausschlieBlich mit unterschiedlichen Meinungen und Streitigkeiten befasste. Mit diesen
Aspekt der selektiven Wahrnehmung dhneln Konsulatsberichte jeder beliebigen
Medienberichterstattung, denn auch diese speist sich aus dem AuBergewdhnlichen und
behandelt bei Absenz solcher Nachrichten nicht etwa das unspektakuldre, friedliche
Alltagsleben in der Zielregion, sondern sucht andere Themenfelder, so dass der Eindruck von
standiger Aktivitit und Aufregung erweckt wird. Dies ist ein weiterer Aspekt, der zu einem
verzerrten Bild beitrigt, bestimmte Akteursgruppen und Handlungen in den Vordergrund stellt
und andere ignoriert.

Die so charakterisierte Selektivitdt der Berichterstattung mag durch das folgende Beispiel
illustriert werden: Der jiidische Club in loannina, der ebenso wie andere Clubs 1909
eingerichtet wurde, scheint nur in einem einzigen Bericht auf, ndmlich dem, in dem seine
Griindung beschrieben wird.” Diese Akteursgruppe wird also von den Konsuln nicht
thematisiert, weil sie am politischen Tagesgeschehen nach ihrem Urteil nicht den selben
Anteil hatten oder ihnen jedenfalls keine direkte Bedeutung fiir die Entwicklungen im Vildyet
Ioannina zugewiesen wurde. Ebenso entsteht der Eindruck, Ioannina sei ein Ort ohne Frauen
gewesen, ausschlieBlich bewohnt von streitbaren, politisch hoch motivierten Maénnern.
Welche Akteursgruppen vom Konsul beschrieben wurden und wodurch ihr politisches Leben

beeinflusst war, soll im folgenden Kapitel behandelt werden.

90 HHStA, GKA, GK Janina, Kt.4, 27.9.1908, No. 101.
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2. Akteure

Die Konsuln berichten von dem beobachteten Gebiet, indem sie verschiedene Akteursgruppen
auftreten lassen. Nicht die Bevolkerung an sich wird beschrieben, sondern einzelne Einheiten,
denen bestimmte Meinungen und Aktionen zugeschrieben werden. Dabei wird nicht klar
gemacht, welche Definition der Gruppen dieser Einteilung zu Grunde liegt und aufgrund
welcher Informationen sich die Berichterstatter in der Lage fiihlen, den von ihnen definierten

Gruppen Meinungen zuzuordnen.

2.1 Die Einteilung der Konsuln

Um sich der Losung der Frage anzunidhern, von wem eigentlich erzéhlt wird, miissen zunichst
die in der Berichterstattung aufscheinenden Akteursgruppen angefiihrt werden. Diese werden
schon in den Uberschriften, die den Konsulatsberichten vorangestellt sind und den Betreff des
Schreibens definieren, sichtbar. ,,Spannung zwischen Jungtiirken und Albanesen*’' heift es
hier beispielsweise; an anderer Stelle wird von ,Riickwirkungen der Vorgénge in der

jungtiirkischen Partei auf die Griechen und Tosken‘**

oder iiber ,,.Die Stellung der Griechen
und der Albanesen des Wilajets zu den jiingsten Ereignissen“”® berichtet. Die hier in
Erscheinung tretenden drei Gruppen bilden den Fokus der Konsulatsberichterstattung:

“% und ,,Griechen®. Diese sind nicht die

LHJungtiirken®, ,,Albanesen* beziehungsweise ,,Tosken
einzigen Akteure, stehen jedoch im Mittelpunkt der Betrachtung.

Welchen Kategorien folgt diese Unterteilung nun? Es scheint, als wiirden in der
Berichterstattung verschiedene Kriterien parallel verwendet werden — zusétzlich zu den
angefiihrten Gruppen wird beispielsweise auch von religiésen Gruppen (,,Mohammedaner*,
LHlsraeliten”) gesprochen, aulerdem werden Clubs angefiihrt, die mit den Gruppen in
Verbindung standen. Die Berichterstattung macht nie deutlich, ob sprachliche, religiose,
kulturelle oder politische Faktoren zur Einteilung der Gruppen verwendet werden. Da die
Informationen dartiber fehlen, kann dies auch hier nicht festgestellt werden.

Es ist jedoch eindeutig, in welcher Rolle die Akteursgruppen auftreten. Wann eine Person als

Grieche anzusehen war — ob dies nun abhingig von Religion, Sprache oder einem anderen

Kriteritum war — war fiir die Konsuln insofern irrelevant, da sie diese Person nur aufgrund

91 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 5, 1.9.1909, No. 179.

92 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 7, 28.4.1911, No. 115.

93 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 5, 5.5.1909, No. 85.

94 Diese Bezeichnungen werden analog zueinander verwendet. In dieser Arbeit wird die Bezeichnung
,,Albaner* verwendet.
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ihrer politischen Aktivitit wahrnahmen. Auch dies wird anhand der angefiihrten Uberschriften
deutlich: Es handelt sich dabei ausschlieBlich um politische Inhalte, etwa um die Reaktion auf
die Vorginge innerhalb der Regierung. Die von den Konsuln definierten Akteursgruppen
waren also jene Personen, die sich selbst damit identifizierten, ,,Jungtiirke®, ,,Albaner* oder

,»Qrieche* zu sein und dies mit einer politischen Einstellung in Verbindung brachten.

Die FEinteilung der Bevolkerung in Gruppen ist in mehrfacher Hinsicht problematisch.
Zundchst muss beachtet werden, dass die Berichterstatter den Anspruch stellen, ein
repriasentatives Abbild der Bevdlkerung zu bieten, wihrend sie tatsdchlich lediglich die
Meinungen von ausgewdihlten Personen, die ihnen zugénglich waren, wiedergeben. Wenn von
,»den Albanern®, ,,den Griechen* und ,,den Jungtiirken* gesprochen wird, handelt es sich
automatisch um Verallgemeinerungen, da es selbst in stratifizierten politischen Parteien nie
vollkommen einheitliche Meinungen geben kann und die Gruppen loanninas, wenngleich
politisch definiert und bis zu einem gewissen Grad auch politisch organisiert, nicht als
Parteien im modernen Sinne gesehen werden konnen. Im Vergleich dazu ist die Beschreibung
von albanischen, griechischen oder jungtiirkischen Clubs definitiver, da es sich hierbei um
Organisationen handelt; doch wiederum kann nicht geklart werden, in welchen Fillen diese
Clubs  unausgesprochen mit ganzen Bevolkerungsteilen gleichgesetzt ~ werden
beziehungsweise als Stimme fiir diese angesehen werden.”

Bei all dem ist davon auszugehen, dass die Konsuln die Bevolkerung ausschlieBlich entlang
jener Kategorien einteilten, die ihnen vertraut waren: Da sie politische Faktoren zu
beschreiben und zu beurteilen hatten, waren auch die Akteure nur in threr vermeintlichen
politischen Zugehorigkeit sichtbar, nicht jedoch anderen Funktionen. Die Sichtweise der
Konsuln verwandelte alle Akteure in Politiker. Jede Person, von der berichtet wurde, schien
eine Meinung zu haben, bewusst einer Gruppe anzugehdren, wihrend politisch gleichgiiltige
oder unentschlossene Einwohner in den Berichten nicht aufschienen. Somit wandten die
Beobachter letztlich ihre eigenen, ihnen vertrauten Malstibe auf thnen unbekannte Umstdnde
und Personen an und schufen auf diese Weise Ordnung und Ubersichtlichkeit, um die
Komplexitit der Situation zu mindern und versténdlicher zu machen.”

Durch die Konzentration auf Politisches und Faktizitdt wurde eine genauere Charakterisierung

der Akteure, ihrer Motivation, ihres sozialen Hintergrundes ausgespart. Die Konsulatsberichte

95 Uber die Griindung der Clubs wird erstmals im September 1908 berichtet. HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 4,
27.9.1908, No. 101.

96 Fiir ein Beispiel dafiir, wie vertraute Kategorien von Beobachtern auf fremde Umstinde angewandt wurde,
nédmlich von Kolonialméichten in Siidostasien, vgl. Benedict Anderson, Imagined Communities. Reflections
on the Origin and Spread of Nationalism. Revised Edition, London, New York 2006 (1983), 164-167.
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machen zumeist keine Angaben iiber soziale Aspekte wie zum Beispiel den beruflichen
Hintergrund der Akteure, ihren Vermogensstand, ihre Ausbildung oder ihre Sprachkenntnisse
— gerade dies zentrale Fragen bei der Beurteilung politischer Motive.”” Auch Informationen
iiber den personlichen Hintergrund, also beispielsweise iiber Familie, Alter oder Religion
fehlen. Tatsdchlich treten die Akteure in der Berichterstattung zumeist anonym und in
Gruppen auf. Wenn es zu Einzelnennungen kommt, handelt es sich um hochrangige politische
Funktionidre, die mit Namen versehen und unter Umstdnden ndher charakterisiert werden.
Dies betrifft Akteure wie die Generalgouverneure oder Konsuln. Bei kollektiven Handlungen
bleiben die Akteure jedoch gesichtslos. Auch die Nennung von Namen, etwa in Form einer
Liste an Teilnehmenden, gibt nur wenig Aufschluss iiber die Akteure selbst: Es zeigt, dass sie
zum Beispiel an einer Versammlung teilnahmen, wieso sie dies aber taten, bleibt unbekannt.
Den Berichten wird dadurch Farbe und Leben genommen — man ist versucht zu vermuten,
dass jeder journalistische Anschein vermieden werden sollte. Gleichzeitig wird ein Bild des
Volkes vermittelt, das eine groBeren Ansammlung an Personen als undifferenzierte, von
unsichtbarer Hand gelenkte Masse ansah, bei der die Rolle des Individuums ausgeldscht
wurde.

Jene Aspekte, die die Mannigfaltigkeit innerhalb der Gruppen deutlich gemacht hétten oder
auf den Prozess der Meinungsfindung hingewiesen hétten, die sich also auf einer Metaebene
bewegten, waren fiir die Berichterstattung der Konsuln nicht relevant und in der Regel wohl
nicht zuginglich: Es handelt sich dabei um Diskurse, die allein rdaumlich auch jenseits der
Vilayetsgrenzen zu verorten waren und an der Akteure auflerhalb loanninas beteiligt waren.
Auch zeitlich waren sie von zu langer Dauer, um in den Fokus der auf punktuelle Vorkommen
konzentrierten Wahrnehmung der Konsularberichterstattung zu gelangen.

Um den politischen Kontext verstédndlich zu machen, der die politische Meinung und die
Aktivititen der in den Konsulatsberichten definierten Akteursgruppen prégte, sollen die
Einheiten, mit denen sie in Verbindung gesetzt wurden, in den folgenden Abschnitten
dargestellt werden. Ziel ist es dabei nicht, eine vollstindige Darstellung der historischen
Rahmenbedingungen des untersuchten Zeitraums zu schaffen; es soll lediglich jener
Hintergrund dargestellt werden, der die Aktionen der Akteure prigte und deswegen bei einer

Beschiftigung mit dem Protestverhalten stets mitbedacht werden muss.

97 Somit kann beispielsweise die Frage nicht beantwortet werden, welchen Hintergrund Angehorige einer
Partei hatten und ob zum Beispiel Klassenbewusstsein eine Rolle spielte. Vgl. dazu die Annahme Feroz
Ahmads, dass die Jungtiirken ein Phanomen der Mittelklasse gewesen waren. Feroz Ahmad, The Young
Turks. The Comittee of Union and Progress in Turkish Politics, 1908-14, London 2010 (1969), 16.
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2.2 ,,Jungtiirken*: Innenpolitik im Osmanischen Reich

Zunichst soll die innenpolitische Situation im Osmanischen Reich im untersuchten Zeitraum
dargestellt werden, die fiir alle Akteure, unabhéngig von ihrer politischen Orientierung, die
grofite Bedeutung hatte, beeinflusste sie doch den Alltag aller Bewohner loanninas.
Gleichzeitig ist eine von den Konsuln beschriebene Akteursgruppe eng damit verbunden,
ndmlich die Jungtiirken, die einzige Einheit, die schon ihrer Definition nach explizit politisch
war.

Die innerosmanische Opposition gegen den Sultan war vor 1908 unter dem Namen
Jungtiirken zusammengefasst worden. Diese Bewegung hatte sich in den 1890er Jahren
formiert und war von zwei Richtungen gepréigt, die sich hauptsdchlich in der Frage der
Zentralisierung widersprachen. Diese Fliigel pragten die Politik der Jungtiirken bis 1913. Die
Krittk am Regime wurde von verschiedenen Akteuren getragen und speiste sich aus
verschiedenen Ansétzen, ndmlich unter anderem aus der Schwéche des Osmanischen Reiches
im internationalen Feld, seinem Mangel an Durchsetzungskraft und Perspektive im von
gewalttitigen Konflikten geprigten makedonischen Raum, dem Wunsch nach mehr
Mitbestimmung fiir Minderheiten. Gemeinsam war den verschiedenen Fliigeln der
jungtiirkischen Bewegung der Glaube, dass das Osmanische Reich nur durch tiefgehende
Veranderungen gerettet werden konne, als deren Kern die Einfiihrung eines konstitutionellen
Regimes angesehen wurde.

Das jungtiirkische Komitee fiir Einheit und Fortschritt, ein in Geheimgesellschaften
organisierter Teil der Opposition gegen den Sultan, beschloss schlieBlich, den Umsturz mit
Unterstlitzung eines Teils der Armee herbeizufiihren. Dieses Ereignis ist als ,,jungtiirkische
Revolution bekannt — ob es sich dabei jedoch tatsdchlich um eine Revolution handelte, ist
umstritten, war es doch mehr ein gut geplanter militdrischer Aufstand als eine genuine
Volksbewegung.”® Im Juli 1908 organisierte das Komitee Demonstrationen und versammelte
militdrische Einheiten in den Bergen des mazedonischen Raumes. Ein kompletter Umsturz
oder eine Beteiligung der Bevdlkerung im gesamten Osmanischen Raum war nicht
vorgesehen. Zum einen war die Bewegung auf den europdischen Teil des Reiches beschrinkt,
zum anderen waren die Ziele des Komitees zundchst beschrinkt: Ein konstitutionelles Regime
und eine Verfassung wurden angestrebt. Dies sollte den Fortbestand des Reiches sichern, nicht

dieses ablosen; da es sich um die Wiedereinfithrung von schon 1876 erstmals etablierten

98 Hanioglu geht davon aus, dass nicht von einer Revolution zu sprechen sei. Kansu argumentiert hingegen,
dass es sich um eine Revolution und nicht lediglich um einen politischen Umsturz handelte. Siehe dazu M.
Siikrii Hanioglu, A Brief History of the Late Ottoman Empire, Princeton 2008; Aykut Kansu, The
Revolution of 1908 in Turkey, Leiden et al 1997.
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Faktoren, ndmlich der Konstitution und dem Parlament handelte, handelte es sich bei diesen
Forderungen nicht um einen kompletten Bruch mit der Vergangenheit, sondern mehr um eine
Wiederbelebung.” Die jungtiirkische Bewegung wird deswegen oft als eine eher konservative
Bewegung angesehen, die keine grundsitzlich neuen Losungsansitze fiir die Probleme des
Reiches vorschlug.'®

Die jungtiirkische Revolution wurde von vielen Teilen der Bevolkerung begriilt und war mit
grolen Hoffnungen verbunden. Durch die Einfithrung der Konstitution wurde es fiir
verschiedene Akteure auch tatsdchlich moglich, kulturellen Bestrebungen nachzugehen, die
vorher nicht zugelassen waren, und so wurden Vereine, Schulen und Zeitungen gegriindet.'"!
Politische Clubs wurden eingerichtet, die Pressezensur wurde aufgehoben, personliche
Freiheiten wurden erweitert und politische Kundgebungen ermoglicht. Die Rechte des Sultans
wurden zugunsten des Parlaments weiter eingeschrénkt.'*

Das konstitutionelle Regime stie zundchst auch von Seiten der nicht-muslimischen
Volksgruppen auf Zustimmung. Die jungtiirkische Revolution stiel zunéchst auf ein positives
Echo, weil auch die Vertreter von ethnisch-religiosen Gruppen sich durch die Vertretung im
Parlament eine Stiarkung der eigenen Position erwarteten, vor allem, falls dezentralisierende
Stromungen sich durchsetzten.'” Verschiedene Akteure verbanden unterschiedliche Ziele und
Wiinsche mit dem neuen Staat, gemeinsam war ihnen jedoch der Glaube, dass alte
Differenzen nicht weiter bestehen wiirden.

Der Anschein von Einigkeit zwischen vor der Revolution verfeindeten Akteuren wurde auch
vom Komitee angestrebt, um den inklusiven Charakter des neuen Staates zu betonen. So
wurden beispielsweise bei den Freiheitsfeierlichkeiten in Makedonien verschiedene ethnische
und religiése Gruppen zu Offentlichen Auss6hnungsbekundigungen angehalten.'™ Nach der
Revolution sollten bisher herrschende Konflikte nicht mehr von Bedeutung sein, weil durch
die neue Staatsform allen Teilen der Bevolkerung gleiche Rechte und Mdoglichkeiten gewéhrt
wurden. Feiern zur Einfiihrung der Verfassung fanden iiberall im Osmanischen Reich statt,

auch im Vilayet Ioannina.'®

Das politische Leben im Osmanischen Reich wurde durch die jungtiirkische Revolution

99 M. Siikrii Hanioglu, History, 148-150.

100 siehe Ahmad, Young Turks, 14f.

101 Peter Bartl, Die albanischen Muslime zur Zeit der nationalen Unabhingigkeitsbewegung (1878-1912),
Wiesbaden 1968, 162.

102 Hacisalihoglu, Jungtiirken, 207f.

103 Feroz Ahmad, The Making of Modern Turkey, London 1993, 32f.

104 Hacisalihoglu, Jungtiirken, 192f.

105 Bartl, Muslime, 15.
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umgewailzt. In den Augen des Komitees fiir Einheit und Fortschritt war dies der erste Schritt
hin zu einer grundlegenden gesellschaftlichen Verédnderung und einer neuen Rolle des Staates,
wobei der Absolutismus durch ein modernes, zentralisiertes Staatswesen ersetzt werden
sollte.'® Der Sultan hatte sich auf ein System aus Biirokraten verlassen, in das AuB3enstehende
beziehungsweise die Offentlichkeit an sich keinen Zugang hatte. Politik war Angelegenheit
der Elite; eine Verdnderung der politischen Lage war Staatsmidnnern {iiberlassen, die
Einwohner des Osmanischen Reiches hatten keinen Einfluss darauf.'”” Die Wiedereinfiihrung
der Verfassung, die Abhaltung von Wahlen und die Griindung von Parteien waren folglich
eine Neuerung, die theoretisch eine aktive Einbindung der (minnlichen) Einwohner in das
Staatswesen ermoglichte. Auch die Einfiihrung eines Parteiensystems war eine grundsétzliche
Verdnderung: Politik wurde nun von organisierten Gruppen mit mehr oder weniger
ausformulierten Programmen gemacht und nicht mehr von Einzelpersonen. Altgediente
Politiker fanden die Umstellung hin zu einer Organisation in Parteien schwierig, was die
Opposition gegen das Komitee fiir Einheit und Fortschritt zundchst lihmte.'”™ Die
Vorstellungen, wie Politik im neuen System nun betrieben werden sollte, klafften weit
auseinander. Jene Ansétze, die unmittelbar nach den ersten Wahlen propagiert worden waren,

bei denen das Komitee eine Mchrheit erreicht hatte, wurden bald relativiert.

Die Freiheiten, die durch die jungtiirkische Revolution ermoglicht worden waren, fanden mit
dem Versuch eines Gegenputsches 1909, der die Wiedereinfiihrung des alten Regimes zum
Ziel hatte, ein Ende. Dies dnderte die Ausrichtung des Komitees fiir Einheit und Fortschritt
und die Politik an sich. Waren davor Parlamentarismus und Beteiligung im Vordergrund
gestanden, wurden durch die nun verordneten MaBnahmen die Moglichkeiten kritischer
Betitigung empfindlich zuriickgeschraubt.

Mittels neuer Bestimmungen und Gesetze wurden die 1908 eingefiihrten Rechte teilweise
widerrufen. Wahrend zuvor eine Zusammenarbeit mit den Minderheiten angestrebt worden
war, wurde nun die politische und kulturelle Autonomie eingeschrankt und die Kontrolle des
Staates ausgeweitet.'” Eine Reihe von Gesetzen wurde durchgesetzt, um die Macht des

Komitees zu erhalten und die Zentralisierung zu gewéhrleisten: Das Kriegsrecht wurde

106 Aykut Kansu, Politics in Post Revolutionary Turkey, 1908-1913, Leiden et al. 2000. 2.

107 Kansu, Politics, 4.

108 Kansu, Politics, 5.

109 Feroz Ahmad, Unionist Relations with the Greek, Armenian, and Jewish Communities of the Ottoman
Empire, 1908-1914, in: Benjamin Braude, Bernard Lewis (Hrsg.), Christians and Jews in the Ottoman
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eingefiihrt, die Pressefreiheit eingeschrénkt, Streiks wurden verboten.'® AuBerdem wurde das
Vereinsgesetz eingefiihrt: Damit wurden Vereine, die gegen das bestehende System gerichtet
waren oder national motiviert waren, verboten.'"" Politische Agitation von Individuen oder
Gruppen wurde erschwert beziehungsweise unmoglich gemacht.'? Dies bedeutete, dass etwa
Demonstrationen verboten waren und Einzelpersonen bei auffdlligem Verhalten verhaftet
werden konnten.

Das Komitee fiir Einheit und Fortschritt, das nicht 6ffentlich agierte, sondern entsprechend
seinem Ursprung als Geheimorganisation im Verborgenen Macht ausiibte, war insofern fiir die
Politik des Osmanischen Reiches verantwortlich, als es Einfluss auf die Personalpolitik hatte

3 Wie viel FEinfluss die

und somit unionstreue Akteure in hohen Posten tdtig waren.
Unionisten tatsdchlich hatten, ist jedoch nicht eindeutig. Generell wird die Politik in zwei
Richtungen eingeteilt, ndmlich in Anhénger des Komitees und dessen Gegner, den liberalen
Fliigel, der sich 1911 unter dem Dachverband der Liberalen Entente bzw. Liberalen Union
zusammengefunden hatte.'

Akteure, die fiir Zentralisierung eintraten, standen hierbei jenen gegeniiber, die
Dezentralisierung bis hin zur Autonomie forderten; die Rolle des Staates wurde jeweils mehr
oder weniger in den Vordergrund gestellt. Zusétzlich bildete die alte politische Elite einen
Gegenpol zu den durch die Revolution hochgekommenen Politikern einer neuen Generation.
Die Vertreter der Minderheiten unterstiitzten zusehends die liberale Partei, die gegen
Zentralisierung und fiir die Beibehaltung von traditionellen Rechten eintrat. Dies war eine
heterogene Gruppe, die nicht durch eine einheitliche Ideologie gekennzeichnet war, sondern
vielmehr als eine Interessensgemeinschaft in Opposition zum Komitee fiir Einheit und
Fortschritt und dessen MaB3nahmen auftrat.

Das Bestreben des Komitees nach Vereinheitlichung und Zentralisierung des Staates hatte zur
Folge, dass traditionelle Privilegien und Faktoren der Autonomie wie eine eigene
Rechtssprechung wegfielen und die Betroffenen dafiir im Gegenzug im Parlament
reprasentiert wurden; das Parlament sollte Zentrum aller politischen Betétigungen sein, der
tiirkischen Sprache wurde eine erhdhte Bedeutung zugesprochen.'® Dies stand im Gegensatz
zu den Wiinschen nicht-muslimischer Gemeinden, deren privilegierte Stellung im neuen

System keinen Bestand mehr hatte. In der Opposition gegen das Komitee fanden sich folglich
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Angehorige verschiedenster Interessengemeinschaften, deren Gemeinsamkeit hauptséchlich in
der Wahrnehmung einer Benachteiligung durch das neue System und dem Wunsch nach

dessen Verdnderung oder Abschaffung bestand.'

Das Komitee trat fiir eine vollige Verdnderung des Staates ein, fiir ein neues System, worin
alte Rechte nicht mehr von Bestand waren. Ebenso wie die Privilegien von Angehdrigen
bestimmter Volksgruppen sollten auch die Rechte der GroBmaéchte eingeschrinkt werden, um
das Osmanische Reich wieder zu einem souverdnen Staat zu machen und die Einmischung
von auflen zu verhindern."” Die Unionisten konzentrierten sich auf das Eigene, das Nationale,
was im Laufe der Zeit immer mehr zu einer Betonung des Tiirkischen wurde. Das Verlangen
nach eigenen Rechten, die Betonung von Unterschieden seitens der Minderheiten wurde als
Seperatismus angesehen.!® Das Komitee verlor zusehends den Enthusiasmus fiir
Volksvertretung und Beteiligung, da Entscheidungsfindungen und vor allem die Durchsetzung
von Bestimmungen erschwert wurden. Das Parlament als handelnde Institution wurde
deswegen zusehends umgangen.'"”’

Zwischen den beiden politischen Stromungen gab es von 1908 bis zum Staatsstreich des
Komitees 1913 einen konstanten Machtkampf. Die 1912 stattfindenden Wahlen, bei denen
schwere Vorwiirfe der Manipulation erhoben wurden, endeten mit einer Niederlage der
Liberalen und einem iiberwiltigenden Sieg des Komitees.'*

Im hier untersuchten Zeitraum (1908-1913) war Politik in Istanbul keine Konstante; die
Regierungen wechselten, zudem war nicht immer klar, wer liber welche Art von Macht
verfiigte.'”' Politische Beteiligung war an sich durch die Einfiihrung der Konstitution und
anderen MaBinahmen erleichtert, jedoch durch restriktive Bestimmungen wieder erschwert

worden.

Eine Differenzierung zwischen politischen Richtungen innerhalb des Staates, abgesehen von
den Nationalbewegungen, wird in den Konsulatsberichten zumeist nicht getroffen. Welcher
Partei ein Gouverneur angehorte — beziechungsweise mit welcher er sympathisierte — wird oft
nicht klar dargestellt. Hier kommt insbesondere der diffuse Aspekt der Bezeichnung

HJungtirke zum Tragen, der sowohl Anhinger des Komitees als auch der liberalen Partei
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bezeichnen konnte, da der Uberbegriff urspriinglich beide Richtungen umfasste. Wenn eine
Person als ,,fanatischer Jungtiirke* bezeichnet wird, so ldsst dies nicht darauf schlieBen, ob
diese zum Beispiel fiir oder gegen Zentralisierung eintrat. Die Erwdhnung von
,jungtiirkischen Komitees* ldsst jedoch darauf schliefen, dass ,,Jungtiirken* mit ,,Anhingern
der Unionisten* gleichgesetzt wurden. Dennoch ist die Zuschreibung nicht eindeutig.

Die Reaktion der Bevolkerung in loannina auf die Jungtiirken wurde im Mai 1909 von den
Osterreichisch-ungarischen Konsuln als eher zuriickhaltend beschrieben: ,,Doch kann man
sagen, dass die jungtiirkischen Erfolge hier im allgemeinen nur einen sehr bescheidenen
Enthusiasmus weckten. Auch der Thronwechsel selbst wurde beinahe mit Indifferentismus
aufgenommen und fanden die zu Ehren der Thronbesteigung des neuen Herrschers
veranstalteten Festlichkeiten bei der Bevolkerung nur geringen Anklang, die in loannina nicht

einmal der Aufforderung zur Beflaggung und Illuminierung der Stadt nachkam.*'*

2.3 Die ,,Griechen* und das griechische Konigreich

Jene Bewohner des Osmanischen Reiches, die sich als Griechen definierten, orientierten sich
einerseits am Patriarchat, andererseits aber vor allem auch am griechischen Koénigreich.'* Von
der Mitte des 19. Jahrhunderts an hatte dieses — manchmal direkt, manchmal indirekt — eine
irredentistische Ideologie vertreten, die die VergroBerung des Staatsgebietes vorsah und die
griechischsprachigen Orthodoxen des Osmanischen Reiches als zukiinftige, noch unbefreite
Biirger Griechenlands ansah. Die politischen Vorginge im Konigreich hatten somit auch
Auswirkungen auf jene Akteure auBerhalb desselben, die sich als Griechen empfanden und
mit der Nationalbewegung identifizierten.

Im Osmanischen Reich hatte es keinen inklusiven Anspruch beziiglich der verschiedenen
religiosen Gruppen gegeben. Die griechisch-orthodoxe Gemeinde war eigenstindig
organisiert und politisch nicht an Istanbul orientiert. Auch die jungtiirkische Revolution
dnderte wenig an dieser Ausrichtung und fiihrte nicht zu einer Assimilation oder einer
andauernden Kooperation mit dem Staat. Zwar waren die Griechen des Osmanischen Reiches
keine einheitliche Gruppe: So gab es durchaus Stimmen, die fiir eine Unterstiitzung des
Osmanischen Reiches warben, deren Ziel letztendlich die Erneuerung des Staates unter
griechischer Dominanz sein sollte. Das Patriarchat hingegen war Anhinger des vorherigen
Regimes, da dieses den Fortbestand traditioneller Privilegien garantiert hatte. Die Hoffnungen

auf mehr Rechte durch die jungtiirkische Revolution war auch fiir griechische Bewohner des
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Osmanischen Reiches anfangs attraktiv.'** Der griechische Staat stand der jungtiirkischen
Revolution zunéchst ebenfalls eher positiv gegeniiber.

Das Verhiltnis zu den Jungtiirken war jedoch schon ab den ersten Wahlen gespannt, da sich
die griechische Gemeinschaft aufgrund der Vorgaben, dass nur osmanische Biirger wihlen
durften — eine Vorgabe, der viele Griechen aufgrund der Staatszugehdrigkeit zu anderen

Schutzméchten nicht erfiillten — benachteiligt fiihlte. '*

Die politischen Veranderungen im osmanischen Reich fiihrten indirekt auch zu Umbriichen im
griechischen Konigreich. Die verhaltene, vorsichtige Reaktion der griechischen Regierung auf
die jungtiirkische Revolution war jedoch nur ein — wenn auch symptomatischer — Grund fiir
die generelle Unzufriedenheit breiter Teile der Gesellschaft mit dem politischen Stil und vor
allem der AuBenpolitik.'*

Im August 1909 zog eine Militdreinheit unter Fithrung einer Gruppe von Offizieren, die sich
als ,,Militdrliga® bezeichnete, in Goudi, einem Vorort Athens, ein und verlangte konkrete
Anderungen, die hauptsichlich die Streitkrifte betrafen, sowie generelle Reformen des
politischen Systems. Dies hatte eine politische Krise zur Folge, in deren Verlauf sich eine
Reihe von Ubergangskabinetten abloste. SchlieBlich trat im Oktober 1910 Eleftherios
Venizelos, der sich in seiner Heimat Kreta als Politiker einen Namen gemacht hatte, das Amt
des Premierministers an.'”’ Damit dnderte sich die Politik Griechenlands auch im Bezug auf
den Umgang mit dem Irredentismus: Der Staat griff mehr denn je in die Organisation der
Nationalen Frage ein, private Akteure spielten eine geringere Rolle als zuvor. Dies war schon
1908 durch die Griindung der ,,Panhellenischen Organisation® eingeleitet worden, die die
Leitung aller nationalen Organisationen libernahm und vom AuBenministerium gesteuert
wurde. Nationale Organisationen waren an verschiedenen Orten des Osmanischen Reiches
gegriindet worden, in Epirus bestand seit 1906 das ,Epirotische Komitee“.'*® Die
Notwendigkeit einer Dachorganisation war laut der Griindungserklérung der ,,Panhellenischen
Organisation® in der Tatsache zu sehen, dass die bisher bestehenden Geheimkomitees nicht

effizient gearbeitet hétten und eine Zentralisierung notwendig sei, um Geheimhaltung und
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somit Disziplin zu gewéhrleisten.'*

Mit dem Eintritt von Venizelos in die Regierung wurde diese Politik noch verstirkt. Im
Vordergrund stand zunéchst die innere Reorganisation (vor allem die Neustrukturierung der
Streitkriafte in Vorbereitung auf einen zukiinftigen Krieg), aullenpolitische Aktionen wurden
vermieden. Auch die Kretafrage, die das Verhéltnis Griechenlands zum Osmanischen Reich
erschwerte, wurde offen gelassen, um die Aufriistung des Konigreichs nicht zu

unterbrechen. '’

In Epirus wurde das ,Epirotische Komitee*, ebenfalls Teil der
,Panhellenischen Organisation”, 1911 aufgeldst, um irredentistische Agitation zu
verhindern.”' Es gab also weder eine Eigenorganisation noch wurden die Griechen des
Vilayet loannina ermutigt, irredentistischen Bestrebungen nachzugehen. Die Vorgabe lautete,
abzuwarten. So erhielten alle griechischen Botschaften und Konsulate 1911 folgende
Anweisung: ,,Regierung weicht nicht von eingeschlagener Politik ab in dem Willen, dass die
so hoffnungsvoll voranschreitende Reorganisation der Streitkrdfte des Landes nicht gestort
wird, welche allein zukiinftig den effizienten Schutz der nationalen Interessen gewéhrleisten
kann, !

Das Verhalten griechischer Konsulate war auch in Folge mit dem AuBenministerium des
Konigreichs abgestimmt; die individuelle Handlungsfahigkeit der Konsuln war also
eingeschriankt. Ganz den Vorgaben des Zirkulars entsprechend verhielt sich beispielsweise der
griechische Konsul in Ioannina, als er von albanischen Akteuren um ,,indirekte und geheime*
Unterstiitzung bei einer mdglichen Revolution sowie um Waffen und Schiffe zum
Verwundetentransport gebeten wurde: Er erwiderte mit Allgemeinplétzen.'** Somit vermied er
jegliche offensichtliche Einmischung und blieb offiziell weiterhin neutral.

Diese diplomatischen Richtlinien waren nicht nur fiir Angehorige der Konsulate und andere
Politiker richtungsweisend, sondern auch fiir das Vilayet und dessen sich mit dem
griechischen Konigreich identifizierende Bewohner von Bedeutung, da diese sich ebenfalls an
die Vorgaben hielten. Die griechische Bevolkerung wurde in den Osterreich-ungarischen
Konsulatsberichte als vom griechischen Generalkonsul gelenkt beschrieben und folgten
dessen Anweisungen. So stellten sie beispielsweise einem ,,mot d'ordre* folgend einem

auslindischen Journalisten gegeniiber die schlechten Verhiltnisse in Ioannina dar.'** Die

lokale griechische Presse stand den Konsulatsberichten zufolge in direkter Verbindung zum
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griechischen Konsulat; der osterreichische Konsul Bilinski vermutete sogar, dass darin
erscheinende Artikel direkt vom griechischen Konsul angeregt, wenngleich nicht verfasst
worden seien."”” Bilinski hielt auBerdem fest, dass ,,(d)er hiesige griech(ische) G(eneral)
K(onsul) (...) hier im Volksmunde als ,,Kentron“ (Zentrum) bezeichnet* wurde."*® Versuche
lokaler Einmischung wurden unterbunden, selbst der Metropolit musste sich dem Willen der
griechischen Zentrale beziehungsweise dem Konsul unterwerfen: Bei der Frage der
Organisation von Schulen kam es zu einer Auseinandersetzung um Kompetenzen mit dem aus
Athen entsandten Schulinspektor.'” Die Neugriindung des griechischen Clubs in Ioannina
ging ebenfalls auf eine Initiative des griechischen Generalkonsulats zuriick, was von Bilinski
mit politischen Absichten verbunden wurde, obwohl der griechische Konsul ihm versicherte,
dass es sich nur um ein Mittel der besseren Organisation der Gemeinde handle.'*®

Jene ,,Griechen®, die in den Konsulatsberichten erwdhnt wurden, waren also zumindest in den
Augen des Konsuls vom griechischen Konigreich geprigt, ja geradezu gelenkt. Diese
Sichtweise entsprach auch den Plénen der griechischen Politiker. Das Vilayet loannina war
Zielgebiet irredentistischer Interessen und wurde als zukiinftiger Bestandteil des Konigreichs

gesehen.

2.4 ,Albaner“ und die albanische Nationalbewegung

Im Gegensatz zu den Akteuren, die sich als ,,Griechen definierten, hatten die als ,,Albaner*
beschriebenen Akteure kein externes Staatsgebilde, mit dem sie sich identifizieren konnten
und das eine einheitliche Ausrichtung ermdglichte beziehungsweise bedingte. Dennoch
werden ,,Albaner” in den Konsulatsberichten zumeist als eine Gruppe beschrieben, die
gemeinsame Ziele verfolgte. Wie auch bei den anderen Bevolkerungsteilen ist nicht klar, wer
genau damit gemeint war, jedoch kann hier davon ausgegangen werden, dass es sich um
Mitglieder des albanischen Clubs handelte, also solche, die sich kulturell engagierten und die
die albanische Identitdt zumindest in einem gewissen Ausmal} als von der griechischen und
osmanischen/jungtiirkischen getrennt ansahen.

Die albanische Nationalbewegung, in ihrem politischen Zweig als Abgrenzung zu territorialen
Bestrebungen anderer Staaten und Volker entstanden, sah sich bei dem Versuch, ein
albanisches Selbstverstindnis zu fordern, mit mehreren Problemen konfrontiert: Mangelnde

Koordination, der niedrige Bildungsstand der Bevolkerung sowie die verschiedenen
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Religionszugehorigkeiten trugen nicht dazu bei, unter den albanischsprachigen Einwohnern
des Osmanischen Reiches ein Gefiihl der Einheit zu fordern.

Kulturelle Betédtigungen waren vor der jungtiirkischen Revolution nur sehr eingeschrankt
moglich, da albanisches Schrifttum verboten war und Besitzer von albanischen Zeitungen
oder Biichern mit Bestrafung zu rechnen hatten.” Auch die Schulbildung war mangelhaft.
Ioannina war zwar ein Bildungsstandort, da in den dortigen Schulen, vor allem im Zosimea-
Gymnasium, fiihrende Vertreter der Nationalbewegung ausgebildet worden waren.'* Dies war
jedoch eine vom griechischen Patriarchat betriebene Bildungseinrichtung — so wie ein
GroBteil der Schulen. Auch albanischsprachige Muslime besuchten das Gymnasium. Im
Vilayet Ioannina waren griechischsprachige Schulen in der Uberzahl, auch im Vergleich zu

osmanischen Schulen.'"!

Der Unterricht erfolgte meist nach religiosen Kriterien, fiir
muslimische Schiiler auf Tiirkisch, fiir orthodoxe Schiiler auf Griechisch, was den Lernerfolg
fiir jene, die nicht in ihrer Muttersprache unterrichtet werden konnten, einschrénkte.
Deswegen gab es das Bemiihen, albanische Schulen zu griinden, um den Bildungsgrad der
Bevolkerung zu steigern. AuBBerdem wurde der Schulunterricht als einer der Griinde dafiir
angesehen, dass es auch unter der albanophonen christlichen Bevolkerung zu einer
Identifikation mit dem Griechentum kam und nicht zuletzt zu einem entlang religidser
Richtlinien verlaufendem Antagonismus innerhalb der albanischsprachigen Bevolkerung, der
zuweilen als , religioser Hass* bezeichnet wurde.'* Sich von den Einfliissen anderer Sprachen
zu losen, wie dies beispielsweise durch die christlichen, griechischsprachigen Schulen
passierte, wurde als zentrale Aufgabe der albanischen Nationalbewegung angesehen.'®* Dies
stief jedoch bei den osmanischen Behorden auf Widerstand. Die Bemiihungen, die albanische
Kultur und Bildung zu fordern, waren auf die Initiative einzelner Intellektueller
zuriickzufiihren und nicht etwa auf eine breite Bewegung vernetzter Organisationen. Dies
dnderte sich jedoch mit der jungtiirkischen Revolution.

Bei der jungtiirkischen Revolution waren albanisch-stimmige Mitglieder des Komitees in
fiihrender Position vertreten. Die albanophonen Muslime erhofften sich von der Unterstiitzung
der Jungtiirken eine Starkung der eigenen Ziele und einen Erhalt ihrer Gebiete, den sie durch
die schwache osmanische Herrschaft nicht garantiert sahen. Inwiefern die albanisch-

sprachigen Bewohner generell von der jungtiirkischen Sache iiberzeugt waren, ist nicht
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eindeutig festzustellen, da die Unterscheidung zwischen Religions- und Sprachgruppen nicht
nach einheitlichen Gesichtspunkten betrieben wurde. Auch die jungtiirkischen Anfiihrer
unterschieden nicht immer zwischen Albanern und Tiirken.'*

Der post-revolutiondre Staat bot einen neuen Rahmen fiir die albanische Nationalbewegung,
was zu verstirkter Agitation und intensivierter kultureller Betdtigung fiihrte. Nach der
jungtiirkischen Revolution wurden albanische Kulturvereine, Schulen und Zeitungen
gegriindet. Diese begannen schlieBlich, Netzwerke zu bilden und iiberregional
zusammenzuarbeiten.'*®

Mitglieder der albanischen Clubs waren teilweise auch gleichzeitig Mitglieder des Komitees
fiir Einheit und Fortschritt.'** AuBerdem kam es zur Griindung von Geheimkomitees, die sich
fir die albanische Unabhingigkeitsbewegung engagierten. Es gab also verschiedene
Ausrichtungen, die dem Staat mehr oder weniger positiv gegeniiber standen. Einige Vereine
waren national ausgerichtet, andere jungtiirkisch — dies war auch abhéngig von den Schichten,
denen die Mitglieder angehdrten. Beamte und Militérs sympathisierten tendenziell eher mit
den Jungtiirken.'*’

Unterschiedliche Vorstellungen gab es auch beziiglich der Frage, welches Alphabet fiir die
albanische Sprache verwendet werden solle, die bis dahin mit verschiedenen Schriften
festgehalten worden war. Dies war ein zentraler Streitpunkt. Muslimische Albaner sprachen
sich aus religiosen Griinden gegen die Verwendung einer anderen Schrift als der arabischen
aus. Dies wurde vom Komitee fiir Einheit und Fortschritt unterstiitzt, dem diese interne Kritik
entgegen kam, weil es somit nicht offen gegen die Verwendung des lateinischen Alphabets
eintreten musste, sondern auf schon vorhandene Differenzen zuriickgreifen konnte.'**

Die Zentralisierungspolitik des Komitees fiir Einheit und Fortschritt widersprach den
Autonomiewiinschen der Albaner ebenso wie die Einschrankung kultureller Aktivititen in
Folge des Gegenputsches. Die Betdtigung albanischer Kulturvereine konzentrierte sich nach
der Revolution auf eine Umsetzung der kulturellen Zielsetzung; dies erhielt jedoch eine
zusehends politische Funktion. Die militdrischen Kampagnen des Staates, die zur
Stabilisierung albanischer Gebiete beitragen sollten, hatten genau den gegenteiligen Effekt.'*
Unter den albanophonen orthodoxen Christen des Vilayet loannina hatte sich eine starke

regionale Identitdt ausgebildet, die nicht notwendigerweise mit einem zukiinftigen
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albanischen Staat und antigriechischem Sentiment verbunden war, sondern mit einem
epirotischen Sonderweg."’ Der albanische Club in Ioannina stand dabei jedoch mit anderen
albanischen Vereinen in stindiger Verbindung, man verstindigte sich schriftlich iiber das
Verhalten."'

Die Akteursgruppe der ,,Albaner* war sowohl von internen Auseinandersetzungen als auch
von Konflikten mit den anderen Akteursgruppen geprigt; die Konsulatsberichterstattung

macht dies jedoch nur teilweise sichtbar.

2.5 Akteursgruppen: Ergebnisse

Die drei Gruppen, Jungtiirken, Griechen und Albaner, waren von unterschiedlichen
politischen Meinungen geprigt. Die Darstellung in den Konsulatsberichten als voneinander
getrennt anzusehende Akteurseinheiten trifft im Bezug auf jene Frage zu, die den Diskurs
rund um das Vilayet loannina wie auch um das gesamte Osmanische Reich sowohl im
untersuchten Zeitraum direkt nach der Jungtiirkischen Revolution als auch im Jahrhundert
davor geprigt hatte: Welche Zukunft dem Osmanischen Reich eingerdumt wurde, ob dessen
Fortbestand gesichert werden solle oder nicht, wurde von den Gruppen jeweils
unterschiedlich beantwortet.

Grundsitzlich standen dabei Akteure, die das Osmanische Reich erhalten und stirken wollten,
jenen gegentiber, die sich nicht mehr als Teil dieses Gebildes fiihlten. Die Frage, ob die
Zugehorigkeit zu diesem Staatsgebilde grundsitzlich akzeptiert oder sogar begriiit wurde,
schuf eine grundlegende Dichotomie der politischen Meinungen. Nationalbewegungen, die
die eigene Gruppe im Rahmen eines unabhingigen Staatsgebildes sehen wollten, formten
dabei die Opposition zu Anhéngern des bisher bestehenden Modells.

Die beiden Positionen, die in dieser Frage eingenommen wurden, fiihrten aber nicht zur
Bildung von einheitlichen Gruppen, denn sowohl die Befiirworter als auch die Gegner waren
von divergierenden Meinungen gepragt.

Auf der einen Seite sahen sich die Befiirworter mit dem Frage konfrontiert, wodurch
Zugehorigkeit zum Staat sich definierte und wie genau diese eine politische Umsetzung
erfahren sollte — ndmlich mit mehr Vereinheitlichung und Zentralisierung oder weniger. Hier
gab es unterschiedliche Antworten, wie in der Auseinandersetzung mit den Jungtiirken
deutlich geworden ist.

Auf der anderen Seite standen jene Akteure, die den Fortbestand des Osmanischen Reiches

150 Clayer, Origines, 675.
151 Aus Anlass der Gegenrevolution: HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 5, 5.5.1909, No. 85.
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nicht wiinschten: Die Interessen und Pldne der Akteursgruppen fiir die Zukunft der Gebiete
standen also in Konflikt miteinander, da sie nicht miteinander kombinierbar waren. Das
Gebiet loannina selbst war Teil der projektierten zukiinftigen Staatsgebildes von mehreren
Gruppen — ganz abgesehen davon, dass es von den Staatsanhidngern weiterhin als Teil des
Osmanischen Reiches angesehen wurde. Sowohl die Nationalbewegung der Griechen als auch
die der Albaner stellten Anspriiche darauf.

Die Gruppe jener Akteure, die die Opposition zum Osmanischen Reich bildeten, war
wiederum in zwei Nationalbewegungen geteilt, bei denen es sich wiederum um keine
abgeschlossenen Einheiten handelte. Es handelte sich bei diesen nicht um Proponenten von
fertigen Ideologien, deren Umsetzung planmifBig verfolgt wurde. Auch hier gab es

unterschiedliche Ansitze und Konkurrenzkdmpfe zwischen verschiedenen Einzelakteuren.

Muss also die Differenziertheit der Akteursgruppen an sich bedacht werden, so darf auBerdem
auch die Bedeutung der zeitlichen Komponente nicht auBler Acht gelassen werden. Die
Haltung zum Osmanischen Reich war erstens verdnderlich, abhéngig von den Umstdnden:
Manche Akteure, die zundchst den Fortbestand und die Jungtiirkische Revolution begriif3t
hatten, dnderten zum Beispiel ihre Meinung im Zuge der Zentralisierungspolitik des Komitees
fiir Einheit und Fortschritt.

Zweitens standen die drei Gruppen nicht stets in eindeutiger Opposition zueinander.
Loyalitdten, Koalitionen und Feindbilder waren nicht abgeschottet und unverdnderlich,
sondern flieBend, von der Gunst des Augenblicks geprigt: Wenngleich die Unterteilung der
Konsuln in drei Gruppen, die der Einfachheit halber auch hier beibehalten wird, und die
unterschiedlichen politischen Ziele, die im vorigen Abschnitt dargestellt wurden, eine
stindige Trennung und Polarisierung suggerieren, so kam es dennoch zuweilen zur
Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Akteuren.

Diese sahen sich ohnehin nicht zwingend als abgegrenzt voneinander, sondern vereinnahmten
sich gegenseitig — Griechen sahen orthodoxe Albaner beispielsweise als Griechen an,
Jungtiirken muslimische Albaner als Tiirken. Um zwei Beispiele fiir eine solche
Zusammenarbeit zu nennen: Das Komitee fiir Einheit und Fortschritt versuchte anfangs,
albanische Clubs insbesondere im Vilayet loannina zu stirken und dessen albanischen
Charakter zu betonen, um somit gegen die starke griechische Prisenz vorzugehen.'>* Auch

zwischen Albanern und Griechen gab es Versuche eines Ubereinkommens und einer

152 Clayer, Origines, 669.
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Zusammenarbeit gegen die Jungtiirken."”

Diese Koalitionen finden jedoch in der
Konsulatsberichterstattung kaum Eingang.

Die Grundkonstellation dieser drei Akteursgruppen, die sich in ihrem politischen Handeln
zeigen, priagt die Darstellung der Konsulatsberichte. Jungtiirken, Albaner und Griechen
werden als Einheiten gezeigt, deren Meinungen und Aktionen festgehalten werden. Dass diese
nicht einfach mit Nationalbewegungen, politischen Parteien oder Volkern an sich
gleichgesetzt werden konnen, sondern lediglich kleine, politisch motivierte und fiir den
Konsul sichtbare Einheiten darstellen, wurde im ersten Abschnitt dieses Kapitels diskutiert;
wodurch ihr politisches Handeln motiviert war, was die Basis ihrer Motivation prégte, und
wie sie im Gegensatz zueinander standen, wurde anschliefend gezeigt. Nun soll untersucht
werden, in welcher Rolle die Gruppen auftraten — denn die Frage, wodurch sie sich
konstituierten, bildete lediglich den kaum sichtbaren Hintergrund der Beschreibungen der
Konsuln. Im Vordergrund standen die Aktionen von Jungtiirken, Griechen und Albanern.

Da diese politisch motiviert waren und nicht zuletzt konkrete Pldne fiir die Zukunft des
Vilayet loanninas hatten, bedurfte es einer stindigen Positionierung, um Anspriiche deutlich
zu machen und das Gebiet gewissermallen zu markieren. Die politische Situation wurde nicht
als stabil angesehen, vielmehr wurde mit baldigen Verdnderungen gerechnet. Da Teile des
Vilayets schon zuvor fast dem Konigreich Griechenland zugeteilt worden waren, war die
Zukunft und der Verbleib beim Osmanischen Reich unsicher. AuBlerdem bedingte die
Jungtiirkische Revolution Verdnderungen, auf die die Akteure reagieren mussten, um den
Zielen der eigenen Gruppe gerecht werden zu kdnnen. Dabei waren viele Themen, die
diskutiert wurden, nicht lokal bedingt, sondern von Ereignissen beeinflusst, die sich in
anderen Gebieten zutrugen.

Ziel aller Akteursgruppen war naturgemall vorrangig die Forderung der eigenen politischen
Interessen; damit verbunden war oft die Abgrenzung zu anderen Gruppen. Die Bekanntgabe
eigener Meinungen und Ziele nahm dabei einen besonderen Stellenwert ein. Auf welche Art
und Weise dies getan wurde, wie also die Akteure sich auf der Biihne des Vilayets darstellten,

soll im néchsten Kapitel betrachtet werden.

153 Clayer, Origines, 671.
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3. Protest

Politischer Meinung kann auf die unterschiedlichste Weise Ausdruck verliechen werden. Da
das politische Geschehen im Vilajet die Konsuln im besonderen Maf3e interessierte, wurden
Formen der Meinungsduflerung auch in der Berichterstattung festgehalten. Dabei handelte es
sich um ein breites Spektrum an Handlungen, das von Festen bis hin zu Meutereien reichte.
Wie diese dargestellt wurden und welche Formen des Ausdrucks in den Berichten
aufscheinen, ist Thema dieses Kapitels. Zundchst muss jedoch versucht werden, eine
Bezeichnung zu definieren, die fiir den Ausdruck politischen Sentiments verwendet werden

kann.

3.1 Definitionen von Protest

Welches Schlagwort kann fiir Handlungen verwendet werden, die den Ausdruck politischer
Meinung zum Ziel haben, solche Handlungen also, die in den Berichten immer wieder
beschrieben werden und die von besonderem Interesse fiir die Konsuln waren? In den
Berichten gibt es keine eindeutige Bezeichnung, die als Uberbegriff fiir solche Aktionen
verwendet wird, das Vokabular variiert von Ereignis zu Ereignis. In Kombination mit
verschiedenen Formen der politischen MeinungsduBBerung wird jedoch die Bezeichnung
,Protest verwendet: Berichtet wird etwa von Protest-Meetings, Protest-Telegrammen oder
Protest-Versammlungen. Dabei handelt es sich um jene Arten des koordinierten politischen
Handelns, die wiederholt auftreten. Kann also der Begriff ,,Protest™ als Definition fiir den
Ausdruck politischen Sentiments dienen?

Laut Karl-Dieter Opp, der eine Synthese verschiedener theoretischer Ansitze versucht, kann
Protest beschrieben werden als ,,a joint (i.e. collective) action of individuals aimed at
achieving their goal or goals by influencing decisions of a target*.””* Damit sind also
koordinierte Handlungen mehrerer Akteure gemeint, die an Adressaten gerichtet sind und zu
einem bestimmten Ziel fithren sollen. Fiir Opp ist dies nicht zwingend mit direkter Aktion
verbunden; seine Definition ist gerade deswegen niitzlich, weil sie im Gegensatz zu anderen
Ansdtzen ein breites Handlungsspektrum erfasst und keine Vorgaben hinsichtlich der
Motivation der Akteure macht. Diese miissen nicht zwingend gegen etwas vorgehen, wichtig
ist lediglich, dass eine Motivation gegeben ist. Jedoch hat Opps Definition auch

Einschrinkungen zur Folge. Erstens wird Protest als Produkt einer Gruppe, nicht aber von

154 Karl-Dieter Opp, Theories of Political Protest and Social Movements. A Multidisciplinary Introduction,
Critique, and Synthesis, London 2009, 38.
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Einzelakteuren gesehen. Wenn also ein Individuum gegen eine Handlung protestiert, fallt
dieser Vorgang demzufolge nicht in die gleiche Kategorie wie ein vergleichbarer Akt einer
Gruppe. Diese Definition wird in der Protestforschung regelmdfig verwendet, was darauf
hindeutet, dass die Orientierung an der Masse — beziehungsweise deren moderner Version,
dem Kollektiv — weiterhin als relevant gilt.'>> Damit miissten Aktionen des Konsuls selbst aus
der folgenden Analyse ausgeschlossen werden, auch dann, wenn sie von ihm selbst als Protest
bezeichnet werden. Deswegen erscheint es sinnvoll, die Definition in dieser Hinsicht zu
erweitern, um auch die Aktionen von Individuen miteinzubeziehen, insbesondere dann, wenn
sie im Namen von Gruppen handeln — wie es ein politischer Akteur, zumindest der
Selbstdefinition nach, automatisch tut. Eine zweite Einschrinkung, die Opps Definition
verursacht, liegt bei der Zielsetzung von Protest. Zumeist wird davon ausgegangen, dass es
sich bei Protest nicht um einen Selbstzweck handelt, sondern dieser nur ein Hilfsmittel in
einem Prozess ist, der zur grundlegenden Anderung eines kritisierten Umstands fiihren soll.
Damit wird jedoch auller Acht gelassen, dass Protest auch eine rein symbolische Wirkung
haben kann: Dass zum Beispiel Gegnerschaft ausgedriickt werden soll, um den Anschein von
Einigkeit zu unterwandern — sich die protestierenden Akteure davon jedoch keine konkreten
Anderungen erhoffen. Der Protest selbst kann mitunter das Ziel der Protestierenden sein, denn
es handelt sich dabei um die Formulierung von Ansichten in einem 6ffentlichen Raum.

Um zu einer genaueren Vorstellung dessen zu kommen, was in den Konsulatsberichten
beschrieben wird, soll ein zweiter Begriff angefiihrt werden, der in der englischsprachigen
Protestliteratur Eingang gefunden hat. Hier wird der von Charles Tilly eingefiihrte Begriff
,,contention verwendet, unter dem die Art und Weise verstanden wird, wie sich Akteure fiir
ihre Interessen einsetzen. Diese Handlungen haben bei ihrer Durchsetzung Auswirkungen auf
die Interessen anderer Akteure.'”® Eine adiquate deutsche Ubersetzung gibt es nicht: Das
Vorbringen von Meinungen, die Konkurrenz um Ideen konnen ,.contention® lediglich
umschreiben.

Wenngleich Typologien stets die Gefahr von Unschérfe mit sich bringen, soll hier dennoch
mit dem Begriff ,,Protest gearbeitet werden. Protest ist im vorliegenden Fall ein breiter
Begriff, der all jene Aktionen umfasst, die eine Meinung zum Ausdruck bringen.
Voraussetzung ist, dass diese Handlungen sichtbar und bewusst gemacht werden. Somit
werden auch die Tatigkeiten einzelner oder weniger Personen miteinbezogen, Protest ist also

nicht nur auf die Menge beschrinkt. Ebenso bekommt das gesprochene Wort, die Erklarung,

155 Siehe unten. Charles Tilly definiert beispielsweise ,,contentious gatherings™ als Versammlungen von mehr
als zehn Personen.
156 Siche Charles Tilly, Popular Contention in Great Britain 1758-1834, Cambridge, London 1995, 43.
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der Einspruch seine Bedeutung, im Mittelpunkt stehen somit nicht nur Versammlungen. Alle
politischen Handlungen, die eine Meinung ausdriicken, insbesondere eine kritische Meinung,
sollen hier einbezogen werden, es geht also nicht lediglich um Ausdriicke der Opposition.
Auch soll kein eingeschrianktes Handlungsspektrum analysiert werden, bei dem eine einzige
Form, also beispielsweise eine Versammlung oder Demonstration, im Mittelpunkt steht.
Vielmehr soll gerade die Vielfalt an Moglichkeiten, wie Politik ausgedriickt werden kann,
untersucht werden. Von primirer Bedeutung sind dabei Aktionen, die nicht im Kontext von
regulierten, gewohnten politischen Prozessen vollzogen werden — also etwa Wahlen oder

Regierungssitzungen.

3.2 Protestforschung

Eine breite interdisziplindre Forschungsliteratur behandelt das Themenfeld Protest. Die
historische Protestforschung konzentrierte sich traditionell zum einen auf die Analyse grof3er
Strukturen, wobei Proteste als Indikatoren von gesellschaftlichen Verdnderungen gesehen
wurden.”” In einer zweiten Ausrichtung der Protestforschung standen soziale Konflikte
beziehungsweise sozialer Protest im Mittelpunkt des Interesses, wobei der Fokus oft auf
Klassenkonflikten lag. Dies wird schon anhand der Definition von Protest deutlich, die von
George Rudé vertreten wurde: Protest sei ,,a social act (generally a collective act) that seeks to
rectify an injustice, to ventilate a grievance or public concern, or to offer a more fundamental

challenge to society or its established norms.*'**

Dabei stand die Masse (,,crowd*), womit
zumeist das Proletariat gemeint war, im Mittelpunkt des Interesses. Vertreter dieser
Forschungsrichtung wie zum Beispiel Eric Hobsbawm, George Rudé oder E.P. Thompson
untersuchten sogenannte ,,Unterschichtsproteste. Dieser Ansatz stiel jedoch auf Kritik:
Problematisch ist beispielsweise die Konzentration auf die Menge, deren Vorhandensein nicht
selbstverstindlich ist; die Beschéftigung hauptsidchlich mit vormodernen Phédnomenen; und
die Konzentration auf Arbeiterbewegungen oder damit vergleichbaren Bewegungen. >’

Seit 1990 hat sich der Fokus der Protestforschung von der realpolitischen Bedeutung, die

oftmals gering war oder nicht genau erfasst werden kann, hin zu Ausdruck und Form der

Proteste verschoben, wobei Symbole, Rdume und Rituale sowie die Bedeutung als

157 Thomas Lindenberger, Stralenpolitik. Zur Sozialgeschichte der 6ffentlichen Ordnung in Berlin 1900 bis
1914, Bonn 1995, 24.

158 George Rudgé, ,,Ideology and Popular Protest, in: Harvey J. Kaye (Hrsg.), The Face of the Crowd. Studies
in Revolution, Ideology and Popular Protest. Selected Essays of George Rudé, New York 1988, 197-204,
197.

159 Lindenberger, 25f.
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identitétsstiftendes Ereignis untersucht werden.'® Die Protestforschung hat also ebenso wie
andere Disziplinen den Schwerpunkt von der Sozial- auf die Kulturgeschichte verlegt. Dabei
ist das von Charles Tilly in den 1970ern erstmals formulierte Konzept von ,,repertoires of
contention von Bedeutung, das in der Folge breite Verwendung fand.'®' Tilly ging davon aus,
dass es zu jeder Zeit bestimmte etablierte Formen gibt, um Protest (,,contention®) zu duf3ern,
und dass sich Akteure nur in den Grenzen dieser bekannten Moglichkeiten bewegen.'® Fiir
diese Anzahl an Moglichkeiten verwendete er die Metapher des Repertoires. Repertoires
dndern sich und losen einander ab; ein solcher Wandel vollzieht sich jedoch langsam und
schrittweise. Ein Repertoire zeichnet sich geradezu dadurch aus, dass es Bestand hat. Es
handelt sich dabei jedoch nur um den gemeinsamen Nenner aller Moglichkeiten, die im
konkreten Anlass jeweils unterschiedlich interpretiert werden koénnen.'® Wihrend Tilly diese
Veranderungen in ihrer Bedeutung fiir demokratiepolitische Prozesse analysierte,
konzentrieren sich verschiedene Untersuchungen zunehmend auf die Bildhaftigkeit und
Selbstdarstellung von Protest. Nicht mehr die dullere Wirkung, die Konsequenzen von Protest,
die sich oft schwer nachvollziechen lassen, stehen im Mittelpunkt, sondern die interne

Bedeutung fiir die Protestierenden selbst.

3.3 Darstellung in der Berichterstattung

Wie im Fall der Akteursbeschreibungen muss auch bei der Beschreibung ihrer Handlungen
bedacht werden, dass diese immer nur durch den Filter des Konsuls gesehen werden konnen.
Der Konsul sah sich mit komplexen Situationen konfrontiert und {ibersetzte diese, einem
Anthropologen édhnlich, in seine eigene Sprache — eine Metapher, die in diesem Fall durchaus
auch wortlich zu verstehen ist: Alle politischen Ausdriicke wurden generell in einem
kulturellen Kontext wahrgenommen, der vom 6sterreichisch-ungarischen Millieu geprigt war
und nicht mit dem in Ioannina identisch war. Eine Ansammlung verschiedener Menschen zur
gleichen Zeit am gleichen Ort wurde beispielsweise als ,,Versammlung* gewertet. Durch die
Benennung als solche wurden diesem Ereignis somit auch all die Konnotationen

zugesprochen, die der deutschsprachige Leser mit dem Begriff verbindet: Wie diese

160 Matthias Reiss, ,,Introduction®, in: Matthias Reiss (Hrsg.), The Street as Stage. Protest Marches and Public
Rallies since the Nineteenth Century, Oxford et al. 2007, 1-21, 4.

161 Dieter Rucht, ,,On the Sociology of Protest Marches®, in: Matthias Reiss (Hrsg.), The Street as Stage.
Protest Marches and Public Rallies since the Nineteenth Century, Oxford et al. 2007, 49-57, 50f.

162 Charles Tilly, ,,Contentious Repertoires in Great Britain, 1758-1834%, in: Social Science History 17/2
(1993), 253-280, 264.

163 Mark Traugott, ,,Barricades as Repertoire: Continuities and Discontinuities in the History of French
Contention®, in: Mark Traugott (Hrsg.), Repertoires and Cycles of Collective Action, Durham 1995, 43-56,
44,

53



,, Versammlung tatséchlich aussah, bleibt ihm verborgen.

Da der Konsul eben kein Anthropologe war, da er kein methodologisches Werkzeug hatte, um
iiber seine Beschreibung von fremden Vorgéngen zu reflektieren, arbeitet er nicht heraus, wo
die Beschreibung endet und die Interpretation anfangt, wo er Worte verwendet, die direkten
Ubersetzungen gleichkommen oder wo er sich eigener Bezeichnungen bedient.

Doch die Begriffe, die fiir diese Handlungen verwendet werden, geben ihnen erst jene
Bedeutung, die auch wir ihnen zuschreiben; wir folgen also immer schon einer Interpretation
der Ereignisse, indem die verwendete Typologie nicht hinterfragt wird — und bis zu einem
gewissen Punkt auch gar nicht hinterfragt werden kann. Die Selbstbeschreibung der Akteure
dartiber, was sie tun, fehlt in den Berichten. Gerade dies ist jedoch ausschlaggebend, wenn das
verwendete Vokabular hinterfragt werden soll.

Deswegen muss zundchst erfasst werden, welche Bezeichnungen {iberhaupt verwendet
werden und was diese bedeuten. Bei jenen, die regelméfig verwendet werden, soll {iberlegt
werden, was genau diese beschreiben. Erst, wenn diese Definition erfolgt ist, kann versucht
werden, festzustellen, welche Formen der politischen Meinungsduf3erung von den Akteuren in

Ioannina verwendet wurden und welche Themen dabei im Mittelpunkt standen.

3.3.1 Bezeichnungen

Welches Vokabular verwendet der Konsul, um den Ausdruck politischer Meinung
darzustellen? Es sollen jene Bezeichnungen angefiihrt werden, die in Verbindung mit einem
Ereignis verwendet werden, bei dem eine politische Einstellung zentraler Bestandteil war und
diese auch nach auflen hin kommuniziert werden sollte. Um den Rahmen nicht zu sprengen,
werden nur jene angefiihrt, die regelmifBig vorkommen und das koordinierte Handeln einer
Gruppe bezeichnen, also Begriffe, die eine Schliisselposition in der Berichterstattung
einnehmen. Die Definition dieser Begriffe allein kann jedoch nur ein kleines Spektrum der in
der Darstellung eingewobenen Interpretation der Konsuln abdecken: Viele Handlungen
werden beschrieben, ohne mit einem Schlagwort versehen zu werden, das Signalwirkung hat.
Der hier angefiihrte Wortschatz ist somit nur ein Bestandteil des Werkzeugs, mit dem
Situationen wiedergegeben werden.

Die Definition dessen, was Protest in den Konsulatsberichten eigentlich bezeichnet, ist nicht
eindeutig. In der Konsulatsberichterstattung werden damit Handlungen beschrieben, die
negativ auf ein Ereignis reagieren und eine Korrektur desselben fordern.

Signalworte, die dem Leser sofort die AuBerung von politischem Sentiment vermitteln sollen,

werden zumeist in Verbindung mit physischen und schriftlichen Zeugnissen verwendet.
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Die physische Zusammenkunft von mehreren gleichgesinnten Personen, die durch einen
bestimmten Anlass motiviert war, wird mit verschiedenen Begriffen bezeichnet, ndmlich als
,»Meeting*“, , Kundgebung®, ,,Versammlung®, ,,Manifestation* oder ,,Demonstration®. Diese
werden oft analog zueinander, also im selben Bericht flir ein und das selbe Ereignis
verwendet. Gemeint ist damit eine nicht zufédllige Ansammlung von Menschen an einem
bestimmten Ort, wobei es ein zentrales Thema gab, mit dem sie sich auseinander setzten und
zu dem oft Reden abgehalten wurden. Genaue Informationen, die mehr {liber die rdumlichen
Gegebenheiten dieser Ereignisse aussagen, fehlen zumeist. Nicht immer wird angegeben, wo
dieses Treffen stattfand, ob es also im offentlichen Raum oder in einem Privatgebdude
abgehalten wurde; in welcher Form bei einer Veranstaltung kommuniziert wurde und durch
welches Regelwerk sie gepriagt waren, bleibt ebenso unklar.

Die Berichterstattung der Konsuln iiber die physische Prisenz politischer Meinungsauf3erung
im offentlichen Raum war in ihrer Begrifflichkeit von einem internationalen Kontext geprégt.
Der demonstrative Ausdruck politischer Meinung hatte sich im Laufe des 19. Jahrhunderts
gedndert. Der Einfluss englischer und franzosischer Bewegungen wird in der Wahl der
Begrifte ,,meeting” und ,,manifestation* deutlich. Insbesondere die in England ab dem 18.
Jahrhundert abgehaltenen Versammlungen, bei denen iiber bestimmte Themen diskutiert
werden konnte und die Moglichkeit geboten wurde, sich zu organisieren, hatten
Vorbildwirkung: ,Meetings®“ wurden bald auch am Festland abgehalten, selbst die
Bezeichnung wurde in unterschiedliche Sprachen importiert.'™* Trotz analoger Begriffe wie
,»,Versammlung* oder ,, Treffen* wird diese auch von den Konsuln vorgezogen. Dabei handelte
es sich urspriinglich um eine Ansammlung, bei der Debatten oder Reden gehalten werden
konnten, die aber auch lediglich ein 6ffentlicher Ausdruck von Einigkeit sein konnten, ohne

dass damit bestimmte Handlungen verbunden werden mussten.'®

Das ,meeting™ als
Protestform war somit eine vage Bezeichnung, die von Fall zu Fall unterschiedlich aussehen
konnte. Auch der franzosische Begriff ,,manifestation* deckte im 19. Jahrhundert ein breites
Spektrum an Tétigkeiten ab und war mit keiner eindeutigen Handlung verbunden. '

Diese Mehrdeutigkeit wohnte auch anderen Bezeichnungen inne. Die von den Konsuln

gewdhlte Bezeichnung entsprach nicht immer den gegenwirtig damit in Verbindung

164 Tilly, Contention, 15. Diese Vorbildwirkung gab es zum Beispiel auch im tschechischen Kontext, wo
Versammlungen zunidchst meetingy genannt wurden. Vgl. Hugh Lecaine Agnew, ,,Demonstrating the
Nation: Symbol, Ritual, and Political Protest in Bohemia, 1867-1875%, in: Matthias Reiss (ed.), The Street
as Stage. Protest Marches and Public Rallies since the Nineteenth Century, Oxford et al. 2007, 85-103, 101f.

165 Tilly, Contention, 8.

166 Vincent Robert, ,,Metamorphosen der Demonstration. Lyon 1848,1890, 1912, in: Bernd Jiirgen Warneken
(Hrsg.), Massenmedium Strafle. Zur Kulturgeschichte der Demonstration, Frankfurt am Main 1991, 49-67,
49,
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gebrachten Zuschreibungen. Dies soll anhand eines Beispiels gezeigt werden, das heute
vorrangig mit der AuBerung politischer Meinung im o6ffentlichen Raum in Verbindung
gebracht wird, ndmlich dem Begriff der ,,Demonstration®. Darunter wird heute eine
Ansammlung einer groferen Anzahl an Personen gemeint, die in 6ffentlicher Form ihre

7 In den

Meinung kundtun und damit oft bestimmte Forderungen verbinden.'®
Konsulatsberichten ist damit jedoch die wortliche Ubersetzung des Begriffes gemeint, also
das Zeigen von etwas. Dies ist zwar ebenfalls eine Meinung, jedoch wird es nicht zwingend in
einer massenhaften, 6ffentlichen Form vorgenommen. Bezeichnet wird damit zum Beispiel
der Besuch mehrerer Griechen bei einem Korrespondenten einer britischen Zeitung zur
Schilderung der Situation im Vilajet; die Abfassung eines Memorandums und eine
Versammlung im griechischen Gymnasium'®; die Teilnahme an einem Trauergottesdienst, die

als ein Anlass fiir eine Demonstration benutzt wurde'®’

. Keiner dieser Fille ldasst vermuten,
dass es sich dabei um eine Demonstration im heutigen Sinne des Wortes gehandelt habe.
Ahnliches gilt, wenn die wortliche Ubersetzung verwendet wird: Eine Kundgebung ist im
offentlichen Raum sichtbar, die Rezeption durch unbeteiligte Akteure war das Ziel. Allerdings
konnte mit dieser Bezeichnung auch lediglich eine Meinungsduferung beliebiger Form
gemeint sein, die nicht zwingend mit der physischen Prisenz von Personen verbunden sein
musste. Auch eine schriftliche AuBerung wurde beispielsweise als Kundgebung bezeichnet.'™
Die Begriffe fiir die schriftliche Kommunikation von politischer Meinung (,, Telegramme** und
,»Memoranda®) ist verschiedenen Interpretationen ihrer Bedeutung weniger offen, da ein

physisches Objekt, ein technisches Produkt beschrieben wird, das durch seine Herstellung mit

genauer Begrifflichkeit definiert ist.

3.3.2 Beschreibungsmuster

Abgesehen von den Schliisselbegriffen, die in den Konsulatsberichten verwendet werden,
bedienen sich die Beobachter unterschiedlicher Muster zur Beschreibung von spezifischen
Protestformen. Zunichst fallt auf, dass die Anwesenden fast ausschlie8lich in den schon
genannten Kategorien der ,Jungtlirken®, ,,Albaner” und ,,Griechen* beschrieben werden.
Analog dazu, jedoch seltener, wird von religiésen Gruppen wie ,,Mohammedanern® und
Llsraeliten” berichtet, die an Versammlungen teilnahmen oder schriftlichen Protest

formulierten. Es kommt jedoch kaum zur Nennung von Personennamen oder zu einer

167 Vgl. die Definitionen in diversen Lexika.

168 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 8, 3.7.1911, No. 273.
169 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 8, 30.10.1911, No 453.
170 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 6, 3.3.1910, No. 43.
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Charakterisierung der einzelnen Teilnehmer. Diese werden in den Berichten nur dann sichtbar,
wenn eine Abschrift eines Telegrammes oder Memorandums inkludiert ist, bei dem die
Unterzeichnenden angefiihrt werden. Auch die Redner bei Veranstaltungen werden nicht mit
Namen genannt. Dadurch entsteht der Eindruck einer gesichtslosen Masse an Personen, und
die individuelle Motivation der Protestierenden bleibt verborgen. Dabei bleibt auch unklar,
wie viele Menschen an einer Aktion teilnahmen — eine wichtige Information, um
einzuschétzen, ob es sich um ein Randphdnomen handelte oder aber um eine populire
Veranstaltung oder Mallnahme.

Diese Gesichtslosigkeit gilt gewissermaflen fiir die Beschreibung des Auftretens von Gruppen
an sich: Wenngleich die Rahmenbedingungen, also der Grund fiir und das Resultat von einer
Aktion angegeben werden, so erfolgt keine eingehende Analyse der internen Vorginge bei
einem solchen Treften.

Die Beschreibung eines Protest-Meetings lautet beispielsweise folgendermalien: ,,In den
letzten Tagen wurden iiber Anstiften des jungtiirkischen Komite's (sic) hier und in Prevesa
Meetings wegen der Kretaangelegenheit abgehalten. Die hiesige Versammlung war von kaum
500 Personen (durchwegs Mohammedaner) besucht wihrend die griechischen und
albanesischen Kreise sich jeder Manifestation enthielten.*'”!

Der Bericht beinhaltet Informationen iiber die Protestierenden, den Anlass, die Adressaten und
die Form des Protests. Dies ist der Kern an Inhalten, der in den meisten Beschreibungen
genannt wird. Zusétzliche Informationen, die in dem angefiihrten Bericht vorhanden sind,
ndmlich die Personenanzahl und die Begriindung dafiir, wieso andere Akteursgruppen nicht
teilnahmen, sind hingegen nicht in allen Protestbeschreibungen vorhanden. Eine Erkldrung
beziiglich des Ablaufs des Meetings fehlt in diesem Fall vollkommen: Weder wird klar, ob
Reden abgehalten wurden, noch, inwiefern es zu einer Beschlussfassung kam. Auch der Ort
des Meetings wird nicht angegeben.

Dies lasst entweder vermuten, dass die Konsuln keine Informanten hatten und deswegen tiber
das Innenleben einer Protestaktion nicht Bescheid wussten. Da andere soziale Interaktionen
jedoch ausfiihrlich beschrieben wurden und dies auch fiir Anldsse galt, wo die Konsuln selbst
nicht anwesend waren, kann ebenso gut angenommen werden, dass kein besonderes Interesse
an der ausfithrlichen Darstellung solcher Aktionen bestand. Dies gilt insbesondere fiir
Veranstaltungen, die im 6ffentlichen Raum abgehalten wurden und die somit von den Konsuln
selbst beobachtet werden konnten. Die Berichte bieten dennoch wichtige Informationen,

zumal da die Ausfiihrlichkeit der Beschreibung variiert und das genannte Beispiel besonders

171 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 6,27.5.1910, No. 123.
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knapp gehalten war. Es ist zu vermuten, dass das Selbstverstdndnis der Berichterstatter als
neutrale Beobachter, das insbesondere am Fallbeispiel des Konsul Bilinski gezeigt worden ist,
die Auseinandersetzung mit Gruppenaktionen besonders prigte: Die Berichte sind nicht
illustrativ, sondern rein deskriptiv.

Welche Bedeutung die Konsuln selbst Protestaktionen zusprachen, wird in den Berichten
kaum sichtbar. Die Konsulatsberichte enthalten sich eines Kommentars dariiber, ob die
Initiative von Akteursgruppen erfolgsversprechend sei oder ob diese als legitimes Mittel der
Beteiligung von Bevolkerungsteilen angesehen wurde. Jedoch wurden die Protestformen ihrer
Form nach unterschiedlich gewichtet. Dies galt zumindest fiir die Kriterien, die die Konsuln
auf ihren eigenen Arbeitsbereich im Kontext des diplomatischen Umgangs anwandten.
Miindlicher Protest wurde als weniger schwerwiegend angesehen als schriftlicher. Anlésslich
eines Vorfalls, bei dem es zu einem Zwischenfall zwischen einem Kawassen des
Generalkonsulats und Gendarmen gekommen war, beschloss Konsul Bilinski etwa, die
Angelegenheit miindlich mit dem Generalgouverneur zu besprechen, ,,um den Konflikt nicht
durch sofortigen schriftlichen Protest unnétig zu komplizieren oder auch durch Berufung auf
eventuell einzuholende Instructionen zu verschérfen®.'”

Der Fokus der Berichterstattung lag auf einer bestimmten Form von Protest. Auffallig ist, dass
kaum iiber soziale Proteste berichtet wird, sondern die Konsuln fast ausschliefSlich tber
politisch motivierte Proteste berichten. Unruhen beispielsweise wegen Versorgungsmingeln
werden nicht festgehalten. Nur ein einziges Mal wird von einem ,,Memorandum betreffend
die pendenten Agrarfragen“ berichtet'” — und auch dies hatte trotz des sozialen Kerns des
Anliegens politische Implikationen, wurde es doch als Kritik an der Regierung gedeutet. Die
Ausrichtung der Berichterstattung konnte darauf zuriickgefiihrt werden, dass die Konsuln
aufgrund ihrer Konzentration auf politische Akte schlichtweg nicht an anderen AuBerungen
interessiert waren; da sie jedoch verpflichtet waren, die Situation im Vilajet darzustellen und
jegliche Unruhen immer auch eine politische Implikation hatten, erscheint dies
unwahrscheinlich. Es kann also davon ausgegangen werden, dass es tatsdchlich einen Mangel
an sozial motiviertem Protest gab. Ausschlaggebend ist, dass alle Formen des Protests oder
Konflikts in einem politischen Licht gedeutet wurden, so dass deren urspriingliche Bedeutung
fiir die Akteure nicht mehr nachvollzogen werden kann, da die Wertung eines Ereignisses

nicht notwendigerweise damit identisch war.

172 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 6, 4.3.1910, No. 45.
173 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 4, 31.3.1908, No. 29.
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Das Generalkonsulat schien iiber die Plidne der Akteursgruppen generell gut informiert zu
sein, denn in den Berichten scheint auch die Planung von Protesten auf, unabhéngig davon, ob
diese tatsdchlich stattfanden. Auch von unvollstindigen Aktionen wurde also berichtet, etwa
von einer seitens der Jungtiirken geplanten Versammlung, die nach der Ankiindigung von

174 oder einem Memorandum, das dem

Gegendemonstrationen nicht durchgefiihrt wurde
Adressaten nicht iibergeben wurde.'” Dies mag als ein Hinweis darauf gelten, dass die
Konsuln dem Protestverhalten durchaus Relevanz zumafen, wurde damit doch die Meinung
einer Akteursgruppe zu einem Thema auch fiir jene sichtbar, die sich nicht mit dem internen

Diskurs dieser Gruppen auseinandersetzten.

Im  Vordergrund der folgenden Analyse sollen nicht die Inhalte der
Meinungsverschiedenheiten stehen: Fiir deren Analyse wiren ausfiihrlichere Informationen
notig, die die Konsulatsberichte nicht immer zur Verfligung stellen. Es ist schon ausgefiihrt
worden, dass der unmittelbare Kontext sowie die Motivation der Akteure in den Berichten
nicht immer ersichtlich sind. Selbst wenn dies der Fall ist, bleibt die Beschreibung des
Verlaufs eines Ereignisses beziehungsweise der Reaktion darauf zumeist aus, da dies einen
mehrere Berichte inkludierenden Bogen fassen wiirde, der nicht gespannt wird. Somit kénnte
stets nur der Anfang einer Handlungskette beschrieben werden, oder es wiirde der falsche
Eindruck entstehen, dass es sich bei diesem Anfang um einen abgeschlossenen Rahmen
handle. Besonders deutlich ist dies bei Aktionen, die {iber die Vilajetsgrenzen hinausreichen,
also beispielsweise bei politischen Handlungen, die sich an die Hauptstadt des Osmanischen
Reiches wenden: Der Beginn der Handlung in loannina wird beschrieben — etwa eine
Versammlung, ein Beschluss, dessen Bekanntgabe in einem Telegramm nach Konstantinopel
—, die Reaktion darauf fehlt jedoch in der Berichterstattung. Natiirlich kann aufgrund der
fehlenden Erwidhnung in der Konsulatsberichterstattung mit der Moglichkeit gerechnet
werden, dass es schlichtweg keine Reaktion gab, doch kann dies nicht mit Sicherheit
festgestellt werden.

Auch tiiber die eigentlichen Konsequenzen von Protesthandlungen kann keine Aussage
getroffen werden. Selbst bei solchen Ereignissen, die sich innerhalb der Vilajetsgrenzen
abspielen und scheinbar zur Gidnze vom Konsul beschrieben werden, fehlt das Wissen
dariiber, welchen Hintergrund die Konfliktparteien mitbringen — ein Wissen, dass nicht durch

den Bezug auf den allgemeinen politischen Kontext ersetzt werden kann, da der spezifische

174 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 6, 3.3.1910, No. 43.
175 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 9, 3.5.1912, No. 197.
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lokale und personliche Kontext eine groBere Rolle spielte. Die von James Scott als zentraler
Untersuchungsgegenstand definierten ,hidden transcripts, jene Gedankenginge, die
Protestierende antreiben, bleiben dem Beobachter verborgen.'”® Da dieses zentrale Wissen
fehlt, 1duft eine Analyse des Inhaltes, die sich lediglich auf die Konsulatsakten stiitzt, Gefahr,
eine vereinfachende, ja verzerrende Darstellung wiederzugeben.

Natiirlich wére eine Auseinandersetzung mit dem Ausdruck politischer Meinung, die sich
lediglich auf die Form konzentriert und dessen Inhalt komplett ignoriert, ebenso verzerrend:
Den AuBerungen wiirde somit der Charakter bedeutungslosen Schauspiels zugewiesen
werden, einer sinnentleerten Gestik ohne Existenzberechtigung. Die Ursachen fiir Protest
werden daher in der Folge soweit wie moglich angefiihrt, ebenso soll auf generelle Tendenzen
hingewiesen werden, also die Frage beantwortet werden, welche Themen mit gewisser
RegelméaBigkeit zum Ausdruck von Protest fiihrten. Eine genaue Analyse der realpolitischen
Bedeutung der Einzelfille kann jedoch nicht erfolgen, da dies einen Vergleich mit weiteren
Quellen bediirfte, was in dieser Arbeit nicht geleistet werden kann.

Der Schwerpunkt des folgenden Abschnitts soll vielmehr bei der Frage liegen, welchen
Formen des Ausdrucks sich die Akteure bedienten, wie politische Meinung deutlich gemacht
wurde. Generell ist es einfacher, iiber die duBere Manifestation Aussagen zu treffen, da sie
ihrer Natur nach besser sichtbar sind als die Gedankengiinge, die dazu fiihrten. Mit diesem
Ansatz soll vermieden werden, den Protestaktionen mehr Bedeutung zuzuschreiben, als sie
eigentlich in sich trugen: Dies wiirde etwa bedeuten, Aussagen liber die Gesellschaft an sich
zu treffen oder das Verhalten von Gruppen zueinander zu beurteilen. Proteste sind hier zwar
wichtige Indikatoren, fiir sich allein bieten sie allerdings zu wenig Information. Die
Konzentration auf jene Faktoren, die Charles Tilly als Repertoire bezeichnet hat, ist
insbesondere deswegen von Interesse, weil Protest und Konflikt nicht prinzipiell {iberall
gleich ausgedriickt werden, sondern jede Gesellschaft eigene Moglichkeiten dafiir entwickelt
und sich einer speziellen Formsprache bedient. Die folgenden Ausfiihrungen kdnnen als ein

Fallbeispiel gelten.

3.4 Das Repertoire an Protestformen

Das Repertoire an Protestformen, also die Moglichkeiten, wie Akteure ihre Anliegen zum
Ausdruck bringen konnen, ist in hohem Malle von Faktoren wie dem Zeitpunkt, den

beteiligten Akteuren, den Ressourcen und dem Anliegen selbst abhéingig.'”” AuBerdem muss

176 Vgl. James C. Scott, Domination and the Art of Resistance. Hidden Transcripts, New Haven 1990.
177 Traugott, Barricades, 43.
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die Protestaktion als solche erkannt werden. Die Moglichkeiten, zu protestieren, zuzustimmen
oder fiir ein Anliegen einzutreten, unterscheiden sich folglich sehr voneinander, die Anzahl an
Formen ist groB."”® Welches Repertoire von den Akteuren in Ioannina in Anspruch genommen
wurde, ist Thema des folgenden Abschnitts.

Wie unterschiedlich in Ioannina protestiert wurde, soll anhand der Vorfille in der ersten Hélfte
des Jahres 1909 beispielhaft gezeigt werden: ,,In demonstrativer Weise Beschwerde gefiihrt*
wurde von Bauern bei allen Konsulaten iiber Ausschreitungen von ,,Mohammedanern und
auch der Gendarmerie®, nachdem die Bauern der Unterstiitzung eines Bandenfiihrers

° Der albanische Club verfasste eine Petition iiber das

beschuldigt worden waren."”
Schulwesen, die die Einflihrung des albanischen Sprachunterrichtes zum Ziel hatte. Auflerdem
wurde die Idadieschule zweimal in Brand gesetzt, was albanischen Schiilern zugeschrieben
wurde und als Ausdruck der Unzufriedenheit angesehen wurde.'® Unter den in loannina
stationierten Ersatzreservisten kam es zur Meuterei und Revolte, weil diese ihre Entlassung
verlangten — ein Ereignis, das die Stadt in Aufregung versetzte."®! Der jungtiirkische Club in
loannina versammelte sich, nachdem Nachrichten aus Konstantinopel {ber die
Demissionierung des Ministeriums eingelangt waren, und verfasste eine Protesterklarung, die
von Vertretern verschiedener Akteursgruppen unterschricben werden musste.'® Die
Feierlichkeiten anlésslich der Thronbesteigung des Sultans fanden bei der Bevolkerung
Ioanninas so wenig Anklang, dass der ,,Aufforderung zur Beflaggung und Illuminierung der
Stadt“ nicht nachgekommen wurde.'®?

Der berichterstattende Konsul Ranzi beobachtete also eine — nicht ndher definierte —
Demonstration, eine Petition, Brandstiftung, Meuterei, eine schriftliche Protesterklarung und
das Ausbleiben einer traditionellen Form der Anerkennung — alles Formen des Protestes, keine
gleich der anderen.

Um der Vielzahl an Formen Struktur zu verleihen, soll das Repertoire in verschiedene
Kategorien gegliedert werden. Diese sind zunichst davon abhingig, mit welchen Mitteln ein
Anliegen formuliert wurde, ob die Adressaten unmittelbar erreicht wurden oder dies mittels
bestimmter Objekte erreicht werden konnte. Dies wurde indirekt, also schriftlich (im Falle der

angeflihrten Ereignisse die Protesterkldrung, die Petition), oder direkt, also miindlich und

178 Fiir die Bundesrepublik Deutschland wurden beispielsweise in dem Projekt ,,Dokumentation und Analyse
von Protestereignissen in der Bundesrepublik Deutschland® fiir den Zeitraum 1950-1997 22 Protestformen
definiert: siche Rucht, Sociology, 52.
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physisch (die Meuterei der Soldaten) getan, wobei einzelne Formen natiirlich in Kombination
oder in Abfolge zueinander vorkommen konnten. Hinzu kommt jedoch auch eine schwieriger
zu erfassende symbolische Ebene: Die nicht erfolgende Beleuchtung der Stadt konnte von den
Behorden — und den Beobachtern — ebenfalls als Protest gedeutet werden, da damit sowohl
dem mangelnden Enthusiasmus fiir die Feierlichkeit selbst als auch fiir deren Ursache, im
konkreten Fall fiir die Thronbesteigung, Ausdruck verliechen wurde. Das Ausbleiben einer Tat
konnte also eine eben solche politische Dimension in sich tragen wie das Vorbringen einer
Protesterkldarung. Symbolische Proteste sind ihrer Form nach disparat und besonders von ihrer
Interpretation abhéngig, folglich ist die Deutung der Konsuln von besonderer Tragweite. Sie
stehen in einer eigenen Kategorie, da sie sowohl direkt, also in Anwesenheit des Adressaten,
als auch indirekt durch die Heranziehung von Hilfsmitteln durchgefiihrt werden konnten.

Uber die Quantitiit von Protesten kann hier keine Aussage getroffen werden, da lediglich
festgestellt werden kann, wie oft davon berichtet wurde — eine Feststellung, die sich mit der

eigentlichen Héufigkeit nicht decken muss.

3.4.1 Indirekter Protest: Schriftliche Formen der Meinungsiuflerung

Das schriftliche Vorbringen von Meinungen war insbesondere durch die Verfiigbarkeit des
Telegraphen geprigt.'™ Mittels diesem konnten groBe Distanzen iiberwunden werden, die
dadurch  ebenso wie die damit verbundene  zeitliche = Verzogerung  von
Informationsiibermittlung ihre Bedeutung verloren. Mittels Telegramm konnten
verschiedenste Nachrichten rasch libermittelt werden, somit konnte auch auf aktuelle Anlésse
unmittelbar reagiert werden. Der schriftlichen Darstellung von Meinungen kam damit ein
spontaner Aspekt zu, der bei Briefen nicht im gleichen Ausmal} vorhanden war. Der Telegraph
war somit nicht nur ein Werkzeug der Zentralisierung, das die Kontrolle eines Staates
erleichterte, sondern auch eine Moglichkeit fiir dessen Einwohner, mit den Machthabern
Kontakt aufzunehmen — die Moglichkeit, Meinung auszudriicken und gehort (oder eher:

gelesen) zu werden.'®

Es ist also wenig iiberraschend, dass Telegramme in den
Konsulatsberichten regelmédfig erwdhnt werden. Dies betraf natiirlich zundchst die
Kommunikation des Konsulats mit dem AuBBenministerium in Wien, jedoch spielte diese Form

der Nachrichteniibermittlung auch fiir die protestierenden Akteursgruppen in loannina eine

184 Zur Bedeutung der Einfilhrung des Telegraphen im Osmanischen Reich am Fallbeispiel Syrien siche
Eugene Rogan, ,Instant Communication: The Impact of the Telegraph on Ottoman Syria®“, in: Thomas
Philipp, Birgit Schéibler (Hrsg.), The Syrian Land: Processes of Integration and Fragmentation in Bilad al-
Sham from the 18th to the 20th century, Wiesbaden 1998, 113-128.

185 Rogan, Communication, 114.
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bedeutende Rolle.

Das Telegraphennetz war ein zentrales Werkzeug, um die Provinz mit der Hauptstadt zu
verbinden und um die Koordination zwischen beiden zu erleichtern. Vertreter der
Lokalregierung standen nicht nur mit Istanbul in stindiger Verbindung, sondern auch mit
anderen Behorden. Auf diesem Wege wurden beispielsweise bei der schon genannten
Meuterei der Ersatzreservisten vom Platzkommandanten Weisungen hinsichtlich des
Verhaltens erbeten'®® oder die Verhaftung eines der Lokalregierung unliebsamen ,,albanischen
Patrioten® in Gjirokastér befohlen'”’.

Doch neben dieser offiziellen Verwendung wurden Telegramme auch von anderen
Akteursgruppen instrumentalisiert. Diese nahmen die Moglichkeit wahr, ihre Anliegen direkt
bei den Adressaten, also etwa bei der Regierung, der Lokalregierung oder den europédischen

Konsuln vorzubringen. '

Telegramme wurden verwendet, um gegen einen aktuellen Anlass zu protestieren, zum
Beispiel von der griechischen Bevolkerung gegen die Ernennung eines albanischen

GroBgouverneurs.'®

Wihrend des ersten Balkankriegs langten im 0Osterreich-ungarischen
Konsulat Telegramme ein, die Beschwerde iiber das Vorgehen der griechischen Armee
erhoben.'” Telegramme wurden neben der Kommunikation von Protest und von Forderungen
auch zur Bekundung von Loyalitit und Zustimmung benutzt. Beide Faktoren mussten
einander nicht ausschlieen, da die Zustimmung zu einer Gruppe, einem Ereignis oder einer
Meinung den Protest gegen deren jeweiliges Gegenstiick bedeuten konnte. Telegramme, die
die Unterstiitzung des Vorgehens der Regierung verkiindeten, wurden etwa anldsslich der
griechisch-osmanischen Kretafrage'”' oder der albanischen Alphabetfrage'®> versandt. In
letzterem wurde von den Unterzeichnenden die Unterstiitzung des arabischen Alphabets
bekriftet. Dies fand ein Gegenstiick in ,,Protest-Telegrammen* der albanischen Klubs von
Filiates und Ioannina, in denen die Unterstiitzung des lateinischen Alphabets betont wurde. '**

Ein Telegramm, das als Loyalititserklirung fiir die Regierung verfasst wurde, war
Ausgangspunkt fiir eine Reihe unterschiedlicher MeinungsduBlerungen und soll hier als

Fallbeispiel fiir die Bedeutung von schriftlicher Meinungsiduf3erung und Protest stehen: Die im

186 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 5, 20.3.1909, No. 56.
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188 Ein analoges Verhalten beobachtet Rogan in Syrien. Rogan, Communication, 124f.
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Laufe dieser Handlungskette verfassten Schreiben haben einerseits affirmativen, andererseits
protestierende Absichten.

Vizekonsul Frossard berichtete am 23. Juli 1911"* , Vor wenigen Tagen beschlossen die
Mohammedaner Prevesas in einer Versammlung die Absendung eines Huldigungstelegramms
an die Regierung.” Die Popularitit dieses Schreibens — ob es einen Anlass gab, wird wie
gesagt nicht deutlich — war jedoch offensichtlich gering, denn ,,bis auf einige Beamte, die
durch ihre Stellung zur Unterfertigung gezwungen waren, hielt sich das albanesische und auch
das griechische Element von diesem Acte fern.” Ebenso habe auch eine ,,nicht unbetriachtliche
Anzahl von Tiirken* das Telegramm missbilligt. Der Konsul schloss damit, dass ,,sich die
Kundgebung auf die Parteileute sowie einen Teil der tiirkischen Einwohner Janinas
[reduziert], der nur eine verschwindende Minoritdt der vorwiegend griechischen
Gesamtbevolkerung darstellt.*

Das ,,Huldigungstelegramm® hatte jedoch weitaus betrichtlichere Folgen als nur die
mangelnde Zustimmung seitens breiter Teile der Bevolkerung: Es fiihrte zu Protesten. Das
griechische Element loanninas nahm Anstof3 daran, dass loannina als ,,capitale de la Basse
Albanie” und nicht ,,de 1'Epire” bezeichnet wurde — ,,von dieser Seite wurde sogar die
Entsendung eines Protesttelegrammes ins Auge gefasst, doch ist diesbeziiglich kein Beschluss
Zustande (sic) gekommen.” Die Bekundung von Zustimmung war in den Augen eines Teils
der Bevdlkerung also ein Affront.

Wihrend das geplante Protesttelegramm zunidchst nicht verfasst wurde, hatte die Episode
damit noch kein Ende gefunden, denn das Telegramm fiihrte zu einer Reaktion von
griechischer Seite. Der Vizekonsul berichtete am 3. August 1911 von einem Schreiben, das
von griechischen Vertretern verfasst worden war.'”” Dieses war keine direkte Reaktion auf das
vorangegangene Huldigungstelegramm: Abgesandte aus sechzehn Bezirken des Vilajets,
insgesamt 65 Personen, hatten sich versammelt, ,,um iiber die Abfassung eines Memorandums
zu beraten, das der Regierung im Anschlusse an die seitens des Patriarchen und des Exarchen
in der Frage der Privilegien der christlichen Gemeinden iberreichten Noten unterbreitet
werden sollte.*

Die Forderungen des dem Bericht beigelegten Memorandums'®® bezogen sich auf den Erhalt
der Privilegien des Okumenischen Patriarchats sowie auf die ,,Gleichstellung der
Nationalitdten®, die dem Osmanischen Reich zu Gute kommen wiirde. Das Schreiben —

Vizekonsul Frossard verwendet die Bezeichnungen ,,Memorandum®, ,,Petition®, ,,Dépéche

194 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 7, 23.7.1911, No. 241.
195 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 7, 3.8.1911, No. 273.
196 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 8, 3.8.1911, No. 272.
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und ,,Telegramm® — wurde von allen Mitgliedern der Deputation unterzeichnet und dann an
den ,Ministerpraesidenten, das Unterrichtsministerium sowie dem (sic) Justiz- und
Culturminister abgesendet. AufBlerdem wurde eine Kopie des Schreibens dem
Generalgouverneur durch ,,eine Commision (sic) von 10 Personen® iiberreicht, der dem
Anliegen seine Unterstiitzung zusagte. Zudem erhielt das dsterreichisch-ungarische Konsulat
eine Abschrift, wenngleich dieser Umstand in dem Bericht nicht extra erwdhnt wird.

Am selben Tag wurde im griechischen Gymnasium eine Versammlung abgehalten, die als
,uberaus zahlreich besucht beschrieben wird. Dabei wurde von einem Abgeordneten
Ioanninas eine Rede zur Geschichte der Privilegienfrage gehalten. Vizekonsul Frossard maf3
dieser Versammlung grofe Bedeutung zu, eine Einschitzung, die von den Vilajetsbehorden
geteilt wurde. Aullerdem sah er diese ,,griechische Demonstration® als Reaktion auf das
vorangegangene Huldigungstelegramm. Seine Beschreibung des Umstands soll in voller
Linge wiedergegeben werden:

,Die Bedeutung dieser griechischen Demonstration liegt keineswegs sosehr im Inhalte ihres
Petits, das die Regelung der Privilegienfrage wohl kaum beeinflussen diirfte, — einen
Umstand, den sich iibrigens auch die Griechen selbst nicht verhehlen, — wie vielmehr in dem
antitiirkischen Charakter der Kundgebung, die die directe Folge der [...] Abfassung eines
Loyalitétstelegrammes seitens der hiesigen Tiirken ist. Dies ist iibrigens auch die Auffassung
der Regierungskreise, welche durch die Tatsache dass sich ganz ohne ihr Wissen in Janina
eine so bedeutende Demonstration vorbereiten konnte, in grosse Besorgnis versetzt wurden,
und die nunmehr energische Massnahmen treffen, um eventuellen Complicationen
griechischerseits zuvor zu kommen. Der Polizeidienst der Stadt wurde erheblich verschérft
und besonders die Festung in der sich die Waffen- und Monturdépots befinden unter strenge
Aufsicht gestellt. Diese Vorsorge haben ihre Riickwirkung auf das Verhiltnis der Griechen zu
den tiirkischen Officiellen Kreisen keineswegs verfehlt, das sich von Tag zu Tag gespannter
gestaltet.*

Worin genau der ,antitiirkische Charakter der griechischen Versammlung bestand, geht aus
dem Bericht nicht hervor. Die einzige inhaltliche Beschreibung betriftt die gehaltene Rede zur
Privilegienfrage, die mit einer ,eindringlichen Ermahnung zur Ruhe* geendet habe.
Wenngleich also der Ablauf der Versammlung nicht fassbar ist, so wurde der Tatsache, dass
diese stattfand, groBe Bedeutung zugemessen. Die AuBerungen politischer Meinung, die in
diesem Fallbeispiel auf verschiedene Arten getétigt wurden, waren nie ohne Auswirkung: Das
Loyalitétstelegramm wurde mit Zustimmung oder Ablehnung bedacht und fiihrte bei einer

Akteursgruppe, nimlich den Griechen, den Berichten zu Folge zu einer durchaus heftigen
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Reaktion. Die Versammlung der Griechen hingegen machte Eindruck auf die Lokalregierung,
die deswegen die SicherheitsmaBBnahmen in Ioannina verstirkten. Zudem wird die
Einschitzung der Bedeutung der griechischen Petition wiedergegeben: Der Vizekonsul sah
darin kein effektives Mittel, um politische Verdnderungen herbeizufiihren, und gab an, dass
auch die Verfasser sich dessen bewusst seien.

Dies ldsst vermuten, dass die Absicht von Protest nicht ausschlielich darin bestand, an
konkreten Umstidnden etwas zu dndern — eine Absicht, die schwer zu verwirklichen war und
oft auBerhalb der Moglichkeiten der Akteursgruppen lag. In beiden Fillen der schriftlichen
Kommunikation, sowohl im Fall des Huldigungstelegrammes als auch der griechischen
Petition, stand das Ziel im Vordergrund, die Meinung der Gruppe oOffentlich zu machen.
Dennoch waren schriftliche Kundgebungen kein Selbstzweck: Im Fall des albanischen
Schriftstreits wurden diese von Konsul Bilinski als durchaus effektiv angesehen, denn sie
hétten einen ,nachhaltigen FEindruck® auf die ,jungtiirkischen und Regierungskreise*

gemacht."’

Trotz der Beschleunigung der Nachrichteniibermittlung kann dem schriftlichen Festhalten von
Meinungen weiterhin ein formalisierter Charakter zugeschrieben werden. Jene Memoranda
und Telegramme, die den Konsulatsberichten beigefiigt sind, geben zumindest Informationen
zu den Verfassern, dem Datum und dem Ort an.'® Die Sender verpflichteten sich durch ihre
Unterschrift, fiir den Inhalt des Schreibens einzustehen. Das schriftliche Einbringen von
Protest war im gewissen Sinne auch die Imitation von legaler politischer Tatigkeit: Als
Resultat von Versammlungen verfasst dhnelten sie Gesetzestexten, die ebenfalls aus
Versammlungen hervorgegangen waren. Ihre Legitimation beruhte zudem auf dem Konsens
zwischen einer groBeren Anzahl an Personen. Weil es sich nicht um einen spontanen Akt
handelte, sondern um einen respektablen, wohliiberlegten, konnte die Akteursgruppe den

Anspruch stellen, ernst genommen zu werden.

Der Beschluss, Telegramme zu senden, wurde im genannten Fallbeispiel als Resultat einer
Versammlung beschrieben. Diese Telegramme wurden von einer Delegation beziehungsweise
allen Teilnehmern der Versammlung unterzeichnet. Diese Verbindung von schriftlichem

Protest und Versammlungen wurde von Konsul Bilinski offenbar als Routine angesehen, denn

197 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 6, 23.3.1910, No. 61.

198 In Memoranden wurde zudem der historische oder rechtliche Kontext dargestellt. Siche dazu HHStA, GKA,
GK Janina, Kt. 4, 31.3.1908, No. 29; Kt. 8, 30.7.1911, No. 254; Kt. 8, 3.7.1911, No. 272; Kt. 9, 18.5.1912,
No. 212.
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er beendete seine Beschreibung eines Protest-Meetings mit der Bemerkung: ,,Nach Schluss
des Meetings wurden die iiblichen Telegramme an die Kammer und die Pforte abgesandt.*'”
Tatsdchlich werden Versammlungen zumeist in Verbindung mit darauf folgenden
Telegrammen beschrieben: Die Kontaktaufnahme mit externen Adressaten und die
wiederholte Bekanntgabe der eigenen Meinung scheint ein Bestandteil von Kundgebungen
gewesen zu sein. Um ein Beispiel zu nennen: Der Bericht {iber ein jungtiirkisches Protest-
Meeting endet etwa folgendermallen: ,.Die Versammlung beschloss einstimmig ein
Telegramm an den Grossvezir und an das Parlament abzusenden.“*” Ebenso habe eine
Kundgebung des albanischen Clubs in loannina anldsslich des Schriftstreits damit geendet,
dass ,ein mit 150 Unterschriften versehenes Telegramm an den Grossvezir und den

201

Unterrichts-Minister abgesendet wurde.™ Und im August 1912 wurden nationale

Forderungen in mehreren Meetings von albanischen Gruppen bekundet und anschlieBend in
Telegrammen an den GroBvezir und den Prisidenten des Senats weitergeleitet®”.

Der Protest wurde somit in seiner Wirksamkeit erweitert und aus den Grenzen des Sichtbaren
heraugehoben: Eine physische Kundgebung war hauptsichlich fiir die anwesenden
Beobachter eindriicklich. Um sicher zu gehen, dass die nicht anwesenden Adressaten davon
erfuhren, war die schriftliche Kontaktaufnahme ideal. Dabei stand nicht die genaue Angabe
von Forderungen oder Meinungen im Vordergrund, sondern zunéchst einmal die Tatsache,
dass es iiberhaupt eine Meinung gab, die beachtet werden miisse. Telegramme waren der beste
Weg, um am politischen Geschehen teilzunehmen und dies auch transregional zu tun. Der
Handlungsspielraum erweiterte sich, ging tiber lokale, direkt erreichbare Ansprechpartner
hinaus: Wie Eugene Rogan feststellt, bot der Telegraph die Moglichkeit, die Regierung auf
allen Ebenen zur Verantwortung zu ziehen.” Es konnte der Anspruch gestellt werden, direkt
einzugreifen, wenngleich die tatsdchliche Handlungsmacht damit nicht automatisch verstirkt
wurde. Dennoch verlor die Versammlung, der lokal begrenzte, direkte Protest dadurch nicht

an Bedeutung.

3.4.2 Direkter Protest: Versammlungen, Meetings, Kundgebungen

Bei dem im vorigen Abschnitt angefiihrten Fallbeispiel ist deutlich geworden, dass die

Analyse von Versammlungen auf eine deutliche Schwierigkeit stot: Thre Beschreibung fillt

199 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 6, 27.5.1910, No.123.
200 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 5, 19.8.1909, No. 166.
201 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 6, 21.3.1910, No. 62.
202 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 10, 15.8.1912, No. 397.
203 Rogan, Communication, 126.
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knapp aus. Zwar wird angefiihrt, wo die griechische Versammlung stattfand (im griechischen
Gymnasium), dass diese ,jiiberaus zahlreich® besucht war (es fehlt allerdings eine
Zahlenangabe) und dass dabei mindestens eine Rede gehalten wurde, ndmlich von einem der
beiden griechischen Abgeordneten loanninas. Auch das Thema der Versammlung kann
vermutet werden, da ihr das besagte Telegramm {iber die Frage der Erhaltung der griechischen

Privilegien vorangegangen war.*"*

Diese Informationen werden jedoch in nur zwei Sitze
gefasst, die keinen Aufschluss iiber den Ablauf und das Programm der Versammlung geben.
Wie schon zuvor angemerkt worden ist, fallt die Berichterstattung iiber Versammlungen,
Meetings und andere Formen physischer Zusammenkunften von mehreren Personen in den
Konsulatsberichten durch ihre Kiirze auf. Dennoch kann nicht behauptet werden, dass ihnen
keine Bedeutung zugemessen wurde: ,,Protest-Meetings®, Versammlungen, Kundgebungen
oder Manifestationen wurden nicht nur erwdhnt, sondern waren ausschliefliches Thema
mehrerer Berichte.*”

Ebenso wie schriftlicher Protest, dem, wie schon angemerkt, oft eine Form der Versammlung
vorangegangen war, wurde die kollektive Zusammenkunft organisiert, um politische
Meinung, ob diese nun affirmativen oder protestierenden Charakter hatte, kund zu tun.
Hierbei fillt auf, welche Art des physischen Protests von den Konsuln beobachtet wird und
welche fehlt. Die Versammlungen werden fast ausschlieBlich als lokal eingegrenzt und
statisch beschrieben; es handelte sich dabei nicht um Protestmirsche, Umziige oder sonstige
bewegliche Demonstrationen. Nur in Form von offiziellen Feiern und Paraden wurden
Meinungsduflerungen, die explizit einen Raum in Anspruch nahmen, festgehalten.

Die Versammlungsfreiheit wurde nach dem gescheiterten Versuch eines Gegenputsches 1909
eingeschrinkt. Die AuBerung von Unzufriedenheit mit dem Regime wurde erschwert, indem
in einem Gesetz festgelegt wurde, dass die Organisatoren zunédchst die Behorden schriftlich
von ihrer Absicht verstindigen und Informationen zur geplanten Veranstaltung zur Verfiigung
stellen miissten.**® Auf diesen Umstand wird jedoch in den Konsulatsberichten nur einmal
implizit hingewiesen; die Auswirkung des Gesetzes ldsst sich ansonsten nur an der
ausbleibenden Erwédhnung von Protestveranstaltungen, die explizit im Offentlichen Raum

stattfinden, messen.

Die Existenz des Versammlungsgesetzes wird anldsslich eines griechischen ,,Protestmeetings*

204 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 8, 3.7.1911, No. 273.

205 Dies wird allein durch die den Berichten vorangestellten Uberschriften deutlich, etwa: ,Protestmeeting in
der Kreta-Frage in Janina“ (HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 5, 19.8.1909, No. 166) oder ,,Protestmeeting der
hiesigen Griechen gegen das mazedonische Kirchen- und Schulgesetz* (HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 6,
17.7.1910, No. 201).

206 Ahmad, Young Turks, 55.
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in einem Bericht vom 17. Juli 1910 angedeutet, da die Einholung einer Genehmigung erwéhnt
wird.*" ,,Gestern hat hier unter {iberaus zahlreicher Beteiligung der griech. Bevolkerung ein
Protestmeeting gegen das neue Gesetz betreffend die Regelung der mazedonischen Kirchen
und Schul-Frage stattgefunden. Die Lokalbehorde erteilte die notige Erlaubnis unter der
Bedingung dass seitens der Griechen drei Notable (sic) gewdhlt werden, welche fiir die
Aufrechterhaltung der Ordnung verantwortlich wéren. Die Versammlung beschloss eine
Resolution welche durch eine eigens hiezu gewdhlte Kommission dem Vali und telegrafisch
dem Sultan und dem Grossvezir unterbreitet wurde. In einem besonderen Telegramme wurde
dem Patriarchen der Dank fiir seine Agitation in dieser Angelegenheit ausgedriickt. Zum
Zeichen des Protestes waren sammtliche (sic) griechische Geschéfte wihrend des Meetings
geschlossen.*

Das ,,Protestmeeting™ wurde aufgrund eines aktuellen Anlasses abgehalten und war eine
direkte Reaktion auf diesen. Auch in anderen Féllen wurde nicht aufgrund genereller
Unzufriedenheit protestiert, sondern ein punktuelles Ereignis oder ein zu dieser Zeit virulentes
Thema als Motivation formuliert. Dies ist schon anhand des schriftlichen Protestes deutlich
geworden.

Meetings waren ebenso wie Aufmirsche oder Umziige eine Art der Demonstration. Es
handelte sich um eine koordinierte Art, Unterstiitzung fiir oder Gegnerschaft gegen ein
Anliegen auszudriicken. Dennoch war ihre Wirkung nicht mit der anderer koordinierter
Zusammenkiinfte vergleichbar, da sie statisch waren und keinen Unterschied zwischen
Zuschauern und Teilnehmern, Beobachtern und Unterstiitzern erzeugten.*”® Es ist unklar, ob
die in den Konsulatsberichten beschriebenen Versammlungen Aufmerksamkeit schaffen
sollten, da oft nicht beschrieben wird, wo diese stattfanden.*” Bei dem im vorigen Abschnitt
angefiihrten Beispiel der griechischen Versammlung wird angegeben, dass diese im
griechischen Gymnasium stattgefunden habe. Das Anliegen dieses Treffens wurde also nicht
in den offentlichen Raum getragen und Unbeteiligten vorgetragen, sondern war nur schon
vorher Eingeweihten zugénglich, die wohl ohnehin nicht mehr von der Berechtigung der
Veranstaltung iiberzeugt werden mussten. Bei anderen Meetings wird der Hauptplatz

Ioanninas®'’ beziehungsweise der ,,Platz vor dem Regierungsgebiude*"!

als Veranstaltungsort
angegeben. Diese waren also theoretisch fiir alle Bewohner der Stadt zugéinglich und sichtbar.

Wihrend eine solche Demonstration den dafiir in Anspruch genommenen Raum symbolisch

207 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 6, 17.7.1910, No. 201.

208 Reiss, Introduction, 3.

209 Der Ort wird in solchen Féllen lediglich mit ,,hier* angegeben.
210 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 12, 22.4.1913, No. 226.

211 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 7, 28.5.1911, No. 148.
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fiir eine kurze Zeit in Besitz nahm und markierte, waren sie letztlich dennoch ein Phidnomen,
das wohl nur einen Bruchteil der Bevdlkerung einnahm. Auch wenn die Versammlungen nicht
in einem Gebdude stattfanden, waren sie dennoch unbewegt. Ob neue Zuhorer begeistert

werden konnten und sollten, bleibt unklar.

Dennoch wurde der Organisation von solchen Kundgebungen Bedeutung zugesprochen. Die
schon erwédhnte Kreta-Frage und die albanische Alphabetfrage fiihrten mehrmals zu Protest-
Meetings; in beiden Fillen wurde die Beteiligung an Versammlungen als Instrument
angesehen, um Einheit zu demonstrieren. Die Teilnahme wurde wenigstens von den Konsuln
als Zeichen fiir Zustimmung oder Ablehnung eines Anliegens wahrgenommen, denn der
Beobachter notierte, welche Akteursgruppen teilnahmen und welche sich enthielten. Dies galt
vor allem fiir Veranstaltungen, die von den Jungtiirken organisiert wurden, also jener Gruppe,
die in der Konsulatsberichterstattung als Anhédnger der Regierungskreise dargestellt werden.

Als Fallbeispiel fiir die zentrale Rolle, die Versammlungen zugeschrieben wurde, sollen die
Bemiihungen rund um die Kreta-Frage dienen. Dieses aullenpolitisch brisante Thema wurde
von osmanischer Seite benutzt, um Bewusstseinsschaffung zu betreiben und auf ein

2 Dazu wurden in vielen Teilen des Reiches

einheitliches Feindbild hinzuweisen.”!
Demonstrationen abgehalten, auch in loannina. Die Kreta-Frage wird im August 1909
erstmals in der Berichterstattung als Grund fiir das gespannte Verhéltnis ,,der hiesigen
tiirkischen Kreise zu der griechischen Bevolkerung® angefiihrt und als ,,der ausschliessliche
Gesprichsstoff der Griechen bezeichnet.?” In weiterer Folge wurde dieses Thema wiederholt
Anlass fiir Protestveranstaltungen, die von den , tiirkischen Kreisen® organisiert wurden. Kurz
nach der ersten Erwdhnung wurde von einem Protest-Meeting berichtet, mit dem offenbar die
Einheit der Bevolkerung loanninas demonstriert werden sollte.?'* Alle abgehaltenen Reden
»gipfelten in dem Verlangen, die Regierung moge in der Kreta-Frage nicht nachgeben.* Auch
ein griechischer Vertreter war zugegen. In seiner Rede musste er sich ebenfalls dafiir
einsetzen, ,den Wunsch nach FErhaltung der Integritit des gesamten ottom. Reich
anzusprechen.” Der Konsul sah dies nicht als freiwilligen Akt an, insbesondere da die Haltung
der Griechen in seinem letzten Bericht ganz anders beschrieben worden war, da diese ein
Eingreifen der GroBmaéchte gewlinscht hétten.

In diesem Fall diente die Organisation eines Meetings als Demonstration im mehrfachen

Sinne: Zum einen wurde ein Telegramm an den GroBvezir und das Parlament geschickt, somit

212 Ahmad, Relations, 414.
213 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 5, 11.8.1909, No. 158.
214 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 5, 19.8.1909, No. 166.

70



also die Meinung zu einem Thema mitgeteilt. Hierin &hnelt die Kundgebung ganz den schon
beschriebenen, in denen jeweils eine Akteursgruppe ein Anliegen vorbrachte. Doch in diesem
Fall wohnte der Kundgebung eine zusitzliche Absicht inne: Durch die anscheinend forcierte
Teilnahme von einem Vertreter jener Akteursgruppe, die die in der Kundgebung proklamierte
Meinung nicht teilte, wurde ein Signal gesendet. Einheit wurde dort postuliert, wo tatsdchlich
keine bestand. Der Versammlung wurde die Bedeutung eines offentlichen Referendums
zugesprochen. Adressaten waren somit nicht mehr nur jene Personen, an die die Telegramme
gesendet wurden, sondern vor allem auch die beteiligten Akteursgruppen und die Beobachter.
Im folgenden Sommer wurde erneut ein Protest-Meeting organisiert.”” Konsul Bilinski
berichtet im Juni 1910 von der ,,jungtiirkischerseits betriebenen Agitation um offentliche
Kundgebungen®: ,,Der Mufti von Janina hat iiber Anstiften der Jungtiirken an alle Kazas des
Vilajets ein Zirkularschreiben gerichtet in welchem die Bevolkerung aufgefordert wurde,
Meetings wegen der Kretafrage zu veranstalten.“*'® Versammlungen wurden von allen
Akteursgruppen als effektives Mittel gesehen, um die Meinung zu einem Thema kund zu tun.
Dabei kann auch davon ausgegangen werden, dass die Koordination und Kohédrenz der
Gruppe gefordert werden sollte.

Ein Fallbeispiel dafiir, dass durch eine Versammlung die Einigkeit nach auflen hin betont
werden sollte, wird in einem Bericht im April 1913 — Ioannina war zu diesem Zeitpunkt schon
unter griechischer Kontrolle — angefiihrt.*’” Analog zu der vorher beschriebenen
jungtiirkischen Versammlung, bei der die Zustimmung verschiedener Akteursgruppen dem
Konsul zufolge nur unter Druck erreicht wurde, steht auch hier der Aspekt der Freiwilligkeit
im Vordergrund. Delegierte verschiedener Bezirke hielten ein Meeting ab, bei dem der
Waunsch formuliert wurde, die von der griechischen Armee besetzten Teile des Epirus sollten
griechisch bleiben und das Staatsgebiet noch bis zum Flul Skhumbin ausgeweitet werden.
Nach dem Ende dieser Versammlung wurde ein Umzug abgehalten. Vor dem Osterreich-
ungarischen Generalkonsulat wurden ,,Hochrufe auf die Monarchie u den ,hellen. Epirus bis
zum Jenusos* (sic) ausgebracht.” Anschlielend erschien eine Deputation im Generalkonsulat,
die ein Memorandum mit dem in der Versammlung formulierten Inhalten {iberreichte.
Ausschlaggebend war fiir den Konsul, dass es sich bei den Personen nicht nur um Anhénger
der Griechen handelte: ,,.Die ganze Inszenierung dieser Manifestation entbehrt nicht einer
gewissen Tragikkomik. Die moh. Mitglieder der Deputation, die durch die Niedermetzelung

ihrer Glaubensgenossen u. durch die Bedrohung ihres eigenen Lebens eingeschiichtert wurden

215 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 6, 27.5.1910, No. 123
216 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 6, 16.6.1910, No. 150.
217 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 12, 21.4.1913, No. 222.
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u. von denen einige noch am Vorabend mich wissen lieen, daB sie nur dem Zwange
weichend an der Kundgebung teilnehmen werden, erhoben sich der Reihe nach auf einen
Wink des Anfiihrers der Deputation, um mich zu versichern, dal} sie erst seit Einmarsch der
Griechen die Wohltaten der Kultur kennengelernt haben u. ihr Gliick in der definitiven
Angliederung an Griechenland sehen.*

Auch hier wurden Kundgebungen dazu benutzt, um gegeniiber den Adressaten die breite
Basis der zu kommunizierenden Meinung zu demonstrieren, selbst wenn es sich dabei nur um
Schein handelte. In beiden Fallbeispielen war fiir die Konsuln klar, dass nicht alle
Akteursgruppen dem Anliegen zustimmen konnten, da diese in der unmittelbaren
Vergangenheit diesem widersprechende Meinung gedufBBert hatten. Fiir die Organisatoren war
dieser Widerspruch jedoch anscheinend weniger wichtig. Das Ereignis wurde dabei
offensichtlich als von seinem Umfeld isoliert angesehen: Was zuvor passiert war, wurde durch
die Versammlung gewissermallen neutralisiert. Die Versammlung erhdlt somit eine starke
symbolische Wirkung: Als offentlich formulierte Meinung eines Kollektivs wird ihr mehr
Bedeutung zugesprochen als einzelnen MeinungsduBBerungen, selbst wenn diese auf den
Adressaten unglaubwiirdig wirkten.

Auffillig ist bei der Beschreibung dieser Kundgebung allerdings noch ein anderer Aspekt: Die
Form der Versammlung war eine andere als jene Protest-Meetings, die in einem Gebdude oder
auf einem Platz stattgefunden hatten. Hier wurde ein Umzug abgehalten, der den Adressaten —
in diesem Fall den Generalkonsul — mit einbezog und direkt ansprach. Dabei handelt es sich
um einen zentralen Unterschied, denn der protestierende Teil der Protest-Meetings, jener Teil,
in dem das Anliegen nicht nur formuliert, sondern auch kommuniziert wurde, waren bis dahin
stets nur an die Adressaten {ibermittelt worden, indem Telegramme geschickt worden waren.
Zwar kann angemerkt werden, dass lokale Akteure in Ioannina, die wegen der Kreta-Frage,
der Alphabetfrage, der Privilegienfrage oder einem beliebigen anderen Gegenstand
protestierten, nicht vor jenen Personen einen Umzug abhalten konnten, an die ihre Schreiben
gerichtet waren: Diese befanden sich in der Hauptstadt und nicht wie der Generalkonsul in
Ioannina. Allerdings war auch der Generalkonsul nur Vertreter einer GroBmacht, nicht der
eigentliche Entscheidungstriger; auch er leitete das ihm {ibergebene Schreiben in seine
Hauptstadt weiter. Ebenso gut hétten also in den vorher erwdhnten Anliegen Umzilige zum
Sitz des Generalgouverneurs stattfinden konnen, doch dieses Verhalten wird zumindest in den
Konsulatsberichten nicht beschrieben.

Neben der Veranstaltung fiir den Epirus wurde in einem der letzten Konsulatsberichte aus

Ioannina im Juli 1913 eine Demonstration beschrieben, deren Ablauf der vorangegangen
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duBerst dhnlich war.*'® Dabei handelte es sich um ein Meeting, bei dem gegen das Verhalten
der bulgarischen Armee protestiert wurde, genauer, ,,um der Entriistung iiber die von der
bulgarischen Armee in Macedonien begangenen Greueltaten Ausdruck zu verleihen®.
Nachdem Reden abgehalten worden waren — und zwar von den Angehorigen der drei
Nationalititen, die als ,,griechische, mohammedanische und israelitische* definiert wurden —,
,begab sich die Menge mit Trauerfahnen an der Spitze zu den Konsulaten der Grossméchte.
Vor unserem Konsulatgebdude nahm das Publikum Aufstellung und brachte Vivatrufe auf
Osterreich-Ungarn, auf Seine Majestit den Kaiser und Konig Franz Josef und auf
Deutschland; unterdessen kam eine Deputation von je zwei Vertretern der drei Nationalititen
ins Konsulat und der Fiihrer (...) iibergab mir beiliegende zwei Protestschreiben mit der Bitte,
eines davon an Eure Exzellenz und das andere an die Deutsche Regierung gelangen zu lassen.
Dann begab sich die Menge zum russischen, italienischen und franzosischen Konsulate.*
Auch bei dieser Veranstaltung konnen auftillige Charakteristika beobachtet werden. Zunéchst
fallt auf, dass die Verwendung von Trauerfahnen beschrieben wird. Dies ldsst darauf
schlieBen, dass die Demonstration auch einen bildhaften Wert haben sollte: Die Aussage
wurde nicht nur schriftlich und miindlich abgefasst, sondern auch durch eine bildliche
Symbolik den Betrachtern vermittelt. Damit ging die Demonstration iiber die Ebene dessen
hinaus, was bei anderen Protesten beschrieben wurde: Mit dem Umzug wurde versucht, eine
Aullenwirkung zu entfalten, die mehr als nur die direkten Adressaten, also die Konsulate,
erreichte.

Der Umgang mit den Adressaten war geschickt gestaltet. Die Sympathie der
Konsulatsvertreter wurde durch die Lobrufe auf die Monarchie stimuliert. Die geordnete
Interaktion der Protestierenden mit dem Konsulatsvertreter, die durch die Absendung einer
Deputation erreicht wurde, verbunden mit der Prdsenz einer fahnenschwingenden und
rufenden Menge, war eine Kombination, die sowohl Regelhaftigkeit als auch Breitenwirkung
implizieren sollte.

Die Beschreibung erweckt den Eindruck einer sorgfiltigen Choreographie, die ganz auf die
Umsetzung der Anliegen ausgerichtet ist. Diese war kein punktuelles Phdnomen, dass sich auf
die beschriebenen Ereignisse beschrinkte: In einem Bericht des Vizekonsuls in Vloré, der
dem Generalkonsulat in loannina {ibermittelt wurde, wurde eine albanische Versammlung
beschrieben, die fast identisch ablief.*"” Einer Versammlung, bei der Reden gehalten wurden,

folgte ebenfalls ein flaggenbeschmiickter Umzug, bei dem auch noch Lieder gesungen
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wurden. Dieser endete vor den Konsularvertretungen der Groméchte. Dort wurden kurze
Ansprachen gehalten und Hochrufe auf Osterreich-Ungarn und Italien ausgerufen.
AnschlieBend wurde eine Resolution iiberreicht.

Diese Fallbeispiele lassen vermuten, dass sich das Protestverhalten dnderte, und zwar von
statischen, wenig Offentlichkeitswirksamen Versammlungen hin zu symboltrachtigen,
beweglichen Demonstrationen. Da die Beschreibungen mit der Verdnderung der
Staatszugehorigkeit der beschriebenen Gebiete zusammenfallen, kann von einem

Zusammenhang ausgegangen werden.

3.4.3 Symbolpolitik

Offensichtliche, reprisentative Formen, um Kritik oder Zustimmung auszudriicken, bilden
den Grofiteil der bis bis jetzt betrachteten Aktionen. Damit scheinen nur jene Formen des
politischen Diskurses auf, die kommuniziert werden sollten. Dies entspricht durchaus auch
dem, was von den Konsuln beobachtet und beschrieben wurde. Uber die inneren Vorginge in
einer Gruppe konnten die Konsuln, auch wenn sie gut informiert waren, nur bedingt Bescheid
wissen; deswegen wurden solche Aktionen festgehalten, die auch gesehen werden sollten.
Wiirde sich die vorliegende Arbeit auf die bis jetzt beschriebenen Formen beschrinken, so
wiirde sie damit jener engen Definition von Protest folgen, die am Anfang dieses Kapitels
hinterfragt worden ist: Kollektive Aktionen mehrerer Akteure, die eine gemeinsame Absicht
verfolgten und diese nach auBen kommunizierten. Hierbei wird jedoch die Zielsetzung der
protestierenden Akteure in den Vordergrund gestellt und nicht beachtet, dass die Deutung
einer Handlung immer auch von den Rezipienten abhingig ist. Jeder Protest ist eine
Interaktion zwischen Akteuren und nicht lediglich eine Aktion der ausfiihrenden Akteure; das
Repertoire wird von beiden Seiten geprigt.”’ Ein Protest-Meeting war nur dann mehr als eine
Zusammenkunft an Personen, wenn dieses sowohl von den Handelnden als auch von den
Adressaten und zusétzlich auch von dem beobachtenden Konsul als Protest verstanden wurde.
Der Aspekt der Deutung soll deswegen im Folgenden noch einmal anhand von Fallbeispielen
betont werden: Die Interpretation einer Handlung als Protest, nicht die Form und der Inhalt
des Protestes werden nun im Vordergrund stehen.

Dabei muss zundchst der Beobachter selbst in den Mittelpunkt gestellt werden: Dessen
Deutung fliefit bewusst oder weniger bewusst in alle Beschreibungen von Protest ein. Dabei
berichtet er auch von Handlungen, die fiir sich stehend keine Bedeutung zu haben scheinen,

die sich nicht offensichtlich als Protest zu erkennen gaben. Wihrend etwa ein Meeting, ein
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Memorandum signalisierten, dass es sich dabei um die Kommunikation einer bestimmten
Haltung handelte und diese auch von unbeteiligten Akteuren als Form des Protests oder der
Zustimmung erkannt werden konnten, wurde zum Beispiel das Ausbleiben von Aktionen als
Ausdruck politischer Meinung gewertet.

Von einem bildlichen Beispiel dafiir, welchen Symbolwert die Verweigerung einer Handlung
haben konnte, berichtete Konsul Ranzi im Mai 1909 anlisslich der Thronbesteigungsfeier des
neu installierten Sultans: ,,Auch der Thronwechsel selbst wurde beinahe mit Indifferentismus
aufgenommen und fanden die zu Ehren der Thronbesteigung des neuen Herrschers
veranstalteten Festlichkeiten bei der Bevolkerung nur geringen Anklang, die in Janina nicht
einmal der Aufforderung zur Beflaggung und Illuminierung der Stadt nachkam.“**' Der
Einsatz von Licht hatte bis ins 20. Jahrhundert groe Bedeutung im 6ffentlichen Leben, die
Beleuchtung von Hausern wurde zur Feier einer Person oder eines Anlasses getitigt. Thr
Ausbleiben — oder deren Erzwingung — war somit ein weithin sichtbarer Akt des Protests.*”
Die Beschreibung von Handlungen, die erst durch ihre Deutung ihre Wirkung entfalteten,
betraf naturgemil} vor allem jene Aktionen, die das Konsulat selbst betrafen, die sich also in
einem diplomatischen Umfeld abspielten. Fiir die Konsulatsbeamten, die sich darauf
konzentrierten, auch geringe Differenzen zu beobachten, um eine etwaige Verdnderung im
Verhalten der Akteure zueinander, aber vor allem auch zu der eigenen Macht feststellen zu
konnen, war eine stindige Analyse von eingespielten Verhaltensweisen wichtig, weil dies als
Stimmungsbarometer gegeniiber der Monarchie angesehen werden konnte. Welche
Akteursgruppen etwa bei einem Anlass, der mit der Monarchie in Verbindung stand,
anwesend waren, wurde von den Konsuln notiert und weitergeleitet. Anlésslich des
Trauergottesdiensts fiir den verstorbenen Osterreichisch-ungarischen Aufenminister
Achrenthal wurde die Reaktion der Akteure genau beschrieben, die Anwesenheit beim
Gottesdienst notiert und berichtet, welche Akteure Kondolenzbesuche abstatteten und welche
personliche Beileidsbekundungen dullerten. Auch die Akteure waren sich der Bedeutung ihrer
An- oder Abwesenheit bewusst, denn sie wiesen explizit darauf hin und baten den Konsul,
dies auch weiterzuleiten: ,,Der Metropolit ersuchte mich der hohen k.u.k. Regierung zu
melden, dass er Wert darauf gelegt habe personlich zu erscheinen um auf diese Weise seiner
besonderen Verehrung fiir die Monarchie, die stets fiir den Schutz der Christenheit eintrat zum
Ausdruck zu bringen.“** In diesem Fall wurde die Anwesenheit bei einem Ereignis also als

explizit politische Sympathiebekundung gewertet; der Trauergottesdienst wurde somit seiner
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eigentlichen Bedeutung enthoben und als diplomatische Gelegenheit angesehen. Dies ist im
Kontext der schon mehrmals beschriebenen Rolle des Konsulats als Projektionsfliche der
Monarchie wenig iiberraschend.

Ebenso dieser Rolle entsprechend wurde die Besuchspolitik der Vertreter der Lokalregierung
beobachtet und gewertet. Deren Verdnderung wurde im Juli 1912 zum Thema eines Berichtes,
in dem das veridnderte Verhalten als Stadtgesprich dargestellt wird.?** Zunédchst wird darin die
Besuchspolitik beschrieben, die einem internen Reglement folgte, in dem die Erwiderung der
Besuche und auch die Kleidung vorgegeben war. Wéhrend der Generalgouverneur die
offiziellen Besuche der Konsulatsvertreter an den offiziellen Festtagen bis zu diesem
Zeitpunkt personlich erwidert hatte und ebenso an religiosen Festtagen Besuche abgestattet
worden waren, hatte er sich an den Osterfeiertagen mit der Begriindung vertreten lassen, er sei
erkrankt. Trotz seiner angeblichen Erkrankung habe er jedoch Besuche bei anderen Personen
gemacht. Der zu dieser Zeit in loannina weilende Minister des Innern hatte die offiziellen
Besuche der Konsulatsvertreter ebenfalls nicht personlich erwidert, sondern lie8 lediglich
seine Karte abgeben. Der Konsul sah dies als politischen Akt an, als Zuriickweisung der
europdischen Konsulate: ,,Wenn schon diese in einem kleinen Orte nicht unbemerkt voriiber
gehenden Vorfille bei den Behorden und der Bevolkerung Anlass zur Erorterungen gaben, die
der Stellung der Vertreter der fremden Regierungen gerade nicht zutrdglich waren, so hat das
Verhalten des Generalgouverneurs aus Anlass der letzten Feier der Einfilhrung der
Konstitution hier geradezu Aufsehen erweckt. Der Vali hat ndmlich den Konsuln in
Erwiderung auf ihren Besuch seine Karte durch den Stellvertreter des Vilajetsdragomans
iibermitteln lassen, wihrend er dem griechischen Metropoliten personlich seine Aufwartung
machte.*

Das Verhalten des Generalgouverneurs wurde als Briiskierung empfunden. Konsul Bilinski
stellt dies charakteristischerweise nicht als seine eigene Meinung dar, sondern als die der
Bevdlkerung. In dem fragilen Konstrukt aus Regeln, das den diplomatischen Umgang prigte,
kam das Ausbleiben der Besuche in etwa dem gleich, was im Falle der bisher beschriebenen
Protestformen der Umzug durch die StraBlen Ioanninas war. Dieses Beispiel macht deutlich,
wie kontextabhingig Protest ist und wie viele Formen des Protests vernachldssigt werden,
wenn man sich ausschlieBlich auf kollektive Aktionen konzentriert.

Abschlieend soll deswegen ein Beispiel fiir eine Handlung angefiihrt werden, die zwar als
Protest gedeutet wurde, deren eigentliche Absicht aber gar nicht klar war. Handlungen, die

urspriinglich eingeschrinkte Bedeutung hatten, konnten eine grof3ere Wirkung entfalten, wenn
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Akteure sie als Protest deuteten — beziehungsweise, wie im folgenden Fall, deuten wollten.
Dabei handelt es sich um einen durchaus kuriosen Vorfall, der durch die eingehende Analyse
des oOsterreichisch-ungarischen Konsuls noch an Interesse gewinnt und deswegen in seinen
Worten wiedergegeben werden soll. Dieser ist schon oben (S.24) als Beispiel fiir die Haltung
Konsul Bilinskis gegeniiber der griechischen Bevolkerung zitiert worden. Hier soll jedoch ein
anderer Aspekt untersucht werden. Der Bericht vom 21.6.1911 behandelte ein Ereignis, das
laut dem dem Bericht vorangestellten Betreff das ,,angebliche Attentat auf den griechischen
Generalkonsul* betraf.** Zunichst erfolgte eine eingehende Beschreibung des Ereignisses:
»~Am 11 d[es] M[onats] drang eine Kugel durch das Fenster eines Wohnzimmers des hiesigen
kgl griechischen Generalkonsulates und blieb, ohne weiteren Schaden anzurichten, im
Fussboden stecken. FEine Detonation war nicht horbar. Da das Projectil als ein
Nickelmantelgeschoss Type Mauser agnoscirt (sic) wurde und um jene Tagesstunde auf
ausserhalb des Ortes gelegene vom griech. Consulat in der Luftlinie ca. 1 %2 km entfernten
Hiigelkette militdrische Schiessiibungen vorgenommen wurden, handelte es sich offenbar um
eine durch Prellung verirrte Kugel. Von einem directen [Schuss] konnte das Projectil schon
mit Riicksicht auf seine geringe Durchschlagskraft sowie auf seine Flugbahn, die wie ich
mich selbst iiberzeugte, eine Neigung von ca 30° besass, nicht herstammen. Der Vorfall wurde
von Consul Enyalis sofort zur Anzeige gebracht, worauf sowohl durch die Polizei als auch
durch eine Offiziersdeputation im griech. G[eneral]C[onsulat] eingehende Untersuchungen
iiber den Fall vorgenommen wurden, deren Resultat sich mit obiger Annahme deckt. Noch am
selben Tage begab sich der Generalgouverneur personlich zum Sitz des kgl. griech.
Gl[eneral]C[onsulats] und driickte ihm sein lebhaftestes Bedauern iiber den Vorfall aus.*
Soweit also der eigentliche Vorfall: Eine verirrte Kugel, die zuféllig im griechischen Konsulat
eingeschlagen war. Diese Version wurde nicht nur vom Osterreichisch-ungarischen
Generalkonsul formuliert, sondern auch von den anderen primir beteiligten Akteuren
angenommen. Obwohl sich also alle dariiber einig waren, dass es sich um einen Zufall
handelte, wurde dem Ereignis dennoch eine so groBe Bedeutung zugesprochen, dass der
Generalgouverneur sich gezwungen sah, sich personlich zu entschuldigen. Welche Bedeutung
diesem personlichen Besuch zugemessen werden muss, kann im Kontext der schon
beschriebenen Besuchspolitik eingeschétzt werden — der Generalgouverneur war wohl der
Meinung, dass dieses Ereignis trotz dem Fehlen einer bosartigen Absicht dennoch mit
diplomatischer Sorgfalt zu behandeln sei. Damit schitzte er die Situation richtig ein, wie der

néichste Teil des Konsulatsberichtes deutlich macht.
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»lch hitte mir nicht erlaubt EE iiber dieses an sich bedeutungslose auf einen ungliicklichen
Zufall zurlickzufiihrende Ereignis zu berichten, wenn es nicht wie dies tibrigens
vorauszusehen war, von den hies[igen] griechischen Patrioten aufgegriffen worden wire. Von
dieser Seite wurde die Sache sogleich als ein Attentat auf die griechische Flagge resp[ektive]
auf die Person des Consuls hingestellt und der Anlass beniitzt, um in der hergebrachten Weise
gegen die Regierung Stimmung zu machen. Die Angelegenheit fand ein lebhaftes Echo in der
griechischen Presse, in der die Angelegenheit zu einem politischen Inzidenzfall aufgebauscht
wurde, iliber den besonders die Patraser und Athener Blitter eine Unmenge tendenzids
entstellter Nachrichten brachte.*

Das selbe Ereignis wurde in diesem Bericht auf drei unterschiedliche Arten gedeutet: Der
Konsul sah darin einen ungliicklichen Zufall ohne weitere Bedeutung. Wéhrend der
GroBBgouverneur sich dieser Meinung wohl insofern anschloss, als dass er keine Absicht
vermutete — war doch die Polizei zu dem selben Ergebnis gekommen — so sah er doch grofie
Bedeutung darin und war bemiiht, die Interpretation des Ereignisses zu beeinflussen, indem er
die Aufklarung betrieb und personlich eingriff. Und schlieSlich wurde die verirrte Kugel auch
noch als Anschlag angesehen. Die Griechen sahen das Ereignis so, wie es nur vor der
Untersuchung durch die Polizei und die Offiziersdeputation interpretiert werden konnte: Als
absichtlichen Beschuss des griechischen Generalkonsulats mit politischem Hintergrund. Von
Seiten des Osterreichisch-ungarischen Konsuls wird dies explizit als willkiirliche
Interpretation des Ereignisses dargestellt. Gerade diese Deutung zeigt jedoch, dass alle
Protestaktionen letztlich genau davon abhéngig sind: In griechischen Zeitungen wurde der
Vorfall als Attentat dargestellt und von deren Lesern wohl auch als solcher empfunden. Auch
wenn die Konsulatsberichterstattung vorsatzliche Verzerrung der Tatsachen zu implizieren
scheint, so ist doch nicht klar, ob diese Interpretation nicht doch auf einer ehrlich anderen
Auffassung basierte.

Dieses Dilemma fiihrt zum Anfang des Kapitels zuriick: Was als Protest angesehen wird, ist
letztlich Definitionssache. In diesem Fallbeispiel fiihrt der Konsul selbst an, dass es
variierende Deutungen von ein und dem selben Ereignis geben konnte. Es kann davon
ausgegangen werden, dass die Osterreichisch-ungarischen Konsuln viele Handlungen, die als
Protest gedacht waren, gar nicht als solchen erkannten und diese deswegen nicht beschrieben

wurden.
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3.5 Protest: Ergebnisse

In den vorigen Abschnitten wurde versucht, die in den Konsulatsberichten beschriebenen
Protestformen anhand von Fallbeispielen zu erfassen und zu analysieren. Nun sollen

Gemeinsamkeiten zusammengefasst und Ergebnisse priasentiert werden.

Jede der angefiihrten Protesthandlungen hatte einen oder mehrere Adressaten: Telegramme
wurden an Empfianger gesendet, Versammlungen waren durch ihre Thematik in Zustimmung
oder Gegnerschaft zu einer Gruppe ausgerichtet, und auch die disparaten symbolischen
Handlungen erhielten nur dann einen Sinn, wenn sie von einem Rezipienten richtig gelesen
wurden. Die Adressaten konnen in drei Gruppen eingeteilt werden. Die erste Gruppe der
Adressaten umfasst die Machthabenden in Istanbul. Wie anhand der angefiihrten Beispiele
deutlich geworden ist, waren schriftliche Proteste oft an Vertreter der Regierung in Istanbul
gerichtet, da die Anliegen der Protestierenden von diesen Personen umgesetzt werden
konnten. Diese Gruppe umfasst verschiedene Personen, die keine homogene Einheit bilden:
Ein Telegramm wurde zum Beispiel sowohl an den Sultan als auch an den GroBvezir und die
Regierung geschickt. Dies kam einer multiplen Absicherung gleich, mit der die
Protestierenden sicher gehen konnten, dass die Nachricht ihr Ziel erreichte, auch wenn ein
Teil der Adressaten sie nicht rezipierte. Der Grof3vezir war iibrigens bevorzugter Adressat von
Protest-Telegrammen.

Als zweite Gruppe der Adressaten konnen die Konsuln selbst angesehen werden. Die
Protestierenden richteten ihre Beschwerden nicht ausschlieBlich an die dafiir zustindige
Behorde. Sie gingen oft auch sicher, dass diese bekannt wurden, indem sie Kopien anfertigten
und an andere Adressaten libermittelten, ndmlich unter anderem an das Gsterreich-ungarische
Konsulat. Im Juli 1911 wurde etwa ein von ,,albanischen Patrioten* verfasstes Memorandum
iibermittelt, in dem von der Zentralregierung die Umsetzung von Reformen gefordert wurde.
Dieses Memorandum wurde den Konsulaten Osterreich-Ungarns, Englands, Italiens und
Russlands iibergeben.”® Die 1913 beschriebenen Umziige endeten ebenfalls vor den
Amtsgebduden der europdischen Konsulate. Die Konsulate waren als Vertretung der
GroBmaichte bedeutende Machtfaktoren. Ein Einspruch der GroBméchte, das Vorgehen eines
Konsuln konnte mitunter grofBere Konsequenzen nach sich ziehen als der Protest in Istanbul.
Die Konsulatsvertretungen waren deswegen fiir die Protestierenden ein wichtiges Publikum,

selbst dann, wenn ein Schreiben oder ein Meeting sich nicht direkt an sie richtete: Es kann
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davon ausgegangen werden, dass die Protestierenden immer der Beobachtung durch die
Konsuln bewusst waren und dementsprechend handelten. Wenn in einem Bericht von einer
Protestaktion berichtet wurde, so konnte dies als Erfolg fiir die Akteure angesehen werden, da
ihnen die Publikation ihrer Anliegen gelungen war. Protest war nicht zuletzt auch eine Form
der offentlichen Positionierung, die nicht nur gegeniiber den Adressaten erfolgte, sondern
auch gegeniiber anderen Akteursgruppen und Beobachtern.

Nicht nur die Konsulatsbeamten waren Beobachter. Die dritte Gruppe der Adressaten ist
anhand der Berichte nur duBerst schwer zu fassen: Dabei handelt es sich um die Offentlichkeit
Ioanninas an sich, jenes Publikum, dass in den Konsulatsberichten, in denen der Fokus auf
aktiven Akteursgruppen liegt, iber weite Strecken nur vermutet werden kann. Einen Hinweis
darauf, dass Protestaktionen nicht auf die Interaktion zwischen Protestierenden und
Adressaten beschrankt waren, bietet die Tatsache, dass Kopien von Protest-Telegrammen
gelegentlich an Zeitungen iibermittelt wurden.”” Somit wurde die Publikation der Aktion
aktiv betrieben. Das Fallbeispiel des vermeintlichen Attentats auf das griechische Konsulat
zeigt, dass der Berichterstattung in Zeitungen grofle Bedeutung bei der Meinungsbildung von
Akteursgruppen zugeschrieben wurde.

Bei den genannten Gruppen handelt es sich um externe, der protestierenden Gruppe nicht
zugehorige Adressaten. Jeder Protest hat jedoch auch Auswirkung auf die Demonstrierenden
selbst: Die Kohidrenz einer Gruppe kann dadurch gefordert, das Gefiihl der Einheit gestirkt
und die Formulierung von Meinungen erleichtet werden. Somit bildeten die Protestierenden
ebenfalls eine Gruppe von Adressaten — ndmlich die einzige, auf die der Protest garantiert eine

Auswirkung hatte.

Die Anliegen, die von Akteursgruppen formuliert wurden, betrafen nicht ausschlieBlich ihr
eigenes Leben: Inhalt der Protestschreiben und -Meetings waren selten konkrete Mangel wie
etwa die schlechte Infrastruktur, von der die Konsuln ebenfalls berichten.??® Stattdessen
wurden iiberregionale Themen behandelt. Die Gruppen waren folglich ebenfalls iiberregional
koordiniert. Dies war aufgrund der technischen Grundlagen — der Verfiigbarkeit und
Inanspruchnahme des Telegraphen — mdoglich geworden. Es handelte sich in den Berichten
selten um spontane Handlungen, sondern um Veranstaltungen, die von einer Vereinigung
organisiert worden waren. Die Handlungen werden also als kontrollierte Interaktionen

zwischen den Protestierenden und der Obrigkeit, an die der Protest gerichtet war, beschrieben.
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Viele der beschriebenen Protestformen sind keine direkten Auseinandersetzungen mit den
Adressaten: Im Gegensatz zu direkten Angriffen, personlichen Vorwiirfen, bei denen die
spontane Interaktion zwischen zwei oder mehreren Akteuren im Vordergrund steht und es
mitunter auch zu gewalttitigen Akten kommen kann, wurde eine formalisierte Form des
Protests vorgezogen. Der Protest selbst steht dabei zwischen den Protestierenden und den
Adressaten: Anstatt die Adressaten direkt anzusprechen, erzeugen Versammlungen und die
Formulierung von Telegrammen eine Verzogerung, die letztlich auch die Intensitdt des
Protests einschriankt. Die Tatsache, dass die Adressaten sich oft in rdumlicher Entfernung zu
den Protestierenden befanden, spielt dabei zwar eine Rolle, allerdings hatte die Regierung, an
die Protestschreiben gerichtet wurden, in Form der Lokalregierung auch eine Vertretung in
Ioannina selbst. Diese wurde jedoch nicht direkt angesprochen.

Verschiedene Protestformen wurden miteinander verkniipft und bestirkten sich gegenseitig:
Die Kombination aus Versammlung und Telegramm garantierte, dass der Protest auf mehreren
Ebenen sichtbar wurde. Die Erwdhnung, dass das Schreiben aus einer Versammlung
hervorgegangen sei, war ein Signal an den Adressaten, dass es sich dabei um die koordinierte
Handlung eines Kollektivs handelte und nicht um die Aktion von wenigen Personen. Viele der
Protestformen, von denen berichtet wird, scheinen sich an ein Regelwerk zu halten, dass die
Politik imitiert. Gewalttitige Ausschreitungen werden jedoch kaum beschrieben: Die

Meuterei von Soldaten?”’

, Priigeleien von Einzelpersonen®” und Ausschreitungen wihrend des
Krieges und nach der Besetzung loanninas durch die griechische Armee®' bilden die

Ausnahme.

Bei den Protestierenden handelte es sich in der Darstellung der Konsuln um
Interessensgruppen, die ihre Anliegen in Eigeninitiative vertraten. Das wiederholte,
eigenstindige Auftreten von Protestierenden ldsst vermuten, dass Akteursgruppen die
Moglichkeit eines Eingreifens wahrnahmen, weil sie sich davon Konsequenzen erwarteten.
Die Art, wie protestiert wurde — in Versammlungen, mit Telegrammen — weillt darauf hin,
dass Proteste als legitime politische Mittel verstanden wurden, bei denen nicht die
Ausschreitung im Mittelpunkt stand. Das, was nicht von den Politikern umgesetzt wurde,
nahmen die Akteursgruppen selbst in die Hand, dabei imitierten sie aber die Politik. Dies war
zumindest der Anschein, den die Protestierenden sich selbst geben wollten: Sowohl

schriftlicher Proteste als auch Protest-Meetings und Versammlungen waren eine regulierte

229 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 5, 20.3.1909, No. 56.
230 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 4, 30.5.1908, No. 56; Kt. 7, 20.7.1911, No. 227.
231 HHStA, GKA, GK Janina, Kt. 11, 11.3.1913, No. 100.
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Form der Meinungsiduflerung, die nur bis zu einem gewissen Punkt Aufschluss iiber die
internen Angelegenheiten und Zielsetzungen einer Gruppe geben konnen. Es handelt sich
dabei um eine bewusste Inszenierung, denn in einem Protest werden nur jene Inhalte
formuliert, die nicht geheim gehalten werden miissen. Sichtbar wird jenes sorgfiltig
konstruierte Bild, dass eine Gruppe von sich selbst vermitteln will. Somit stdsst die
Auseinandersetzung mit Protest auf ihre Grenzen, wenn es gilt, Aussagen iiber das

Akteursverhalten zu treffen.
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4. Conclusio

AbschlieBend sollen Ergebnisse der Arbeit zusammengefasst sowie offen gebliebene Fragen
formuliert werden. Vor allem die Reflexion iiber die verwendeten Primdrquellen steht im
Mittelpunkt dieses letzten Abschnitts: Es stellt sich die Frage, ob die zentrale Thematik der
Arbeit — das Protestverhalten der Akteursgruppen loanninas — auf Basis der Konsulatsberichte
sinnvoll bearbeitet werden konnte und welche alternativen Moglichkeiten in der zukiinftigen
Beschéftigung mit dem Thema wahrgenommen werden kdnnen.

Die Auseinandersetzung mit dem Protestverhalten der Akteursgruppen loanninas war von den
Berichten, auf denen diese Arbeit basiert, nicht nur abhéngig, sondern gelenkt. Deren Autoren,
die Osterreichisch-ungarischen Konsuln, agierten in einer Rolle zwischen Akteur und
Beobachter. Anhand des Fallbeispiels des Generalkonsuls Konstantin Bilinski ist jedoch
deutlich geworden, dass dieser sich selbst nur bedingt als Akteur wahrnahm oder sich
wenigstens nicht als solchen darstellte. Schon die Ausbildung der Konsuln war darauf
konzentriert, aus den Studenten objektive Beobachter zu machen und dieses Bestreben sollte
in ihrer beruflichen Laufbahn seine Umsetzung finden. Die damit verbundene
Selbstzuschreibung entsprach jedoch nicht der Wirklichkeit, da Bilinski selbst von Meinungen
gepriagt war und nicht als neutraler Akteur wahrgenommen wurde. Im Gegenteil war er
Feindbild der griechischen Bevolkerung loanninas, da er als parteiisch angesehen wurde. Die
Selbstsicht des Konsuln deckte sich also mit der Fremdsicht zumindest einer Akteursgruppe
nicht. Dies macht deutlich, dass die Inhalte der Berichterstattung nicht einfach iibernommen
und analysiert werden konnen, sondern vielmehr die Deutung der Konsuln immer dem
Berichteten gegentiber gestellt werden muss.

Die Konsuln arbeiteten mit Kategorien, die sie dem beobachteten Gebiet liberstiilpten.
Akteursgruppen wurden lediglich in ihrer politischen Rolle wahrgenommen, wobei die
Gegensitze, die innerhalb der Gruppe herrschten, nicht wahrgenommen — oder zumindest
nicht beschrieben — wurden. Die Stirke der auf das Tagesgeschehen fokussierten
Berichterstattung lag nicht bei der Analyse solcher internen Vorginge, insbesondere, wenn
diese sich iliber einen langen Zeitraum erstreckten. Tatsdchlich macht das Studium von
Konsulatsakten jene pessimistische Auffassung verstindlich, die das Leben und die
Geschichte als ,,just one damned thing after the other* ansieht: Ein Einzelereignis folgt dem
nichsten, der Verlauf wird dabei nicht in den Vordergrund der Analyse gestellt. Die
Gegeniiberstellung mit dem historisch-politischen Kontext, in dem sich die Akteursgruppen

bewegten, zeigt, wie eingeschrinkt der Blick der Konsuln war, welcher Limitierung die
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Konzentration auf loannina gleichkam.

Die Konsuln bewegten sich in einem Kreislauf der Beschrinkung: Sie waren von einer
Ausbildung und einem Berufsethos gepriagt, die eine selektive Wahrnehmung mit
Konzentration auf bestimmte Aspekte bedingten. Deswegen wurden nur bestimmte
Themenfelder betrachtet und in die Berichterstattung aufgenommen. Diese Spezialisierung
hatte wiederum Auswirkungen auf den Stil — ein Faktor, der einer eingehenderen
Untersuchung bediirfte —,** denn dieser imitierte {iber weite Strecken einen Beamtendiskurs,
in dem Farbe und Detail kaum Platz fanden. Die Konzentration auf Faktisches, auf rational
Fassbares bewirkte nicht nur eine Selektion der Themen, sondern auch eine Beschrankung der
Beschreibungen, die Details oder eine ausfiihrliche Charakterisierung von Einzelereignissen
und -akteuren nicht zulie}. Man denke nur an das Fallbeispiel des angeblichen Anschlags auf
das griechische Generalkonsulat: Konsul Bilinski entschuldigte sich darin gewissermal3en
dafiir, dass er von diesem Vorfall berichtete und begriindete dies mit den politischen
Implikationen, die durch die politisch motivierte Interpretation der griechischen Zeitungen
entstanden seien. Die Angelegenheit an sich widre ohne diese Deutung nicht als
betrachtenswert empfunden worden.

Die Einschrankungen, beachtend die der Konsulatsblick der Analyse der Inhalte immer
wieder auferlegte, wurde die zentrale Frage der Arbeit gestellt, ndmlich auf welche Art und
Weise Akteursgruppen in loannina thre Meinungen 6ffentlich vorbrachten und ihre Anliegen
durchzusetzen versuchten. Die Konsulatsberichte erfassen verschiedene Protestformen.
Versammlungen und schriftliche Proteste standen im Zentrum der Analyse: Diese
Moglichkeiten, politische Meinung 6ffentlich zu machen, wurden von den Akteursgruppen
wiederholt auf eine sich &hnelnde Art und Weise wahrgenommen, so dass angenommen
werden kann, dass es sich hier um fixe Bestandteile eines Repertoires an Protestformen
handelt. Jedoch wurde auch von Formen des Protests berichtet, deren Gemeinsamkeiten vor
allem in der Abhéngigkeit von ihrer Interpretation bestand, Aktionen also, die erst durch die
Einordnung als Protest zu solchem wurden und sich nicht von vornherein als solcher
definierten. Die Deutungsabhéngigkeit von Handlungen wurde in diesem Kontext ein weiteres
Mal deutlich — und damit auch die Abhédngigkeit des Lesers von dem Blick der Konsuln.

Die gesamte Arbeit hat immer wieder eine Frage wiederholt: Welche Informationen bieten die
Konsulatsberichte? RegelmiBig sind dabei die Grenzen offenbar geworden, die von dieser

Quellengattung aufgestellt werden. Viele der offenen Fragen konnen nicht beantwortet

232 Es fillt beispielsweise auf, dass die Berichte kaum durch stilistische Unterschiede auf die individuelle
Autorschaft hinweisen.
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werden, weil die Berichterstattung an ihnen kein Interesse zeigte, zu einseitig war oder davon
schlichtweg nicht berichten konnte. Deswegen sollen nun Moglichkeiten angefiihrt werden,
wie eine zukiinftige Beschéftigung mit dem Thema sinnvoll gestaltet werden konnte.

Um das historische Protestverhalten in Ioannina eingehender zu erforschen, miissten andere
Quellen hinzugezogen werden. Keine Form der Berichterstattung bietet dabei den Anspruch
auf Vollstédndigkeit. Die Zeitungen und Journale, die Charles Tilly in seinem umfangreichen
Werk iiber ,,contention® in Grof3britannien herangezogen hat, berichteten beispielsweise nicht
iiber Proteste, die in anderen Quellen sehr wohl festgehalten wurden; in den Journalen fanden
sich wiederum Hinweise, die anderswo nicht zu finden waren.”*® Polizeiberichte und
Egodokumente sind auf jeweils unterschiedliche Art ebenso stark subjektiv geprigt wie
Zeitungs- und Konsulatsberichte, wenngleich sie auch ausfiihrlicher auf Einzelfille eingehen.
Fiir eine weitere Erforschung des Protestverhaltens in Ioannina wire eine Kombination
verschiedener Quellentypen vorzuziehen: Zeitungen und staatliche Dokumente wiirden das
Spektrum entschieden erweitern. Dennoch bleibt es immer bei einer AuBensicht, bei der
Beobachtung durch Adressaten und Rezipienten. Eine Gegeniiberstellung der Innensicht
konnte mittels einer gleichwertigen Anzahl von Egodokumenten der Protestierenden
ausgeglichen werden.

Die Auseinandersetzung mit Protestformen in einem abgeschlossenen Zeitraum ist
aufschlussreich, kann aber erst durch den Vergleich eingeordnet werden. loannina kann nur
als ein Fallbeispiel gelten; die Untersuchung von Protestformen in anderen Teilen des
Osmanischen Reiches wire wiinschenswert, um Gemeinsamkeiten beziehungsweise
Unterschiede feststellen zu konnen. Proteste wurden (und werden) selbst bei gleicher
Thematik und Form in verschiedenen Léndern und Gebieten nicht identisch umgesetzt.*** Thre
Formsprache muss von Fall zu Fall neu untersucht werden. Die Demonstrationskultur ist ohne
bildliches Material nur teilweise erforschbar. Gerade die duere Reprédsentation von Protest ist
ein Aspekt, der in der Konsulatsberichterstattung kaum nachvollzogen werden konnte; die
Ergidnzung schriftlicher Quellen durch Photographien wiirde somit einen definitiven Gewinn
bedeuten.

Der zeitliche Vergleich bietet sich ebenso an; die Analyse iiber einen lingeren Zeitraum kann
Verdnderungen im Protestverhalten aufzeigen, was aufgrund des Fehlens der

Konsulatsberichte in den Jahren vor 1908 in dieser Arbeit nicht geleistet werden konnte. Dies

233 Tilly, Contention, 65f.

234 Vgl. etwa die Sufragetten-Protestméirsche in Europa und den USA. Birgitta Bader-Zaar, ,,'With Banners
Flying': A Comparative View of Women's Suffrage Demonstrations 1906-1914%, in: Matthias Reiss (Hrsg.),
The Street as Stage. Protest Marches and Public Rallies since the Nineteenth Century, Oxford et al 2007,
105-124
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wire besonders spannend, da angenommen werden kann, dass die Einfiihrung der Verfassung
eine Verdnderung in der Protestkultur des Osmanischen Reich bewirkte, da die Bevdlkerung
auf eine neuartige Art mobilisiert wurde.”* In einer Untersuchung der zeitlichen Varianz
konnte eine zentrale Hypothese Charles Tillys iiberpriift werden: ,,We shall know that a new
era has begun not when a new elite holds power or a new constitution appears, but when
ordinary people begin contending for their interests in new ways. Of course, changes in
contention could occur mainly as effects of changes in elites or constitutions. The historical
challenge is to try out that hypothesis, not to take its validity for granted.“**® Die Erforschung
der Verdnderung des Protestverhaltens wihrend eines groflen Zeitraum ist von einer
Einzelperson sinnvoll kaum durchzufiihren, da sehr grole Mengen an Quellenmaterial
untersucht und abgeglichen werden miissen.*’

Die Schlussbetrachtung zeigt, dass in dieser Arbeit nur ein kleiner Bereich des Themenfelds
,Protest® bearbeitet wurde, ndmlich lediglich dessen Form. Wenn jedoch deutlich wurde, dass
das ,,wie* von ebensolcher Bedeutung wie das ,,was® ist — ndmlich wie berichtet wird, wie

protestiert wird — so hat sie thren Zweck erfiillt.

235 Ahmad, Young Turks, 152f.

236 Charles Tilly, The Contentious French, Cambridge 1986, 9.

237 Tilly, der die von ihm untersuchten ,,contentious gatherings™ statistisch erfasste und auswertete, konnte die
Datenmenge nur dank eines Forschungsteams bewaltigen, dass die Quellen {iber Jahre hinweg elektronisch
erfasste.
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Abstract

Im Zentrum der Arbeit steht die Auseinandersetzung mit Formen der Meinungsduerungen,
die in Osterreichisch-ungarischen Konsulatsakten festgehalten wurden. Dabei handelt es sich
um Berichte des Generalkonsulats in Ioannina im Zeitraum 1908-1913, einer politischen
Umbruchszeit, die von Verdnderungen innerhalb des Osmanischen Reiches geprdgt war. Die

untersuchten Berichte liegen im Haus-, Hof- und Staatsarchiv (Wien) auf.

Die Untersuchung widmet sich einer doppelten Fragestellung, wobei die

Produktionsbedingungen der Primérquellen ebenso behandelt werden wie deren Inhalte.

Die erste Ebene der Arbeit widmet sich der Frage, auf welche Art und Weise die
Osterreichisch-ungarischen Konsuln von dem Gebiet, in dem sie tdtig waren, berichteten.
Dabei wird untersucht, welche Kategorien in ihrer Analyse der Bevolkerung und deren

Tatigkeiten verwendet wurden.

Die zweite Ebene der Arbeit betrifft das Themengebiet des Protests. Im Mittelpunkt steht
dabei die Frage, auf welche Art politisch motivierte Meinungen und Anliegen ausgedriickt
wurden. In Anlehnung an Charles Tilly wird untersucht, ob in den Berichten ein bestimmtes
Repertoire an Protestformen aufscheint. Versammlungen und schriftlicher Protest kdnnen
dabei als fester Bestandteil des Protestverhaltens festgestellt werden. Hinzu kommen jedoch
auch schwer fassbare Formen des Protests, deren Verstdndnis von ihrer Interpretation

abhingig ist.

Die beiden Ebenen der Arbeit sind miteinander verwoben und werden stets hinterfragt.
Insbesondere die Darstellungsweise in den Konsulatsberichten wird laufend thematisiert.
Dabei wird deutlich, dass das Erzdhlte immer abhéngig vom Erzéhlenden ist, dass also die

dargestellten Handlungsformen von den Kategorien der Konsuln beeinflusst wurden.

Die Arbeit versteht sich als Quellenkritik, deren Ziel vor allem auch darin besteht, Grenzen
des Erkenntnisgewinns aufzuzeigen und die Mboglichkeiten einer wissenschaftlichen

Auswertung der Konsulatsquellen auszuloten.
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	Bei all dem ist davon auszugehen, dass die Konsuln die Bevölkerung ausschließlich entlang jener Kategorien einteilten, die ihnen vertraut waren: Da sie politische Faktoren zu beschreiben und zu beurteilen hatten, waren auch die Akteure nur in ihrer vermeintlichen politischen Zugehörigkeit sichtbar, nicht jedoch anderen Funktionen. Die Sichtweise der Konsuln verwandelte alle Akteure in Politiker. Jede Person, von der berichtet wurde, schien eine Meinung zu haben, bewusst einer Gruppe anzugehören, während politisch gleichgültige oder unentschlossene Einwohner in den Berichten nicht aufschienen. Somit wandten die Beobachter letztlich ihre eigenen, ihnen vertrauten Maßstäbe auf ihnen unbekannte Umstände und Personen an und schufen auf diese Weise Ordnung und Übersichtlichkeit, um die Komplexität der Situation zu mindern und verständlicher zu machen.96 
	Durch die Konzentration auf Politisches und Faktizität wurde eine genauere Charakterisierung der Akteure, ihrer Motivation, ihres sozialen Hintergrundes ausgespart. Die Konsulatsberichte machen zumeist keine Angaben über soziale Aspekte wie zum Beispiel den beruflichen Hintergrund der Akteure, ihren Vermögensstand, ihre Ausbildung oder ihre Sprachkenntnisse – gerade dies zentrale Fragen bei der Beurteilung politischer Motive.97 Auch Informationen über den persönlichen Hintergrund, also beispielsweise über Familie, Alter oder Religion fehlen. Tatsächlich treten die Akteure in der Berichterstattung zumeist anonym und in Gruppen auf. Wenn es zu Einzelnennungen kommt, handelt es sich um hochrangige politische Funktionäre, die mit Namen versehen und unter Umständen näher charakterisiert werden. Dies betrifft Akteure wie die Generalgouverneure oder Konsuln. Bei kollektiven Handlungen bleiben die Akteure jedoch gesichtslos. Auch die Nennung von Namen, etwa in Form einer Liste an Teilnehmenden, gibt nur wenig Aufschluss über die Akteure selbst: Es zeigt, dass sie zum Beispiel an einer Versammlung teilnahmen, wieso sie dies aber taten, bleibt unbekannt. Den Berichten wird dadurch Farbe und Leben genommen – man ist versucht zu vermuten, dass jeder journalistische Anschein vermieden werden sollte. Gleichzeitig wird ein Bild des Volkes vermittelt, das eine größeren Ansammlung an Personen als undifferenzierte, von unsichtbarer Hand gelenkte Masse ansah, bei der die Rolle des Individuums ausgelöscht wurde.
	Jene Aspekte, die die Mannigfaltigkeit innerhalb der Gruppen deutlich gemacht hätten oder auf den Prozess der Meinungsfindung hingewiesen hätten, die sich also auf einer Metaebene bewegten, waren für die Berichterstattung der Konsuln nicht relevant und in der Regel wohl nicht zugänglich: Es handelt sich dabei um Diskurse, die allein räumlich auch jenseits der Vilâyetsgrenzen zu verorten waren und an der Akteure außerhalb Ioanninas beteiligt waren. Auch zeitlich waren sie von zu langer Dauer, um in den Fokus der auf punktuelle Vorkommen konzentrierten Wahrnehmung der Konsularberichterstattung zu gelangen. 
	Um den politischen Kontext verständlich zu machen, der die politische Meinung und die Aktivitäten der in den Konsulatsberichten definierten Akteursgruppen prägte, sollen die Einheiten, mit denen sie in Verbindung gesetzt wurden, in den folgenden Abschnitten dargestellt werden. Ziel ist es dabei nicht, eine vollständige Darstellung der historischen Rahmenbedingungen des untersuchten Zeitraums zu schaffen; es soll lediglich jener Hintergrund dargestellt werden, der die Aktionen der Akteure prägte und deswegen bei einer Beschäftigung mit dem Protestverhalten stets mitbedacht werden muss.
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